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Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

I. Einführung 

Eine Hauptschlagader der deutschen Energiewende ist der Korridor A ï eine neue Gleichstromverbin-

dung, die Windstrom aus dem Norden Niedersachsens (NDS) nach Nordrhein-Westfalen (NRW) und 

Baden-Württemberg (BW) transportiert. Die Verbindung teilt sich in zwei Vorhaben: A-Nord und Ultranet 

(vgl. Abbildung 1). Der nördliche Teil der Verbindung (A-Nord) ist Gegenstand des vorliegenden An-

trags; er reicht vom niedersächsischen Emden bis ins nordrhein-westfälische Osterath. Rund 2.000 Me-

gawatt elektrische Leistung soll die etwa 300 Kilometer lange Verbindung zukünftig übertragen. Dies 

entspricht dem Bedarf von ca. zwei Millionen Menschen. Das Vorhaben A-Nord wird in insgesamt vier 

Abschnitte eingeteilt: 

Á Abschnitt A: NDS Nord 

Á Abschnitt B: NDS Mitte 

Á Abschnitt C: NDS Süd / NRW Nord 

Á Abschnitt D: NRW Süd 

Die Antragsunterlagen auf Bundesfachplanung nach § 6 NABEG setzen sich wie folgt zusammen: 

Á Erläuterungen zum Vorhaben, welche u. a. beinhalten: 

- den Anlass und die Zielsetzung (vgl. Kapitel 1), 

- die gesetzlichen Grundlagen (vgl. Kapitel 2.1), 

- eine Bedarfsbegründung und den Antragsgegenstand (vgl. Kapitel 2.2 und Kapitel 2.3), 

- eine Darlegung der Abschnittsbildung einschl. Begründung (vgl. Kapitel 2.4), 

- Angaben zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung (vgl. Kapitel 2.5) sowie 

- eine technische Beschreibung zum Vorhaben (vgl. Kapitel 3) 

Á Herleitung des Vorschlags eines Trassenkorridors und der in Frage kommenden Alternativen, welche 

- die Planungsleit- und -grundsätze (Zielsystem) (vgl. Kapitel 4), 

- die Strukturierung des Untersuchungsraumes (vgl. Kapitel 5), 

- die Trassenkorridorfindung und -analyse (vgl. Kapitel 6 und Kapitel 7), 

- den Vergleich von ermittelten Trassenkorridoren und den konkreten Vorschlag eines Trassen-

korridors sowie der in Frage kommenden Alternativen (vgl. Kapitel 8) und 

- die Konverterstandortbereiche und Anbindungskorridore (vgl. Kapitel 9) enthält. 

Á Vorschlag zur Festlegung des Untersuchungsrahmens für die Erstellung der Unterlagen nach § 8 

NABEG (vgl. Antrag Kapitel 10), welche neben den allgemeinen Grundlagen im folgenden Verfah-

rensschritt 

- die Raumverträglichkeitsstudie (RVS) (vgl. Kapitel), 

- die Unterlagen zur Prüfung der Umweltbelange (Umweltbericht für die Strategische Umweltprü-

fung (SUP) (vgl. Kapitel 10.3), Natura 2000-Prüfungen (vgl. Kapitel 10.4), artenschutzrechtliche 

Ersteinschätzungen (vgl. Kapitel 10.5), 

- sonstige öffentliche und private Belange (vgl. Kapitel 10.6) sowie Aussagen zu grenzüberschrei-

tenden Umweltauswirkungen (vgl. Kapitel 10.7)  

berücksichtigen. 
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Abbildung 1: Schematische Karte der Vorhaben A-Nord (1) und Ultranet (2)1 

 

                                                      

1 Der genaue Verlauf beider Vorhaben ist Gegenstand der verschiedenen Planungsverfahren und kann im Ergebnis von der Dar-

stellung abweichen. 



 

 

0 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

 

 

 

  
Gleichstromleitung A-Nord; BBPlG Vorhaben Nr. 1 Emden Ost ï Osterath   Seite 3  

 

 

II. Erläuterungen zum Vorhaben 

Der beschleunigte Ausstieg Deutschlands aus der Kernenergienutzung und der zügige Ausbau der er-

neuerbaren Energien stellen das Stromnetz in Deutschland vor große Herausforderungen. So wird 

Strom aus erneuerbaren Energien häufig verbrauchsfern erzeugt und muss über weite Strecken zu den 

Verbrauchern transportiert werden. Dadurch hat sich die Belastung des deutschen Strom-Transportnet-

zes in den letzten Jahren stark erhöht. Diese Problematik wird sich in der Zeit nach dem Ausstieg aus 

der Kernenergie noch verschärfen: Durch die unterschiedliche regionale Verteilung des Ausbaus der 

abhängig von Wetter und Jahreszeiten schwankenden Erzeugung aus Wind (stärker im Norden) und 

Sonne (mehr im Süden) und die notwendige Einbindung der konventionellen Erzeugungszentren muss 

das Übertragungsnetz einen Ausgleich von Stromangebot und -nachfrage ï insbesondere zwischen 

Nord-, West- und Süddeutschland ï gewährleisten. 

Diese tiefgreifenden Änderungen auf den Erzeugungsmärkten sowie die sich insgesamt grundlegend 

ändernde Struktur der Strommärkte ï angefangen von der Notwendigkeit des Betriebs von Speichern 

bis hin zur Schaffung möglicher Kapazitätsmärkte ï erfordern eine grundlegende Neuausrichtung der 

Netzplanung. Die neue Struktur der Energiegewinnung erfordert damit ein leistungsfähiges Stromnetz, 

das in wenigen Jahren zuverlässig zur Verfügung stehen muss. Dies betrifft vor allem die Haupttrans-

portachsen in Nord-Süd-Richtung. 

Der Gesetzgeber hat in diesem Zusammenhang u.a. die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und den 

vordringlichen Bedarf f¿r das Vorhaben ĂHºchstspannungsleitung Emden Ost ï Osterath; Gleichstromñ 

(Nr. 1 des Bundesbedarfsplans, Anlage gem. § 1 Abs. 1 des Bundesbedarfsplangesetzes -BBPlG-) fest-

gelegt. Diese Feststellung ist verbindlich, so dass die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vor-

dringliche Bedarf im Rahmen der Bundesfachplanung nicht mehr zu prüfen oder in Frage zu stellen sind 

(§ 1 Abs. 1 BBPlG). Die gesetzlichen Grundlagen für die Genehmigung von A-Nord sind im Netzausbau-

beschleunigungsgesetz (NABEG) geregelt. Das Genehmigungsverfahren ist dabei in die zwei Phasen 

Bundesfachplanung und Planfeststellung unterteilt. Die Zuständigkeit als genehmigende Behörde liegt 

bei der Bundesnetzagentur (BNetzA). Der Verfahrensschritt der Bundesfachplanung beginnt mit der 

Stellung des hier vorliegenden Antrags auf Durchführung der Bundesfachplanung nach § 6 NABEG. Die 

Bundesfachplanung ersetzt für Projekte, die in den Anwendungsbereich des NABEG fallen, das sonst 

für große Stromleitungsausbauprojekte übliche Raumordnungsverfahren, geht aber inhaltlich darüber 

hinaus. 

Ziel der Bundesfachplanung ist es, einen raum- und umweltverträglichen Trassenkorridor von bis zu 

1.000 m Breite festzulegen. Nach Einreichung des Antrags gem. § 6 NABEG durch den Vorhabenträger 

mit einem Vorschlag zum Trassenkorridor und in Frage kommenden Alternativen erfolgt die Durchfüh-

rung einer öffentlichen Antragskonferenz durch die BNetzA. Diese legt im Anschluss einen Untersu-

chungsrahmen fest und gibt der Vorhabenträgerin insb. auf, weitere für die raumordnerische Beurteilung 

und die Strategische Umweltprüfung erforderliche Unterlagen vorzulegen (§ 8 NABEG). 

Das Projekt A-Nord ist aufgrund gesetzlicher Vorgaben vorrangig als Erdkabel zu errichten und zu be-

treiben. 

Der Antrag kann auf einzelne angemessene Abschnitte von Trassenkorridoren beschränkt werden (§ 6 

S. 4 NABEG). Die Abschnittsbildung dient in erster Linie dem Zweck, das Verfahren und die inhaltliche 

Komplexität der Bundesfachplanung handhabbar zu machen.  Die Bundesnetzagentur als zuständige 

Genehmigungsbehörde hat ihrer Erwartungshaltung hinsichtlich der Abschnittsbildung auch in ihrem Po-

sitionspapier Ausdruck verliehen, indem sie die Durchführung der Bundesfachplanung in Abschnitten 

zum Grundsatz erhebt, von dem nur in begründeten Sonderfällen abgewichen werden solle. 
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Aufgrund der besseren Handhabbarkeit und Übersichtlichkeit wird daher der Antrag auf Bundesfachpla-

nung durch die Vorhabenträgerin in vier Abschnitte unterteilt (vgl. Abbildung 2). Die Bildung der Ab-

schnitte erfolgt auf der Grundlage der Ergebnisse von Trassenkorridorfindung, -analyse und -vergleich. 

Bei diesen Planungsschritten wird eine vollständige Betrachtung des Trassenkorridornetzes vorgenom-

men. Daher kann es durch die Abschnittsbildung zu keinem frühzeitigen Ausschluss von Alternativen 

kommen. 

 

Abbildung 2: Abschnittsbildung und Trassenkorridornetz 

Die vorliegende Einteilung der Abschnitte ermöglicht eine bessere Überschaubarkeit der lokal und regio-

nal zu berücksichtigenden Belange und zu bewältigenden Probleme. Der Kreis der im Verfahren zu Be-

teiligenden bleibt bei dieser Abschnittsabgrenzung handhabbar. Andererseits ergibt sich hiermit im Hin-

blick auf die Gestaltung der Bundesfachplanung für das Gesamtvorhaben eine ausreichend große sinn-

volle Abschnittslänge; eine übermäßige Parzellierung, die eine angemessene Problembewältigung be-

hindern könnte, entsteht nicht.  
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III. Technische Projektbeschreibung 

Die Übertragungsleistung in der Gleichstrom-Technologie von A-Nord wird auf 2 Gigawatt (GW) Leis-

tung ausgelegt. Zur Anbindung an das bestehende 380-kV-Wechselspannungsnetz werden am Start- 

und Endpunkt Konverter benötigt, die Gleichstrom in Wechselstrom umwandeln und umgekehrt (vgl.  

Abbildung 3). Konverter müssen nicht zwingend direkt am Netzverknüpfungspunkt errichtet werden, sie 

können auch in räumlicher Nähe über eine Stichleitung mit dem Netzverknüpfungspunkt verbunden  

werden. 

 

Abbildung 3: A-Nord (rot) im Netzverbund 

Erdkabelanlage (vgl. Kapitel 3.2) 

Als Regelbauweise ist die offene Bauweise vorgesehen. Dabei werden die Kabelsysteme in offenen 

Gräben verlegt, d.h. in der Regel wird für beide Systeme jeweils ein separater Kabelgraben angelegt, 

der nach Verlegung der Kabel wieder verschlossen wird (vgl. Abbildung 4 und Abbildung 5). Nach aktu-

ellem Planungsstand benötigt A-Nord sechs Kabel zur Übertragung der geplanten Leistung. Zur Verbin-

dung zweier Einzelkabel werden Kabelverbindungen (Muffen) benötigt. Die Muffen müssen vor Ort mon-

tiert werden und sind nach Fertigstellung unterirdisch angeordnet und nicht sichtbar. 

Die gesamte Breite des temporär benötigten Arbeitsstreifens beträgt ca. 35 m und beinhaltet im Wesent-

lichen Bereiche für Bodenlagerung, eine Baustraße sowie zwei separate Gräben für die Errichtung der 

beiden Kabelsysteme. Dauerhaft, d.h. auch für den späteren Betrieb, ist es erforderlich, dass ein ca. 

24 m breiter Schutzstreifen dinglich gesichert wird, in welchem Einschränkungen bezüglich der Nutzung 

bestehen (keine Bebauung und Anpflanzung von Bäumen). 
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Abbildung 4: Regelarbeitsstreifen 1. Bauphase 

 

 

Abbildung 5: Regelarbeitsstreifen 2. Bauphase 

In bestimmten Fällen, wie z. B. bei der Querung von Straßen, größeren Gewässern oder naturschutz-

fachlich sensiblen Bereichen, kommt eine geschlossene Bauweise zur Anwendung. Dabei werden die 

Kabel grabenlos in die Erde eingebracht. Hierzu sind unterschiedlichste Verfahren und Bauweisen mög-

lich (z. B. Pressungen). 

Konverter (vgl. Kapitel 3.3) 

Zur Integration der geplanten Gleichstromverbindung in das bestehende 380-kV-Höchstspannungsnetz 

in Drehstromtechnik benötigt man Konverteranlagen am Anfang und Ende der Verbindung, die der Um-

wandlung von Gleich- in Drehstrom und umgekehrt dienen. Die Gleichstromverbindung A-Nord wird 

dementsprechend im Norden an eine noch zu errichtende Konverteranlage im Raum Emden Ost ange-

schlossen, im Süden an die ebenfalls noch zu errichtende Konverteranlage des sich anschließenden 

Vorhabens Ultranet im Raum Osterath. Die Fläche des Standortes unterteilt sich generell in eine Gebäu-

defläche und eine Frei- bzw. Außenanlagenfläche. Aufgrund der Erfahrungen aus vergleichbaren Pro-

jekten kann von einer Gesamtfläche von ca. 12 ha ausgegangen werden. Die Anbindung des Konver-

ters an den Netzverknüpfungspunkt erfolgt mittels einer Stichleitung. Vorrangig ist diese Verbindung als 

Freileitung herzustellen. In Ausnahmefällen kann es auf Grund der örtlichen Verhältnisse erforderlich 

sein, die Verbindung zwischen Konverter und Netzverknüpfungspunkt gemäß den gesetzlichen Voraus-

setzungen gänzlich oder abschnittsweise als Erdkabelverbindung herzustellen. Für diesen Fall werden 

die Kabel in eigens dafür dimensionierten Gräben oder in geschlossener Bauweise verlegt. 



 

 

0 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

 

 

 

  
Gleichstromleitung A-Nord; BBPlG Vorhaben Nr. 1 Emden Ost ï Osterath   Seite 7  

 

 

 

Freileitung (vgl. Kapitel 3.4) 

Unter eng gefassten Ausnahmevoraussetzungen ist es trotz des Erdkabelvorrangs grundsätzlich auch 

möglich, Teilabschnitte des Gesamtvorhabens als Freileitung zu errichten. Unter anderem ist eine Er-

richtung als Freileitung dann möglich, wenn ein Erdkabel gegen naturschutzrechtliche Verbote verstieße 

oder eine Parallelführung zu einer bestehenden Freileitung möglich wäre. Zudem besteht die Möglich-

keit, dass eine Gebietskörperschaft aufgrund örtlicher Belange im Rahmen der Antragskonferenz ein 

Freileitungsprüfverlangen äußert. In solchen Fällen hat die Vorhabenträgerin im Rahmen des weiteren 

Verfahrens zu prüfen, inwieweit eine solche Ausführung vorzugswürdig ist. 

Für den Bau und Betrieb einer Freileitung ist beiderseits der Leitungsachse ein Schutzstreifen erforder-

lich, um die geforderten Mindestabstände zu den Leiterseilen sicher und dauerhaft gewährleisten zu 

können. Im Bereich des Schutzstreifens bestehen Höhenbeschränkungen hinsichtlich Gehölzaufwuchs 

sowie Bebauungsbeschränkungen. Die Breite des Schutzstreifens ist im Wesentlichen vom Masttyp, der 

aufliegenden Beseilung, den eingesetzten Isolatorketten und dem Mastabstand abhängig.  

Kabelübergabestationen bilden die Schnittstelle zwischen Erdkabeln und ggf. zu planenden Freilei-

tungsabschnitten. Der Platzbedarf für eine Kabelübergabestation kann bis zu ca. 1 ha betragen. 

IV. Zielsystem, Planungsleit- und -grundsätze 

Für das Projekt A-Nord ist ein Zielsystem aufzustellen, welches in erster Linie der Festlegung, Einord-

nung, Anwendung sowie Gewichtung von Planungszielen dient und einen Rahmen für Planungsent-

scheidungen setzt. Als übergeordnete Grundlage der Strukturierung des Untersuchungsraumes sowie 

der Findung, der Analyse und des Vergleichs von Trassenkorridoren wirkt sich das Zielsystem auf alle 

Planungsprozesse der Antragstellung nach § 6 NABEG und darüber hinaus auf die gesamte Bundes-

fachplanung aus. 

Maßgebliche Vorgaben sind in einem übergeordneten Planungsziel definiert: 

ĂErrichtung und Betrieb einer vorrangig erdverkabelten, mºglichst konfliktarmen sowie technisch und 

wirtschaftlich effizienten Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungs Verbindung (HGÜ) auf deut-

schem Staatsgebiet bei möglichst geradlinigem Verlauf zwischen den Netzverknüpfungspunkten (NVP) 

Emden Ost und Osterath unter Anbindung eines Konverterstandortes in räumlicher Nähe zum NVP Em-

den Ost sowie des Konverterstandortes des Projektes ĂUltranetñ in der Nªhe zum NVP Osterath mit ei-

ner Nennleistung von 2 GW.ñ 

Auf Grundlage gesetzlicher Vorgaben erfolgte eine Ableitung von Planungszielen. Dabei wird zwischen 

Planungsleit- und -grundsätzen unterschieden. Planungsleitsätze sind gesetzlich verbindlich und bieten 

keinen Gestaltungsspielraum und sind somit in einer Abwägung nicht überwindbar. Ausnahmen können 

nur nach Maßgabe der gesetzlichen Voraussetzungen in Anspruch genommen werden. 

Bei den Planungsgrundsätzen kann zwischen allgemeinen Planungsgrundsätzen, die immer heranzu-

ziehen sind, und vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen, die von Vorhaben zu Vorhaben variieren 

können, unterschieden werden. Planungsgrundsätze können abgewogen werden. Im Falle eines Kon-

fliktes sind Planungsleitsätze gegenüber Planungsgrundsätzen vorrangig.  
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Die Umsetzung der Leit- und Grundsätze erfolgt über geeignete Kriterien (z. B. Schutzgebiete). Diese 

Kriterien werden Raumwiderstandsklassen zugeordnet. Je nachdem, wie hoch der Schutzstatus eines 

Kriteriums ist, erfolgt die Einstufung in die Raumwiderstandsklassen von sehr hoch (RWK I) bis mittel 

(RWK III). Zudem gibt es Raumsituationen (z. B. Bebauungen), die in offener Bauweise nicht zu über-

winden sind. Diese werden besonders gekennzeichnet (RWK I*). Folgende Planungsleit- und ïgrund-

sätze wurden für das Vorhaben A-Nord definiert: 

Tabelle 1: Planungsleit- und -grundsätze 

Planungsleitsätze (PL)   

1. Meidung der Querung von Siedlungsräumen bzw. von sensiblen Nutzungen 

2. Meidung von Stillgewässern 

3. Meidung erheblicher Beeinträchtigungen von Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) und FFH-Gebieten, 
insbesondere durch Querung, soweit auf Ebene der Bundesfachplanung (BFP) erkennbar 

4. Meidung der Querung von Wasserschutzgebieten Zone I und Zone II 

5. Meidung der Querung von Deponien, Gebieten mit oberflächennahen Rohstoffen / Abgrabungen  
(Tagebau, Gruben, Steinbrüche) 

6. Meidung der Querung von Flughäfen und Flugplätzen, Sondergebieten von Bund/militärischen Anlagen 

7. Meidung der Querung von Naturschutzgebieten (NSG), Nationalparks, Biosphärenreservaten (Kernzone) so-
wie UNESCO-Weltkulturerbestätten 

8. Meidung der Querung von Waldschutzgebieten 

9. Meidung der Verschlechterung des Zustandes von Fließgewässern 

10. Keine Inanspruchnahme ausländischen Staatsgebiets 

Allgemeine Planungsgrundsätze (APG) 

1. Minimierung der Querung von siedlungsnahen Freiräumen/Siedlungsfreiflächen, Sportplätzen 

2. Minimierung der Querung von Waldflächen 

3. Minimierung der Querung von avifaunistisch wertvollen Bereichen (Brutvögel), Ramsar-Gebieten,  
Important Bird Areas (IBA) 

4. Minimierung der Querung von Mooren 

5. Es wird angestrebt, die Querung von empfindlichen und/oder schutzwürdigen Böden zu reduzieren. 

6. Es wird angestrebt, die Querung von Landschaftsschutzgebieten, Naturparks, Biosphärenreservaten  
(Pflegezone) zu reduzieren. 

7. Es wird angestrebt, die Querung von Wasserschutzgebieten Zone III zu reduzieren. 

8. Es wird angestrebt, die Querung von Überschwemmungsgebieten zu reduzieren. 

9. Meidung der Querung von Vorranggebieten, soweit das Vorhaben nicht vereinbar mit den vorrangigen  
Nutzungen ist 

Vorhabenspezifische Planungsgrundsätze (VPG) 

1. Der Planung liegt nach Maßgabe der geltenden Gesetze die vorrangige technische Ausführung als  
ĂErdkabelñ zu Grunde. 

2. Die Erdkabel-Verbindung soll möglichst geradlinig zwischen den Netzverknüpfungspunkten, d. h. in Bezug auf 
die Gesamtstrecke möglichst direkt und ungewunden, geführt werden. 

3. Die Trassenkorridorsegmente sollen möglichst im kurzen und gestreckten Verlauf geführt werden. 

4. Es wird grundsätzlich angestrebt, die Querung von Gebieten, in denen bautechnische Schwierigkeiten zu er-
warten sind und ggf. technische Sonderlösungen für eine Erdkabelverlegung erforderlich werden, zu  
reduzieren. 

5. Die Planung soll eine möglichst geringe Anzahl von Kreuzungspunkten mit anderen linienhaften  
Infrastrukturen aufweisen. 

6. Mögliche Bündelungspotenziale mit anderen linearen Infrastruktureinrichtungen werden dann aufgegriffen, 
wenn dem keine anderen, höherrangigen Belange, bautechnischen Schwierigkeiten oder erheblichen Mehrlän-
gen entgegenstehen. 
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V. Strukturierung des Untersuchungsraumes 

Mit der Strukturierung des Untersuchungsraumes sollen insbesondere die Trassenkorridorfindung vor-

bereitet und die Komplexität des Untersuchungsraumes reduziert werden (vgl. Kapitel 5). Dazu wurde 

eine räumliche Analyse durchgeführt, die in erster Linie ausgehend vom Gebot der Geradlinigkeit kon-

krete Raumwiderstände von sehr hoher Bedeutung betrachtet. Die Strukturierung führt im Ergebnis zu 

einer Abgrenzung des Untersuchungsraumes, die alle zu erwartenden in Frage kommenden Trassen-

korridorvorschläge einschließt. Es wurden außerdem frühzeitig günstige Querungen von sensiblen Ge-

bieten oder technisch schwer überwindbaren Bereichen für die Trassenkorridorfindung identifiziert. 

Die kürzeste Verbindung zwischen zwei Punkten stellt grundsätzlich die Luftlinie dar, die daher als Aus-

gangspunkt der Betrachtung gewählt wird. Als hinreichend großer, erster Ausgangsraum für die weite-

ren Schritte zur Ermittlung des Untersuchungsraumes wird nach gutachterlicher Abschätzung ein Raum 

angesehen, der an der schmalsten Stelle mindestens 5 km breit ist. Der Raum wird mit dem Ausschluss 

des Staatsgebietes der Niederlande auf die in der Bundesrepublik Deutschland liegenden Räume redu-

ziert, da eine Inanspruchnahme ausländischen Staatsgebietes für den Ausbau des deutschen Über- 

tragungsnetzes nicht zulässig ist (vgl. Abbildung 6).  

 

   

Abbildung 6: Erste Schritte zur Strukturierung des Untersuchungsraumes 

Im Zuge der weiteren Untersuchung wurden die Raumwiderstände von sehr hoher Bedeutung ermittelt 

und Bereiche herausgearbeitet, in denen eine Erdkabelverbindung nur schwer bzw. überhaupt nicht zu 

realisieren ist. Auf diese Weise wurden Bereiche identifiziert, die im gesamten Raum grundsätzlich ge-

mieden bzw. umgangen werden sollen. Gleichzeitig ermöglicht dieses Vorgehen, konfliktarme Räume 

sichtbar zu machen. Der Raum beiderseits der Luftlinie wurde solange erweitert, wie zu erwarten war, 

dass weitere sinnvolle in Frage kommende Alternativen gefunden werden können (vgl. Abbildung 7). 
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Abbildung 7: Strukturierter Untersuchungsraum mit Erweiterungen (Übersicht Ergebnis) 
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VI. Trassenkorridorfindung 

Die Aufgabe der Trassenkorridorfindung ist es, auf der Grundlage der Planungsleit- und -grundsätze in-

nerhalb des strukturierten Untersuchungsraumes zweckmäßige Verläufe von Trassenkorridoren von bis 

zu 1.000 m Breite zwischen den Netzverknüpfungspunkten zu identifizieren. 

Um diese nachvollziehbar herzuleiten, wurden zunächst Trassenkorridorsegmente entwickelt. Sie sind 

Teilabschnitte eines Trassenkorridors, die entweder lokale Konflikte umgehen oder von denen aus alter-

native Trassenkorridore angesteuert werden können. Diese Teilabschnitte wurden dann fortlaufend zu 

zusammenhängenden Korridoren weiterentwickelt und ergeben in der Verknüpfung untereinander das 

Trassenkorridornetz. 

Die Trassenkorridorfindung erfolgt dabei unter besonderer Berücksichtigung der Raumwiderstandssitua-

tion, der Umsetzung eines geradlinigen Verlaufs zwischen den NVP, bautechnischer Aspekte sowie der 

Einbeziehung von Bündelungspotenzialen, z. B. mit vorhandenen Leitungen und Autobahnen (vgl. Kar-

ten 4-13). 

Für die Findung von Trassenkorridoren wird generell die offene Regelbauweise zugrunde gelegt. Es gibt 

jedoch eine Vielzahl von zu querenden bautechnischen Hindernissen und linearen Infrastrukturen mit 

z. T. schützenswerten angrenzenden Bereichen, für die eine Querung in offener Regelbauweise nicht in 

Frage kommt. In diesen Fällen erfolgt im Rahmen der Trassenkorridorfindung eine Einschätzung der 

Querbarkeit in geschlossener Bauweise. 

Im Zuge der Trassenkorridorfindung wurden verschiedene großräumige und wesentliche Raumwider-

stände und Sachverhalte deutlich, die für die fachplanerische Festlegung des Trassenkorridorverlaufes 

eine wichtige Rolle spielten: 

Á Umgehung der großräumigen Bebauung des Ruhrgebietes 

Á Umgehung größerer Ortslagen 

Á Suche nach Querungsmöglichkeiten für den Rhein, die Lippe (und den Wesel-Datteln-Kanal) und 

die Ems 

Á Umgehung großflächiger militärischer Liegenschaften (Schießplätze Nordhorn und Meppen) 

Á Umgehung tiefgründiger Moorflächen (z. B. im Bereich Wietmarschen, Twist, Geeste und Haren) 

Á Umgehung geschlossener Waldflächen (z. B. Dämmerwald, Bentheimer Wald)  

Á Beachtung großräumiger Schutzgebiete 

Das Ergebnis der Trassenkorridorfindung wurde im August und September 2017 im Rahmen einer früh-

zeitigen Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung mit den Fachbehörden sowie der interessierten Öffent-

lichkeit diskutiert. Die eingegangenen Hinweise wurden im Hinblick auf ihre Relevanz für die bisherigen 

Planungsergebnisse gesichtet, bewertet und dokumentiert (vgl. Anlage 17). 
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VII. Analyse der Trassenkorridore 

Die Trassenkorridoranalyse umfasst eine Beschreibung und Bewertung der Trassenkorridore. Sie dient 

der Ermittlung und Darstellung der maßgeblichen Eigenschaften der jeweiligen Trassenkorridorab-

schnitte bzw. der einzelnen Trassenkorridorsegmente (vgl. Kapitel 7). Die Trassenkorridoranalyse liefert 

damit die Grundlage für den anschließenden Vergleich der Trassenkorridorsegmente sowie für die Aus-

wahl des Vorschlagstrassenkorridors und der in Frage kommenden Alternativen.  

Für die Beschreibung und Bewertung der Trassenkorridore werden quantitative, qualitative und verbal-

argumentative Angaben bzw. Bewertungen zusammengefasst. 

In der quantitativen Analyse werden Sachinformationen zu den betroffenen Raum- und Bauwiderstän-

den und Kriterien dargestellt. Damit wird erfasst, inwieweit das Trassenkorridorsegment mit den jeweili-

gen raumordnerischen, umweltfachlichen und bautechnischen Restriktionen für die weiteren Planungs-

schritte belegt ist.  

In der qualitativen Analyse werden die Eigenschaften der jeweiligen Trassenkorridorsegmente dargelegt 

und verbal-argumentativ beschrieben. Besonderheiten, wie eine besondere Ausprägung von Einzelkrite-

rien oder regionale Besonderheiten, werden dabei herausgestellt.  

In der Analyse der Trassenkorridorsegmente werden zusammenfassend folgende Parameter ermittelt: 

Á Raumwiderstände  

Á Bauwiderstände  

Á besondere Merkmale des Segmentes im Hinblick auf Umwelt- und Raumnutzungskriterien  

sowie bautechnische Kriterien 

Á Konfliktbereiche  

- Riegel (durchgängiger Bereich mit sehr hohen Raumwiderständen bzw. Passierbarkeit kleiner als 

35 m (Regelstreifenbreite))  

- planerische Engstellen (Engpasssituation zwischen Flächen mit sehr hohen Raumwiderständen 

von > 35 m Ò 105 m) 

- bautechnische Hindernisse (Kreuzung von klassifizierten Straßen, Bahntrassen, Fließgewässern) 

Á Segmentlänge  

Á Länge und Art von Bündelungspotenzialen 

Die im Zuge der Entwicklung von Trassenkorridoren identifizierten Konfliktbereiche werden im ĂAmpel-

prinzipñ einzeln analysiert und im Hinblick auf das jeweilige Realisierungshemmnis bzw. auf ihre Pas-

sierbarkeit überprüft (vgl. Karte 14, Anlage 7).  

Wªhrend f¿r die Arbeitsschritte ĂStrukturierung des Untersuchungsraumesñ und ĂTrassenkorridorfin-

dungñ weitestgehend die Regelbauweise ĂOffene Bauweise im Kabelgrabenñ zugrunde gelegt wurde, 

werden im Rahmen der Trassenkorridoranalyse und insbesondere bei der Bewertung der Überwindbar-

keit von Konfliktbereichen auch von der Regelbauweise abweichende bautechnische Möglichkeiten der 

Konfliktvermeidung (z. B. Ăgeschlossene Bauweisenñ) sowie sonstige MaÇnahmen zur Vermeidung ein-

bezogen.  

In der Trassenkorridoranalyse wurde eine Vielzahl von Trassenkorridorsegmente untersucht. Die Doku-

mentation der Trassenkorridoranalyse erfolgt in Steckbriefen, die für jedes Trassenkorridorsegment er-

stellt werden (vgl. Anlage 7). 
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VIII. Vergleich der Trassenkorridore 

Mit dem Vergleich der Trassenkorridore erfolgt die Ableitung eines Trassenkorridorvorschlags, der aus 

der Sicht der Vorhabenträgerin die bestgeeignete Alternative zur Führung der geplanten Gleichstromlei-

tung zwischen den Netzverknüpfungspunkten Emden Ost und Osterath darstellt. Neben dem Trassen-

korridorvorschlag werden die in Frage kommenden Alternativen benannt, die nach Auffassung der Vor-

habenträgerin bei der Erstellung der Unterlagen nach § 8 NABEG Berücksichtigung finden sollen. 

Auf dieser Grundlage gibt die Bundesnetzagentur unter Einbeziehung der Ergebnisse der Antragskonfe-

renz nach § 7 NABEG der Vorhabenträgerin mit der Festlegung des Untersuchungsrahmens auf, so-

wohl den Trassenkorridorvorschlag als auch die ernsthaft in Betracht kommenden Alternativen im Rah-

men der Erstellung der Unterlagen nach § 8 NABEG weitergehend zu prüfen. 

Die Ableitung des Vorschlagstrassenkorridors und der in Frage kommenden Alternativen erfolgt ausge-

hend von dem ermittelten Trassenkorridornetz in einem mehrstufigen Vergleich. Hierzu werden sowohl 

klein- als auch großräumige Alternativen innerhalb von Entscheidungsräumen (vgl. Antrag Karte 15) ge-

genübergestellt und anhand von definierten Kriterien bewertet. 

Im Anschluss wurde aus den Ergebnissen der einzelnen Vergleiche ein durchgehender Trassenkorridor 

zwischen den Netzverknüpfungspunkten ermittelt, der in der Abwägung die geringsten umweltfachli-

chen, raumordnerischen sowie bautechnischen Nachteile unter besonderer Berücksichtigung der Stre-

ckenlänge und der möglichen Bündelungspotenziale aufweist. 

Wurden im Rahmen des Vergleichs sehr deutliche Nachteile einer Alternative im Vergleich zu einer an-

deren Alternative oder zum Vorschlagstrassenkorridor festgestellt, so stellt sie grundsätzlich keine in 

Frage kommende Alternative dar. Im Einzelfall können jedoch auch Alternativen mit sehr deutlichen 

Nachteilen Bestandteil der in Frage kommenden Alternativen sein, wenn sie etwa als Verbindungsele-

ment erforderlich sind oder detailliertere Betrachtungen im Rahmen des weiteren Verfahrens zur ab-

schließenden Beurteilung erforderlich sind. Zudem können Alternativen im Einzelfall auch dann abge-

schichtet werden, wenn zunächst keine sehr deutlichen Nachteile ermittelt wurden, die Alternative aber 

nach näherer Prüfung in der Gesamtschau so nachteilhaft ist, dass sie nicht mehr in Frage kommt  

(vgl. Abbildung 8). 

Tabelle 2: Abschnittsbezogene Streckenlängen und Luftlinien vom Vorschlagskorridor so-

wie von in Frage kommenden Alternativen 

Abschnitt 
Länge  

Vorschlags- 
trassenkorridor 

Länge Luftlinie  
Vorschlagstrassen-

korridor (§ 30 Abs. 2 
S. 2 NABEG) 

Länge alternative  
Trassenkorridore 

(Summe)  

Abschnitt A - NDS Nord 22,69 km 19,8 km 38,48 km 

Abschnitt B - NDS Mitte 81,17 km 74,2 km 118,44 km 

Abschnitt C - NDS Süd / NRW Nord  92,79 km  79,8 km 310,94 km 

Abschnitt D - NRW Süd 103,47 km 65,2 km 100,22 km 

Summe 300,12 km  239,0 km 568,08 km 
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Abbildung 8: Ergebnis des Trassenkorridorvergleiches 
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IX. Konverterstandortbereiche 

Zur Integration der geplanten Gleichstromverbindung in das bestehende 380-kV-Höchstspannungsnetz 

(Wechselstrom) werden am Anfang und Ende der Verbindung Konverteranlagen benötigt, die der Um-

wandlung von Gleich- in Wechselstrom sowie umgekehrt dienen (vgl. Kapitel 9). Um die Realisierbarkeit 

des Vorhabens zu gewährleisten, ist deshalb zu prüfen, wo es geeignete Standortbereiche gibt, auf de-

nen ein Konverter errichtet und betrieben werden könnte, um die Gleichstromleitung anzubinden. Die 

Suche nach geeigneten Konverterstandorten findet in räumlicher Nähe zu den Netzverknüpfungspunk-

ten Emden Ost und Osterath statt. Im Raum Osterath wurden bereits im Rahmen des Projektes Ultra-

net, für das ein Antrag auf Bundesfachplanung im Vorfeld der vorliegenden Antragseinreichung gestellt 

worden ist, geeignete Standortbereiche ermittelt. Daran wird für das vorliegende Vorhaben A-Nord an-

geknüpft, da derselbe Konverter wie bei Ultranet genutzt werden soll. Das Gutachten für die Standortfin-

dung des südlichen Konverters, das im Rahmen des Projekts Ultranet erstellt wurde, ist diesem Antrag 

nachrichtlich beigelegt (vgl. Anlage 12). Im Umfeld des südlichen NVP Osterath konnten insgesamt fünf 

geeignete Standortbereiche identifiziert werden. 

Für die Suche nach einem Konverterstandort nahe dem nördlichen NVP kann hingegen nicht auf die Er-

gebnisse aus anderen Projekten zurückgegriffen werden. Es erfolgte daher eine (erstmalige) Untersu-

chung von möglichen Standortbereichen im Rahmen des gegenständlichen Vorhabens ĂA-Nordñ (vgl. 

Anlage 11). 

Die Ermittlung von Standorten erfolgt anhand von Ausschlusskriterien sowie Rückstellungskriterien. 

Ausschlusskriterien beinhalten Flächen, die für die Errichtung eines Konverters nicht geeignet sind (z. B. 

unzureichende Flächengröße, vorhandene Schutzgebiete). Auf Flächen, die mit Rückstellungskriterien 

belegt sind, ist eine Umsetzung nur im Einzelfall nach genauer Prüfung möglich. Die verbleibenden Flä-

chen werden auf Grundlage weiterer Kriterien untersucht. Anschließend erfolgt durch einen Vergleich 

die Auswahl der geeigneten Standorte. Im Ergebnis wurden sieben potenziell geeignete Standortberei-

che identifiziert, von denen drei vorzugsweise zu beplanende Standortbereiche (Petkum Süd, Borssum, 

Jarßumer Hafen) darstellen. 

X. Vorschläge zur Definition des Untersuchungsrahmens 

Untersuchungsgegenstand für die Bundesfachplanung nach § 8 NABEG sind der Vorschlagstrassenkor-

ridor sowie die ernsthaft in Betracht kommenden Alternativen (vgl. Karte 16). Gemäß § 6 Satz 5 NABEG 

soll der Antrag auf Bundesfachplanung Angaben enthalten, die die Festlegung des Untersuchungsrah-

mens nach § 7 NABEG ermöglichen. Für die Festlegung des Untersuchungsrahmens wird die Erstellung 

folgender Unterlagen gemäß § 8 NABEG vorgeschlagen: 

Á Raumverträglichkeitsstudie (RVS) (vgl. Kapitel 10.2) 

Á Umweltbericht (SUP) (vgl. Kapitel 10.3.1) 

Á Unterlagen zu den Natura 2000-Vorprüfungen/-Verträglichkeitsprüfungen (vgl. Kapitel 10.4) 

Á Unterlagen zur artenschutzrechtlichen Ersteinschätzung (vgl. Kapitel. 10.5) 

Á Unterlagen zur Prüfung der sonstigen öffentlichen und privaten Belange (vgl. Kapitel 10.6) 

Die Untersuchungsräume werden im Grundsatz schutzgutspezifisch abgegrenzt. Grundlage hierfür sind 

die Korridore des Trassenkorridorvorschlags und der ernsthaft in Betracht kommenden Alternativen mit 

einer Breite von 1.000 m. 
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Grenzüberschreitende Auswirkungen 

Aufgrund der Tatsache, dass einige Trassenkorridore in Grenznähe bzw. unmittelbar entlang der nieder-

ländischen Staatsgrenze verlaufen, wurden die voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens 

A-Nord auf die Niederlande im Rahmen einer gutachterlichen Einschätzung untersucht (vgl. Anlage 19). 

Diese gutachterliche Einschätzung ergab, dass die ermittelten Auswirkungen des Vorhabens größten-

teils auf den Trassenkorridor selbst, welcher sich ausschließlich auf deutscher Seite befindet, be-

schränkt sind. Umweltauswirkungen auf die Niederlande werden ï teilweise unter Anwendung von Ver-

meidungs- und Verminderungsmaßnahmen ï als nicht erheblich eingeschätzt. 

Allerdings kommt das Gutachten auch zu dem Ergebnis, dass grenzüberschreitende Auswirkungen auf 

die in der Nähe der Trassenkorridore liegenden Natura 2000-Gebiete auf niederländischem Staatsgebiet 

sowie Auswirkungen auf artenschutzrechtliche Verbotstatbestände auf dieser Planungsebene noch nicht 

abschließend ausgeschlossen werden können. Daher werden für die Bundesfachplanung (§ 8 NABEG) 

weitergehende Untersuchungen empfohlen (vgl. Anlage 19). 
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1 Einführung 

1.1 Antrag auf Bundesfachplanung 

Mit dem vorliegenden Antrag gemäß § 6 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Übertragungsnetz 

(NABEG) beantragt die Vorhabenträgerin, die Amprion GmbH, die Durchführung der Bundesfachpla-

nung (BFP) für das  

Vorhaben Nr. 1 ĂHºchstspannungsleitung Emden Ost ï Osterath; Gleichstromñ gemªÇ der An-

lage zu § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Bundesbedarfsplan (BBPlG), im Folgenden auch als 

ĂA-Nordñ bezeichnet, für den Abschnitt C ĂNiedersachsen S¿d / NRW Nordñ zwischen dem Raum 

Wietmarschen (Lingen) und dem Raum Borken / Schermbeck  

(anteilige Länge ca. 93 km). 

 

1.2 Vorhabenträgerin 

Vorhabenträgerin und Antragstellerin für Planung, Bau und Betrieb der Leitung A-Nord ist die  

Amprion GmbH  

Rheinlanddamm 24  

44139 Dortmund  

Die Amprion GmbH ist ein bedeutender Übertragungsnetzbetreiber in Europa und betreibt mit 

11.000 km das längste Höchstspannungsnetz in Deutschland. Von Niedersachsen bis zu den Alpen 

werden mehr als 27 Millionen Menschen über das Amprion-Netz versorgt. Das Netz mit den Span-

nungsstufen 380 kV und 220 kV steht allen Akteuren am Strommarkt diskriminierungsfrei sowie zu 

marktgerechten und transparenten Bedingungen zur Verfügung. Darüber hinaus ist die Amprion GmbH 

verantwortlich für die Koordination des Verbundbetriebs in Deutschland sowie im nördlichen Teil des eu-

ropäischen Höchstspannungsnetzes. 

Nach dem Gesetz ist die Amprion GmbH als Übertragungsnetzbetreiberin verpflichtet, ein sicheres, zu-

verlässiges und leistungsfähiges Energieversorgungsnetz zu betreiben und bedarfsgerecht auszubauen, 

soweit dies wirtschaftlich zumutbar ist, um damit zu einer sicheren Energieversorgung beizutragen 

(§§ 11, 12 EnWG). 

1.3 Ziel des Antrags 

Die mit diesem Antrag nach § 6 NABEG vorgelegten Unterlagen verfolgen den Zweck, ein Bundesfach-

planungsverfahren nach §§ 4 ff. NABEG für das Vorhaben Nr. 1 ĂEmden Ost ï Osterath; Gleichstromñ 

gemäß der Anlage zum BBPlG einzuleiten. Der Gesetzgeber hat mit dem BBPlG die energiewirtschaftli-

che Notwendigkeit der im Bedarfsplan aufgeführten Vorhaben zur Gewährleistung eines sicheren und 

zuverlässigen Netzbetriebs festgestellt (§ 1 Abs. 1 i. V. m. der Anlage zum BBPlG). Durch die Auswei-

sung als länderübergreifende Leitung i. S. d. § 2 Abs. 1 BBPlG wird der Anwendungsbereich des 

NABEG (§ 2 Abs. 1 NABEG) und des darin enthaltenen Zulassungsregimes eröffnet. 
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Nach Maßgabe der §§ 5, 12 NABEG liegt die Bundesfachplanung in der Zuständigkeit der Bundesnetz-

agentur (BNetzA). Ziel der Bundesfachplanung ist es, einen raum- und umweltverträglichen Trassenkor-

ridor festzulegen, der zudem technisch und ökonomisch sinnvoll ist. Nach dem Positionspapier der 

BNetzA soll dieser eine Breite von 500 bis 1.000 m aufweisen. Der genaue Verlauf der Leitung wird erst 

in den folgenden Planfeststellungsverfahren festgelegt.  

Der Antrag der Vorhabenträgerin nach § 6 NABEG leitet das Bundesfachplanungsverfahren ein. Nach 

der Durchführung der Antragskonferenz(en) (§ 7 NABEG) wird nach § 7 Abs. 4 NABEG der Untersu-

chungsumfang der nach § 8 NABEG einzureichenden Unterlagen durch die BNetzA festgelegt. Nach 

Einreichung dieser Unterlagen findet eine Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung durch die BNetzA 

statt. Mit Abschluss der Bundesfachplanung nach § 12 NABEG bestimmt die BNetzA den Verlauf eines 

Trassenkorridors. 

1.4 Vorhaben 

Eine Hauptschlagader der deutschen Energiewende ist der Korridor A ï eine neue Gleichstromverbin-

dung, die Windstrom aus dem Norden Niedersachsens nach Nordrhein-Westfalen und Baden-Württem-

berg transportiert. Die Verbindung teilt sich in zwei Vorhaben: A-Nord und Ultranet. Der nördliche der 

beiden Teile (A-Nord) reicht vom niedersächsischen Emden bis ins nordrhein-westfälische Osterath. 

Rund 2.000 Megawatt elektrische Leistung soll die Verbindung zukünftig übertragen. Dies entspricht 

dem Bedarf von etwa zwei Millionen Menschen. Gemäß § 2 Abs. 5 BBPlG soll das Vorhaben A-Nord 

dabei vorrangig in Erdkabelbauweise errichtet werden. Der Bundesbedarfsplan sieht zudem den Einsatz 

einer Höchstspannungs-Gleichstromübertragung vor. Die Fertigstellung von A-Nord ist für das Jahr 

2025 geplant.  

Während die im Bundesbedarfsplan vorgegebenen Netzverknüpfungspunkte Emden Ost und Osterath 

als Anfangs- und Endpunkte der Höchstspannungsverbindung verbindlich sind, ist der konkrete Standort 

von Nebenanlagen, wie etwa Konvertern, durch die Benennung der Netzverknüpfungspunkte noch nicht 

vorgegeben. Konverter müssen nicht zwingend unmittelbar am Netzverknüpfungspunkt errichtet wer-

den, sie können auch in räumlich begrenztem Umfang über eine Stichleitung mit dem Netzverknüp-

fungspunkt verbunden werden. Zur Anbindung an das bestehende 380-kV-Wechselspannungsnetz wer-

den am Start- und Endpunkt der Verbindung Konverter benötigt, die Gleichstrom in Wechselstrom um-

wandeln und umgekehrt. Über den Konverter im Raum Osterath werden die beiden Gleichstromverbin-

dungen A-Nord und Ultranet direkt miteinander verbunden. 
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1.5 Beschreibung der Antragsunterlagen 

Nach § 6 S. 5 NABEG soll der Antrag Angaben enthalten, die die Festlegung des Untersuchungsrah-

mens nach § 7 NABEG ermöglichen, und hat daher in allgemein verständlicher Form das geplante Vor-

haben darzustellen.  

Der Antrag muss nach § 6 S. 6 NABEG ferner enthalten:  

(1) einen Vorschlag für den beabsichtigten Verlauf des für die Ausbaumaßnahme erforderlichen Tras-

senkorridors sowie eine Darlegung der in Frage kommenden Alternativen,  

(2) bei Vorhaben im Sinne von § 2 Abs. 5 BBPlG eine Kennzeichnung von Erdkabel- und Freileitungs-

abschnitten im Vorschlag und in den in Frage kommenden Alternativen sowie die Gründe, aus de-

nen in Teilabschnitten ausnahmsweise eine Freileitung in Betracht kommt und  

(3) Erläuterungen zur Auswahl zwischen den in Frage kommenden Alternativen unter Berücksichtigung 

der erkennbaren Umweltauswirkungen und der zu bewältigenden raumordnerischen Konflikte. 

Die Antragsunterlagen auf Bundesfachplanung nach § 6 NABEG setzen sich wie folgt zusammen: 

Á Erläuterungen zum Vorhaben, welche u. a. beinhalten: 

- den Anlass und die Zielsetzung (vgl. Kapitel 1), 

- die gesetzlichen Grundlagen (vgl. Kapitel 2.1), 

- eine Bedarfsbegründung und den Antragsgegenstand (vgl. Kapitel 2.2 und Kapitel 2.3),  

- eine Darlegung der vorgenommenen Abschnittsbildung sowie deren Begründung (vgl. Kapitel 

2.4),  

- Angaben zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung (vgl. Kapitel 2.5) sowie 

- eine technische Beschreibung des Vorhabens (vgl. Kapitel 3) 

Á Herleitung des Vorschlags eines Trassenkorridors und der in Frage kommenden Alternativen, welche 

- die Planungsleit- und -grundsätze (Zielsystem) (vgl. Kapitel 4), 

- die Strukturierung des Untersuchungsraumes (vgl. Kapitel 5),  

- die Trassenkorridorfindung und ïanalyse (vgl. Kapitel 6 und Kapitel 7),  

- den Vergleich von ermittelten Trassenkorridoren und den konkreten Vorschlag eines Trassenkor-

ridors sowie der in Frage kommenden Alternativen (vgl. Kapitel 8) sowie 

- die Konverterstandortbereiche und Anbindungskorridore (vgl. Kapitel 9) enthält. 

Á Vorschlag zur Festlegung des Untersuchungsrahmens für die Erstellung der Unterlagen nach § 8 

NABEG (vgl. Kapitel 10), welche neben den allgemeinen Grundlagen im folgenden Verfahrensschritt 

- die Raumverträglichkeitsstudie (RVS) (vgl. Kapitel 10.2), 

- die Unterlagen zur Prüfung der Umweltbelange (Umweltbericht für die Strategische Umweltprü-

fung (SUP) (vgl. Kapitel 10.3)), Natura 2000-Prüfungen (vgl. Kapitel 10.4), artenschutzrechtliche 

Ersteinschätzungen (vgl. Kapitel 10.5),  

- sonstige öffentliche und private Belange (vgl. Kapitel 10.6) sowie 

- Aussagen zu grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen (vgl. Kapitel 10.7)  

berücksichtigen. 
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2 Erläuterungen zum Vorhaben 

2.1 Gesetzliche Grundlagen 

2.1.1 Hintergrund der gesetzlichen Neuregelungen zur Bundesfachplanung  

Die Bundesregierung beschloss am 28.09.2010 ein neues Energiekonzept, wonach bis zum Jahr 2050 

rund 80 Prozent des elektrischen Stroms in Deutschland aus regenerativen Energien zu erzeugen sind. 

Die Folge des Energiekonzeptes ist ein Umbau der Stromversorgung von konventioneller zu weitgehend 

regenerativer Erzeugung.  

Überlagert wurde dieses Konzept von den Ereignissen um das Kernkraftwerk Fukushima in Japan im 

März 2011 und den daraus gezogenen politischen Konsequenzen. Ausgehend von der durch die Bun-

desregierung proklamierten Energiewende verabschiedete der Bundestag am 30.06.2011 ein umfang-

reiches Gesetzespaket, das den Bundesrat am 08.07.2011 passierte. Hier wurden insbesondere die 

Restlaufzeit der deutschen Kernkraftwerke durch das Ă13. Gesetz zur  nderung des Atomgesetzesñ ver-

kürzt (31.07.2011, BGBl. I S. 1704), eine ĂNeuregelung des Rechtsrahmens f¿r die Fºrderung der 

Stromerzeugung aus erneuerbaren Energienñ erlassen (28.07.2011, BGBl. I S. 1634) und das ĂEnergie-

wirtschaftsgesetzñ umfassend novelliert (26. 07. 2011, BGBl. I S. 1554). Wesentlicher Teil des so ge-

nannten Energiepakets war auch eine vollständige Umgestaltung der Planung und Genehmigung von 

Höchstspannungsleitungen. So gibt das Gesetz zur Neuregelung energiewirtschaftlicher Vorschriften in 

Artikel 1 der Bedarfsermittlung einen neuen Rechtsrahmen (§§ 12a ff. EnWG). Um den Ausstieg aus der 

Kernenergienutzung ohne Gefährdung der Stromversorgungssicherheit umsetzen zu kºnnen, ist Ăein 

beschleunigter und hinreichend dimensionierter Netzausbau und vor allem -umbau erforderlichñ (Emp-

fehlung Sondergutachten Sachverstªndigenrat f¿r Umweltfragen, ĂWege zur 100 % erneuerbaren 

Stromversorgungñ, BT-Drs. 17/4890, S. 28, 287 ff.). Diese Empfehlung des Sachverständigenrates für 

Umweltfragen hat der Gesetzgeber mit dem ĂNetzausbaubeschleunigungsgesetz ¦bertragungsnetzñ 

(NABEG, BGBl. I S. 1690 vom 28.07.2011) aufgegriffen, das für den Netzausbau an die ebenfalls mit 

dem Gesetzgebungspaket neu eingefügte Bedarfsermittlung in §§ 12a ff. EnWG anknüpft. 

Die größte Herausforderung der Energiewende ist es, die Infrastruktur und damit die Stromnetze an den 

mit dem Energiekonzept 2010 beschlossenen und durch das Energiepaket 2011 noch beschleunigten 

Umbau anzupassen. Der seit Jahren gewünschte und anhaltende Zubau von regenerativen Energien 

erhöht ï ungeachtet der Anstrengungen zur Energieeinsparung ï den Bedarf an neuen und teils auch 

anders konfigurierten Netzen. Mit den neuen Instrumenten einer detaillierten Bedarfsermittlung und an-

schließenden Bundesfachplanungs- und Planfeststellungsverfahren soll das Ziel einer erheblichen Be-

schleunigung der Genehmigungs- und Realisierungszeiten erreicht werden. Zugleich wird über eine Zu-

ständigkeitsbündelung der Verfahren bei der BNetzA für bestimmte Höchstspannungsleitungen des 

BBPlG eine Verkürzung der Verfahren angestrebt. 

Mit dem Gesetz zur Änderung von Bestimmungen des Rechts des Energieleitungsbaus vom 21.12.2015 

(BGBl. I S. 2490) hat der Gesetzgeber einen Erdkabelvorrang für bestimmte Höchstspannungsgleich-

stromverbindungen eingeführt. Leitungen zur Höchstspannungs-Gleichstromübertragung (HGÜ) der im 

Bundesbedarfsplan mit ĂEñ gekennzeichneten Vorhaben sind nach den MaÇgaben der § 2 Abs. 5 

i. V. m. § 3 BBPlG vorrangig als Erdkabel zu errichten und zu betreiben.  
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Der verstärkte Einsatz von Erdkabeln ist rechtlich im BBPIG normiert und soll dazu beitragen, die für 

das Gelingen der Energiewende benötigte Akzeptanz der Bevölkerung zu schaffen (BT-Drs. 18/6909, 

S. 41). Der Gesetzgeber differenziert aufgrund der unterschiedlichen technischen Voraussetzungen zwi-

schen dem Drehstrom- und dem Gleichstrombereich. Im Drehstrombereich bleibt es auch nach der Neu-

regelung beim Pilotcharakter der Erdverkabelung. Bei HGÜ-Leitungen hingegen wird der bisherige 

Grundsatz, dass die Trassenplanung auf Freileitungen beruht, umgekehrt; die Erdverkabelung wird zur 

Regel. Die Übertragungsleitung kann jedoch auf technisch und wirtschaftlich effizienten Teilabschnitten 

unter den Ausnahmevoraussetzungen von § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 BBPlG als Freileitung errichtet werden. 

Danach sind eine Errichtung und ein Betrieb als Freileitung zulässig, soweit  

1. ein Erdkabel gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG  verstieße und mit dem Einsatz einer 

Freileitung eine zumutbare Alternative im Sinne des § 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG gegeben ist, 

2. ein Erdkabel nach § 34 Abs. 2 BNatSchG unzulässig wäre und mit dem Einsatz einer Freileitung eine 

zumutbare Alternative im Sinne des § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG gegeben ist, oder  

3. die Leitung in oder unmittelbar neben der Trasse einer bestehenden oder bereits zugelassenen 

Hoch- oder Höchstspannungsfreileitung errichtet und betrieben werden soll und der Einsatz einer 

Freileitung voraussichtlich keine zusätzlichen erheblichen Umweltauswirkungen hat.  

Außerdem können Gebietskörperschaften aufgrund örtlicher Belange nach § 3 Abs. 3 BBPlG im Zuge 

der Antragskonferenz nach § 7 NABEG die Prüfung des Einsatzes einer Freileitung verlangen. Unzuläs-

sig sind Freileitungsteilabschnitte nach den Maßgaben des § 3 Abs. 4 BBPlG im Fall der Unterschrei-

tung von bestimmten Abständen zu Wohngebäuden.  

2.1.2 Gesetzliches Stufensystem zur Verwirklichung von Neubauvorhaben 

Im Einzelnen lassen sich im Zuge der durch die Energiewende veranlassten Beschleunigungsbemühun-

gen beim Netzausbau für Vorhaben, die dem Anwendungsbereich des NABEG unterliegen, im Wesentli-

chen drei Regelungsebenen unterscheiden: 

Á Ermittlung des Netzausbaubedarfs (Bedarfsermittlung) 

Á Festlegung der Trassenkorridore (Bundesfachplanung) 

Á Genehmigung der Leitungsbauvorhaben (Planfeststellungsverfahren) 

Die vorliegend beantragte Bundesfachplanung ersetzt für Projekte, die in den Anwendungsbereich des 

NABEG fallen, die sonst für große Stromleitungsausbauprojekte üblichen Raumordnungsverfahren, geht 

aber inhaltlich über diese hinaus. Die Bundesfachplanung fügt sich nach der neuen Rechtslage in ein 

mehrstufiges System ein, das den gesamten Netzplanungs- und Netzausbauprozess in verschiedene 

zwingende Schritte gliedert. Dabei ist fachlich zwischen drei Phasen zu unterscheiden: 

Die erste Phase der Übertragungsnetzplanung umfasst die netzplanerische Bedarfsermittlung und voll-

zieht sich in den Schritten der Erstellung des Szenariorahmens nach § 12a EnWG, der Erstellung und 

Bestätigung des Netzentwicklungsplans nach § 12b und c EnWG sowie der Verabschiedung des Bun-

desbedarfsplangesetzes nach § 12e EnWG. Die zweite Phase, welche die großräumige Planung der 

Höchstspannungsleitungen betrifft, knüpft an die Bedarfsfeststellung im Bundesbedarfsplangesetz an. 

Im Hinblick auf die Vorhaben des Bedarfsplans, welche in den Anwendungsbereich des NABEG fallen, 

umfasst diese Phase die Bundesfachplanung nach §§ 4 ff. NABEG. Die Planfeststellung nach §§ 18 ff. 

NABEG, die mit dem Planfeststellungsbeschluss gem. § 24 NABEG endet, schließt sich sodann als 

dritte Phase an. 
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Szenariorahmen nach § 12a EnWG  

Den ersten Schritt der Bedarfsermittlung stellt die Erstellung und Genehmigung des Szenariorahmens 

nach § 12a EnWG dar. Danach erarbeiten die Übertragungsnetzbetreiber alle zwei Jahre einen gemein-

samen Szenariorahmen, der Grundlage für die Erarbeitung des Netzentwicklungsplans nach § 12b 

EnWG ist. Der Szenariorahmen umfasst mindestens drei Entwicklungspfade (Szenarien), die für die 

nächsten 10ï15 Jahre die Bandbreite wahrscheinlicher Entwicklungen im Rahmen der mittel- und lang-

fristigen energiepolitischen Ziele der Bundesregierung abdecken. Eines der Szenarien muss die wahr-

scheinliche Entwicklung der nächsten 15ï20 Jahre darstellen. Für den Szenariorahmen legen die Über-

tragungsnetzbetreiber angemessene Annahmen für die jeweiligen Szenarien zu Erzeugung, Versor-

gung, Verbrauch von Strom sowie dessen Austausch mit anderen Ländern zugrunde und berücksichti-

gen geplante Investitionsvorhaben der europäischen Netzinfrastruktur.  

Die Übertragungsnetzbetreiber legen der BNetzA den Entwurf des Szenariorahmens zur Genehmigung 

vor. Die BNetzA macht den Entwurf des Szenariorahmens auf ihrer Internetseite öffentlich bekannt und 

gibt der Öffentlichkeit, einschließlich tatsächlicher und potenzieller Netznutzer, den nachgelagerten 

Netzbetreibern sowie den Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Äußerung.  

Anschließend genehmigt die BNetzA den Szenariorahmen unter Berücksichtigung der Ergebnisse aus 

dem frühzeitigen Dialog und der Information der Öffentlichkeit. 

Netzentwicklungsplan nach § 12b und § 12c EnWG 

Im zweiten Schritt erstellen die vier Übertragungsnetzbetreiber ï seit 2016 alle zwei Jahre ï auf der 

Grundlage des Szenariorahmens einen gemeinsamen nationalen Netzentwicklungsplan und legen die-

sen der BNetzA zur Bestätigung vor. Der gemeinsame Netzentwicklungsplan muss alle wirksamen Maß-

nahmen zur bedarfsgerechten Optimierung, Verstärkung und zum Ausbau des Netzes enthalten, die in 

den nächsten 10ï15 Jahren für einen sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich sind. Die 

Übertragungsnetzbetreiber nutzen bei der Erarbeitung des Netzentwicklungsplans eine geeignete und 

für einen sachkundigen Dritten nachvollziehbare Modellierung des deutschen Übertragungsnetzes. Der 

Netzentwicklungsplan berücksichtigt den gemeinsamen Netzentwicklungsplan auf europäischer Ebene 

und vorhandene Offshore-Netzpläne. Er umfasst alle Maßnahmen, die nach den Szenarien des Szenari-

orahmens erforderlich sind, um die Anforderungen nach § 12b Abs. 1 S. 2 EnWG zu erfüllen. Dabei ist 

dem Erfordernis eines sicheren und zuverlässigen Netzbetriebs in besonderer Weise Rechnung zu tra-

gen. Die Übertragungsnetzbetreiber veröffentlichen den Entwurf des Netzentwicklungsplans vor Vorlage 

bei der BNetzA auf ihren Internetseiten und geben der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung. Die 

Übertragungsnetzbetreiber legen den konsultierten und ggf. angepassten Entwurf des Netzentwick-

lungsplans der BNetzA anschließend zur Prüfung vor.  

Zur Vorbereitung eines Bedarfsplans erstellt die BNetzA frühzeitig während des Verfahrens einen Um-

weltbericht zum Netzentwicklungsplan.  

Nach Abschluss ihrer Prüfung beteiligt die BNetzA unverzüglich die Behörden, deren Aufgabenbereich 

berührt wird, und die Öffentlichkeit. Maßgeblich hierfür sind die Bestimmungen des UVPG ergänzt um 

die Sonderregeln des § 12c EnWG. Gegenstand der Öffentlichkeitsbeteiligung ist der Entwurf des Netz-

entwicklungsplans und, soweit der Netzentwicklungsplan als Vorlage zur Erstellung eines Bundesbe-

darfsplans nach § 12e EnWG dient, zugleich der Umweltbericht. Die betroffene Öffentlichkeit kann sich 

zum Entwurf des Netzentwicklungsplans und zum Umweltbericht nach § 12c EnWG als Vorbereitung 

des Bundesbedarfsplans äußern.  

Nach § 12c Abs. 4 EnWG bestätigt die BNetzA den Netzentwicklungsplan unter Berücksichtigung des 

Ergebnisses der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung mit Wirkung für die Übertragungsnetzbetrei-

ber.  
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Bundesbedarfsplan nach § 12e EnWG 

Den letzten Schritt in der Phase der netzplanerischen Bedarfsermittlung stellt die Aufstellung und Verab-

schiedung des Bundesbedarfsplans nach § 12e EnWG dar. Nach § 12e Abs. 1 S. 1 EnWG übermittelt 

die BNetzA den Netzentwicklungsplan mindestens alle vier Jahre der Bundesregierung als Entwurf für 

einen Bundesbedarfsplan. Die Bundesregierung legt den Entwurf des Bundesbedarfsplans mindestens 

alle vier Jahre dem Bundesgesetzgeber vor. Die Regulierungsbehörde kennzeichnet in ihrem Entwurf 

für einen Bundesbedarfsplan die (bundes)länderübergreifenden und grenzüberschreitenden Höchst-

spannungsleitungen sowie die Anbindungsleitungen von den Offshore-Windpark-Umspannwerken zu 

den Netzverknüpfungspunkten an Land. Dem Entwurf ist eine Begründung beizufügen. Gemäß § 12e 

Abs. 2 S. 3 EnWG entsprechen die Vorhaben des Bundesbedarfsplans den Zielsetzungen des § 1 

EnWG.  

Mit Erlass des Bundesbedarfsplans durch den Bundesgesetzgeber werden für die darin enthaltenen 

Vorhaben die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf festgestellt (§ 12e 

Abs. 4 S. 1 EnWG). Die Feststellungen sind für die Übertragungsnetzbetreiber sowie für die Planfest-

stellung und die Plangenehmigung nach den §§ 43ï43d EnWG und den §§ 18ï24 NABEG verbindlich. 

Bundesfachplanung nach §§ 4 ff. NABEG 

Der vierte Schritt im Zuge des neu geordneten Verfahrens zum Übertragungsnetzausbau und sogleich 

die zweite der beschriebenen drei Phasen des Netzplanungsprozesses ist das von der BNetzA durchzu-

führende Bundesfachplanungsverfahren nach den §§ 4 ff. NABEG. Dieses knüpft ausweislich § 2 Abs. 1 

und § 4 S. 1 NABEG an das Bundesbedarfsplangesetz an. Die Vorschriften des NABEG insgesamt ï 

und damit auch das Bundesfachplanungsverfahren ï gelten nur für die Errichtung oder Änderung von 

(bundes)länderübergreifenden oder grenzüberschreitenden Höchstspannungsleitungen und Anbin-

dungsleitungen von den Offshore-Windpark-Umspannwerken zu den Netzverknüpfungspunkten an 

Land, die in dem Bundesbedarfsplangesetz als solche gekennzeichnet sind. Für alle übrigen Projekte 

des Übertragungsnetzausbaus sind wie bislang Raumordnungsverfahren und Planfeststellungsverfah-

ren nach EnWG durchzuführen. Der rechtliche Rahmen der Verfahren zur Bundesfachplanung wird im 

Folgenden unter Kapitel 2.1.3 noch eingehender erläutert.  

Planfeststellung nach §§ 18 ff. NABEG 

Die letzte Stufe der Netzausbauplanung stellt das Planfeststellungsverfahren nach §§ 18 ff. NABEG dar, 

welches mit dem Planfeststellungsbeschluss nach § 24 NABEG abgeschlossen wird. Im NABEG wird 

die Planfeststellungspflichtigkeit von Errichtung, Betrieb sowie Änderung von Leitungen im Sinne des 

§ 2 Abs. 1 NABEG festgelegt. Auf Antrag des Vorhabenträgers können die für den Betrieb von Energie-

leitungen notwendigen Anlagen in das Planfeststellungsverfahren integriert und durch Planfeststellung 

zugelassen werden (§ 18 Abs. 2 NABEG). Das Planfeststellungsverfahren erfolgt in mehreren Schritten, 

indem zunächst ein Antrag auf Planfeststellung durch den Vorhabenträger bei der Planfeststellungsbe-

hörde gestellt wird (§ 19 NABEG). Anschließend findet gem. § 20 NABEG eine öffentliche Antragskonfe-

renz statt, als deren Ergebnis der Untersuchungsrahmen festgelegt wird. Der Vorhabenträger reicht 

schließlich gem. § 21 NABEG den auf Grundlage der Ergebnisse der Antragskonferenz nach § 20 

Abs. 3 NABEG bearbeiteten Plan bei der Planfeststellungsbehörde zur Durchführung des Anhörungs-

verfahrens ein. Nach Durchführung des Anhörungsverfahrens einschließlich des Erörterungstermins 

(§ 22 NABEG) wird der Plan durch die Planfeststellungsbehörde im Planfeststellungsbeschluss nach 

§ 24 Abs. 1 NABEG festgestellt. Damit ist das Verfahren zur Planung der Ausbaumaßnahme abge-

schlossen. Gegen den Planfeststellungsbeschluss sind Rechtsmittel möglich. 
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2.1.3 Bundesfachplanung nach §§ 4 ff. NABEG 

Einordnung des Instruments der Bundesfachplanung 

Die Bundesfachplanung nach §§ 4 ff. NABEG ist ein neues Planungsinstrument, das den im Wege der 

energiewirtschaftlichen Bedarfsermittlung festgestellten Stromübertragungsbedarf in einen räumlich-

konkretisierten Ausbaubedarf überführt. Denn die Bundesfachplanung dient nach § 4 NABEG dazu, für 

die vom NABEG erfassten Stromübertragungsleitungen Trassenkorridore zu bestimmen, welche die 

Grundlage für die nachfolgenden Planfeststellungsverfahren bilden. § 3 Abs. 1 NABEG definiert diese 

Trassenkorridore als die als Entscheidung der Bundesfachplanung auszuweisenden, zwischen den 

Netzverknüpfungspunkten verlaufenden Gebietsstreifen. Innerhalb des Trassenkorridors, der von der 

BNetzA im Rahmen der Bundesfachplanung festgelegt wird, wird die Trasse der Stromleitung verlaufen. 

Nach den Gesetzgebungsmaterialien sollen diese Korridore eine Breite von ca. 500ï1.000 m aufweisen. 

Die Besonderheit der Bundesfachplanung liegt darin, dass sie eine neue Planungsart Ăsui generisñ dar-

stellt. Sie enthält zwar Elemente verschiedener üblicher Planungsverfahren, entzieht sich allerdings ei-

ner exakten Einordnung in bislang bekannte Planungsinstrumente. Die Bundesfachplanung ist vor allem 

nicht mit den Raumordnungsverfahren gemäß § 15 des Raumordnungsgesetzes (ROG) i. V. m. den 

Landesplanungsgesetzen gleichzusetzen. Zwar tritt die Bundesfachplanung für die NABEG-Vorhaben 

an die Stelle der Raumordnungsverfahren (§ 28 S. 1 NABEG) und es stimmen auch die inhaltlichen 

Prüfprogramme teilweise überein (vgl. § 5 Abs. 1 S. 3 NABEG; § 15 Abs. 1 S. 2 Hs. 2 ROG). Die Bun-

desfachplanung geht jedoch in verschiedener Hinsicht über Raumordnungsverfahren hinaus. Insbeson-

dere sind bei der Bundesfachplanung nicht nur die Auswirkungen eines Vorhabens auf raumbedeut-

same Belange zu prüfen, sondern auf alle öffentlichen und privaten Belange, soweit sie auf der Ebene 

der Bundesfachplanung bereits erkennbar sind.  

Inhaltliches Prüfungsprogramm der Bundesfachplanung 

Dem Charakter eines fachplanerischen Verfahrens entsprechend bedarf es für die Bestimmung der 

Trassenkorridore in der Bundesfachplanung einer umfassenden Abwägungsentscheidung, in der die 

BNetzA gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 NABEG prüft, ob der Verwirklichung des Vorhabens in einem Trassen-

korridor überwiegende öffentliche oder private Belange entgegenstehen. Dies umfasst neben einer 

Raumverträglichkeitsuntersuchung (§ 5 Abs. 1 S. 3 NABEG) sowie einer Prüfung der Umweltbelange im 

Rahmen einer Strategischen Umweltprüfung (§ 5 Abs. 4 NABEG) auch die Prüfung der Auswirkungen 

einer Verwirklichung des Vorhabens auf sonstige Belange. Bei der Abwägung gemäß § 5 Abs. 1 S. 2ï4 

NABEG werden die Belange mit dem ihnen jeweils zukommenden Gewicht berücksichtigt. Dabei ist der 

Realisierung der Stromleitungen, die in den Anwendungsbereich des NABEG fallen, ein hohes Gewicht 

beizumessen: Sie sind aus Gründen eines überragenden öffentlichen Interesses erforderlich (§ 1 S. 3 

NABEG).  

Nach § 5 Abs. 1 S. 4 NABEG sind Gegenstand der Prüfung der BNetzA in der Bundesfachplanung auch 

etwaige ernsthaft in Betracht kommende Alternativen von Trassenkorridoren. Das NABEG knüpft hier an 

die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes an, wonach aus dem Abwägungsgebot folgt, dass 

die Planungsbehörde bei der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials sämtliche ernsthaft in Be-

tracht kommenden Alternativlösungen berücksichtigen muss. Dabei besteht gemäß § 7 Abs. 3 S. 2 

NABEG bei der Bundesfachplanung die Besonderheit, dass die BNetzA nicht an den Antrag der Vorha-

benträgerin gebunden ist, sondern auch solche Alternativen zu berücksichtigen hat, die andere Verfah-

rensbeteiligte in substantiierter Weise in das Verfahren einbringen, oder die sie selbst für abwägungsre-

levant erachtet.  
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Verfahrensablauf im Regelverfahren 

Der Ablauf eines Bundesfachplanungsverfahrens richtet sich nach den §§ 6ï14 NABEG. Dabei sind auf 

Grundlage einer gestuften Antragstellung grundsätzlich zwei Phasen zu unterscheiden: die Phase der 

Vorbereitung des Planungsverfahrens, in welcher der Antrag nach § 6 NABEG erarbeitet und bei der 

BNetzA eingereicht wird, und die Erstellung und Einreichung der Unterlagen nach § 8 NABEG. Als Bin-

deglied zwischen beiden Phasen fungiert die öffentliche Antragskonferenz nach § 7 NABEG, auf deren 

Grundlage die BNetzA den Untersuchungsrahmen festlegt und den erforderlichen Inhalt der von den 

ÜNB (Übertragungsnetzbetreibern) nach § 8 NABEG einzureichenden Unterlagen bestimmt (§ 7 Abs. 4 

NABEG). 

Mindestinhalte des Antrags nach § 6 NABEG sind  

Á ein Vorschlag für den beabsichtigten Verlauf des für das Leitungsbauvorhaben erforderlichen Tras-

senkorridors (vgl. Kapitel 8.1.6.1),  

Á eine Darlegung der in Frage kommenden Alternativen (vgl. Kapitel 8.1.8),  

Á eine Kennzeichnung von Erdkabel- und Freileitungsabschnitten im Vorschlag und in den infrage 

kommenden Alternativen (derzeit sind keine Freileitungsabschnitte vorgesehen),  

Á die Gründe, aus denen in Teilabschnitten ausnahmsweise eine Freileitung in Betracht kommt  

(vgl. Kapitel 10.1.3),  

Á Erläuterungen zur Auswahl zwischen den Alternativen unter Berücksichtigung der erkennbaren Um-

weltauswirkungen und der zu bewältigenden raumordnerischen Konflikte (§ 6 S. 6 NABEG)  

(vgl. Kapitel 10.1.3).  

Nach Einreichung dieses Antrags hat die BNetzA nach § 7 Abs. 1 S. 1 NABEG unverzüglich eine An-

tragskonferenz durchzuführen, in welcher die Angaben die Vorhabenträgerin als Erörterungsgrundlage 

für die Festlegung des Untersuchungsrahmens sowie die Bestimmung des Inhalts der Unterlagen nach 

§ 8 NABEG durch die BNetzA dienen. Die Antragskonferenz dient nach § 7 Abs. 1 S. 4 NABEG zugleich 

als Scoping-Termin i. S. d. § 39 Abs. 4 S. 2 UVPG für die Strategische Umweltprüfung. Als Teilnehmer 

geladen werden der Vorhabenträger und die betroffenen Träger öffentlicher Belange (insbesondere die 

für die Landesplanung zuständigen Landesbehörden) sowie die Vereinigungen, deren satzungsmäßiger 

Aufgabenbereich berührt wird (vgl. § 2 Abs. 9 Hs. 2 UVPG). Die Antragskonferenz ist öffentlich (§ 7 

Abs. 2 S. 3 Hs. 1 NABEG).  

Entsprechend der von der BNetzA auf Grund der Ergebnisse der Antragskonferenz zu treffenden Festle-

gung des Untersuchungsrahmens und der Bestimmung des erforderlichen Inhalts der einzureichenden 

Unterlagen stellt die Vorhabenträgerin die Unterlagen nach § 8 NABEG zusammen. Diese umfassen 

insbesondere eine Raumverträglichkeitsuntersuchung, einen Umweltbericht zur Strategischen Umwelt-

prüfung, Unterlagen zur Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem Schutzgebietsnetz Natura 

2000, eine artenschutzrechtliche Ersteinschätzung sowie eine Prüfung sonstiger öffentlicher und privater 

Belange hinsichtlich des vorgeschlagenen Trassenkorridors und etwaiger ernsthaft in Betracht kommen-

der Alternativen. Auf dieser Grundlage erfolgt gemäß § 9 NABEG eine Behörden- und Öffentlichkeitsbe-

teiligung, die nach § 10 NABEG auch einen obligatorischen Erörterungstermin umfasst.  

Nach § 12 Abs. 1 NABEG ist die Bundesfachplanung binnen sechs Monaten nach Vorliegen der voll-

ständigen Unterlagen bei der BNetzA abzuschließen. Die Bundesfachplanungsentscheidung enthält den 

Verlauf eines raumverträglichen Trassenkorridors, der Teil des Bundesnetzplans (§ 17 NABEG) wird. 

Darin enthalten sind auch die an den Landesgrenzen gelegenen Länderübergangspunkte und eine Be-

wertung sowie eine zusammenfassende Erklärung der Umweltauswirkungen gemäß §§ 43 und 44 

UVPG des Trassenkorridors.  
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Ferner enthält die Bundesfachplanungsentscheidung das Ergebnis der Prüfung von alternativen Tras-

senkorridoren sowie eine Kennzeichnung, inwieweit sich der Trassenkorridor für die Errichtung und den 

Betrieb eines Erdkabels eignet (§ 12 Abs. 2 S. 1 Nr. 1ï4 NABEG). Die Entscheidung ist nach § 13 

NABEG den Trägern öffentlicher Belange bekanntzugeben sowie durch Auslegung und im Internet zu 

veröffentlichen.  

Bundesfachplanungsentscheidungen sind nach § 15 Abs. 1 S. 1 NABEG für die Planfeststellungsverfah-

ren nach §§ 18 ff. NABEG verbindlich. Mangels Außenwirkung kommen gegen Bundesfachplanungsent-

scheidungen grundsätzlich keine unmittelbaren Rechtsbehelfe in Betracht, sondern es erfolgt eine inzi-

dente Überprüfung in eventuellen Rechtsbehelfsverfahren gegen einen nachfolgenden Planfeststel-

lungsbeschluss (§ 15 Abs. 3 NABEG). Allerdings können Bundesländer, die von der Bundesfachpla-

nungsentscheidung betroffen sind, nach § 14 NABEG innerhalb eines Monats nach Übermittlung der 

Entscheidung Einwendungen erheben, zu denen die BNetzA innerhalb eines Monats nach Eingang der 

Einwendungen Stellung zu nehmen hat. 

2.2 Bedarfsbegründung 

Der Gesetzgeber hat die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und den vordringlichen Bedarf für das an-

tragsgegenstªndliche Vorhaben ĂHºchstspannungsleitung Emden Ost ï Osterath; Gleichstromñ (Nr. 1 

der Anlage zum Bundesbedarfsplan) gem. § 1 Abs. 1 BBPlG festgelegt. Diese Feststellung ist verbind-

lich, so dass die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf im Rahmen der Bun-

desfachplanung nicht mehr zu prüfen oder in Frage zu stellen ist. So wurde es auch in der Begründung 

zu dem Gesetzesentwurf (BT-Drs. 17/12638, S. 16) explizit festgestellt. 

Der beschleunigte Ausstieg Deutschlands aus der Kernenergienutzung und der zügige Ausbau der er-

neuerbaren Energien stellen das Stromnetz in Deutschland vor große Herausforderungen. So wird 

Strom aus erneuerbaren Energien häufig verbrauchsfern erzeugt und muss über weite Strecken zu den 

Verbrauchern transportiert werden. Dadurch hat sich die Belastung des deutschen Strom-Transportnet-

zes in den letzten Jahren stark erhöht. Diese Problematik wird sich in der Zeit nach dem Ausstieg aus 

der Kernenergie noch verschärfen: Durch die unterschiedliche regionale Verteilung des Ausbaus der 

abhängig von Wetter und Jahreszeiten schwankenden Erzeugung aus Wind (stärker im Norden) und 

Sonne (mehr im Süden) und die notwendige Einbindung der konventionellen Erzeugungszentren muss 

das Übertragungsnetz einen Ausgleich von Stromangebot und -nachfrage ï insbesondere zwischen 

Nord-, West- und Süddeutschland ï gewährleisten. 

Diese tiefgreifenden Änderungen auf den Erzeugungsmärkten sowie die sich insgesamt grundlegend 

ändernde Struktur der Strommärkte ï angefangen von der Notwendigkeit des Betriebs von Speichern 

bis hin zur Schaffung möglicher Kapazitätsmärkte ï erfordern eine grundlegende Neuausrichtung der 

Netzplanung. Die neue Struktur der Energiegewinnung erfordert damit ein leistungsfähiges Stromnetz, 

das in wenigen Jahren zuverlässig zur Verfügung stehen muss. Dies betrifft vor allem die Haupttrans-

portachsen in Nord-Süd-Richtung. 

Die Erzeugungslandschaft Norddeutschlands ist durch eine Vielzahl von regenerativen Onshore- und 

Offshore-Energiequellen geprägt, welche bei hohen Einspeisungen den Bedarf der norddeutschen Las-

ten übersteigt. Hingegen ist das nördliche Rheinland durch seine ausgeprägte konventionelle Erzeu-

gungskapazität und seine Nähe zu den Lastschwerpunkten an der Rheinschiene und im Ruhrgebiet ge-

kennzeichnet. 

Durch die HGÜ-Verbindung Emden Ost ï Osterath wird die Kapazität des Übertragungsnetzes wesent-

lich erhöht und ermöglicht, den Leistungsüberschuss aus dem nordwestlichen Niedersachsen zu den 

Lastschwerpunkten im nördlichen Rheinland sowie dem Ruhrgebiet abzuführen. 
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Dar¿ber hinaus besteht durch die BundesbedarfsplanmaÇnahme 2 (ĂUltranetñ) die Mºglichkeit des Wei-

tertransports in die Bedarfsregionen Süddeutschlands.  

Ohne die Errichtung und Betriebsbereitschaft der HGÜ-Verbindung ĂA-Nordñ best¿nden Netzengpªsse 

im angrenzenden 380 / 220-kV-Netz. Dies hätte zur Folge, dass der vorrangig zu integrierende Strom 

aus erneuerbaren Energien zum Teil erheblichen Einspeiseeinschränkungen unterworfen wäre. 

Die Vorhabenträgerin greift die in § 2 Abs. 5 und § 3 Abs. 1 des BBPlG in Verbindung mit der Anlage zu 

§ 1 Abs. 1 des BBPlG gegebene Vorgabe auf, diese Verbindung in Gleichstromtechnik vorrangig als 

Erdkabel auszuführen.  

Eine besondere Stärke der HGÜ-Technik liegt in der verlustarmen Übertragung hoher Leistung über 

lange Distanzen ï im vorliegenden Fall zwischen den Netzverknüpfungspunkten Emden Ost in Nieder-

sachsen und Osterath in Nordrhein-Westfalen. Für eine alternative Übertragung der geplanten Leistung 

zwischen diesen Punkten mittels Drehstromtechnik wäre ein merklich großflächigerer Netzausbau nötig, 

der durchaus auch mehrere Leitungen umfassen könnte. Die Gleichstromleitungen haben darüber hin-

aus auch eine besondere netztechnische Bedeutung für das gesamtdeutsche Netz. Zum einen stabili-

sieren sie das Drehstromnetz, zum anderen können sie, anders als dieses, gezielt als aktives Netzele-

ment (in Verbindung mit den Konvertern) zur Steuerung von Leistungsflüssen eingesetzt werden und 

somit direkt auf Wirk- und Blindleistung einwirken. In einer Zeit mit immer größeren ungeplanten Strom-

flüssen und großen Variationen im Leistungsflussverhalten durch immer höhere volatile Einspeisung hat 

diese Steuer- und Regelbarkeit einen hohen Wert für einen nachhaltig sicheren Betrieb des elektrischen 

Systems. Zudem entsteht im Normalbetrieb durch die Gleichstromleitungen kein weiterer Blindleistungs-

bedarf für diese langen Übertragungsstrecken.  

Mit anderen Maßnahmen, insbesondere Optimierungen im vorhandenen Netz, kann der mit dem Vorha-

ben verfolgte Zweck, die Erhöhung der großräumigen Übertragungskapazität zwischen Niedersachsen 

und Nordrhein-Westfalen, nicht sinnvoller erreicht werden. 

2.3 Gegenstand des Antrags 

Gegenstand des vorliegenden Antrags nach § 6 NABEG sind der im Rahmen von Trassenkorridorfin-

dung, -analyse und -vergleich ermittelte Vorschlagstrassenkorridor und die in Frage kommenden Alter-

nativen zwischen den Netzverknüpfungspunkten Emden Ost in Niedersachsen und Osterath in Nord-

rhein-Westfalen (in Gleichstromtechnik) sowie die dargestellten Korridore für die Anbindung eines Kon-

verters am nördlichen und südlichen Endpunkt (sowohl in Gleichstrom- als auch Wechselstromtechnik).  

Die energiewirtschaftliche Notwendigkeit für die geplante Verbindung zwischen den Netzverknüpfungs-

punkten Emden Ost und Osterath wurde im NEP 2024 (BNetzA 2015c) festgestellt und durch den Ge-

setzgeber im BBPlG ï dort als Vorhaben 1 der Anlage zu § 1 Abs. 1 ï verabschiedet. Zudem hat die 

BNetzA die energiewirtschaftliche Notwendigkeit der Verbindung auch im aktuellen NEP 2017-2030 

(BNetzA 2017d) bestätigt.  

Der Antrag nach § 6 NABEG für das Vorhaben A-Nord wird in insgesamt vier Abschnitten gestellt (vgl. 

Kapitel 2.4.2). Vorliegend wird die Bundesfachplanung für den Abschnitt C: NDS Süd / NRW Nord be-

antragt. Die Abschnittsbildung ist durch § 6 S. 4 NABEG ausdrücklich zugelassen. Die Gründe für die 

konkrete Einteilung der Abschnitte werden in Kapitel 2.4 näher erläutert. 
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2.3.1 Trassenkorridore mit Anfangs- und Endpunkt 

Anfangs- und Endpunkt des Vorhabens sind die Netzverknüpfungspunkte Emden Ost und Osterath. Da-

zwischen verlaufen der für dieses Vorhaben ermittelte Vorschlagskorridor sowie die in Frage kommen-

den Alternativen. Die Entfernung zwischen beiden Punkten beträgt ca. 237 km Luftlinie. 

 

  

Abbildung 2-1: Trassenkorridore im Gesamtverlauf und im Abschnitt C 

 

In den weiteren Kapiteln des Antrags werden der Verlauf und technische Umsetzungsmöglichkeiten des 

vorgeschlagenen Trassenkorridors von Norden nach Süden beschrieben.  

Der Trassenkorridorvorschlag besteht aus den folgenden Trassenkorridorsegmenten und weist eine Ge-

samtlänge von ca. 93 km auf.  

 



 

 

2 Erläuterungen zum Vorhaben 

 

 

 

  
Gleichstromleitung A-Nord; BBPlG Vorhaben Nr. 1 Emden Ost ï Osterath   Seite 29  

 

 

Tabelle 2-1: Trassenkorridorvorschlag 

Kürzel des Trassen-
korridorsegments 

Segmentlänge [m] 
Länge Luftlinie [m] 
(§ 30 Abs. 2 S. 2 
NABEG) 

Abschnitt 

72 8.487 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

79.800 

Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

77 8.772 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

78 9.108 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

132 2.171 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

133 2.381 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

134 920 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

140 18.517 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

149 10.646 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

151 2.846 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

170 5.759 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

177 4.233 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

178 10.660 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

180 2.955 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

181 5.333 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

Summe 92.788 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

Neben dem vorgenannten Trassenkorridorvorschlag werden im Rahmen des Antrags nach § 6 NABEG 

auch in Frage kommende alternative Trassenkorridore dargestellt und bewertet (siehe nachfolgende Ta-

belle 2-2).  

Tabelle 2-2: In Frage kommende Alternativen 

Kürzel des Trassen-
korridorsegments 

Segmentlänge [m] Abschnitt 

69 7.036 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

70 32.040 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

74 7.980 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

75 9.457 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

76 9.918 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

79 9.278 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

81 12.271 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

82 26.222 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

83 6.472 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

84 7.126 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

85 14.594 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

86 7.640 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

87 17.284 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

90 9.360 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

91 12.108 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

92 24.900 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

93 23.195 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

99 7.200 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

100 3.242 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

137 3.721 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

139 5.076 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

141 17.251 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 
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Kürzel des Trassen-
korridorsegments 

Segmentlänge [m] Abschnitt 

148 6.481 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

150 9.038 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

152 12.478 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

167 5.047 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

173 4.529 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

Summe 310.944 Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord 

Tabelle 2-3: Anbindungskorridore 

Kürzel des Trassen-
korridorsegments 

Segmentlänge [m] Abschnitt 
Übertragungs- und  
Ausführungsart 

Im Abschnitt C  nicht vorkommend. 

 

2.3.2 Verwaltungseinheiten (Bund, Länder, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden) 

Der für dieses Vorhaben ermittelte Vorschlagskorridor sowie die in Frage kommenden Alternativen ver-

laufen vollständig auf deutschem Bundesgebiet und queren die in Anlage 10 dargestellten Verwaltungs-

einheiten in Niedersachsen bzw. Nordrhein-Westfalen.  

2.3.3 Zeitlicher Ablauf 

Der Zeitplan zur Realisierung des Vorhabens A-Nord lässt sich in Bundesfachplanung, Planfeststellung 

sowie Bau und Inbetriebnahme unterteilen. Das geplante Vorhaben soll bis 2025 umgesetzt werden. 

Derzeit ist folgender Ablauf vorgesehen: 

Á Bundesfachplanung:  2018 ï 2019 

Á Planfeststellungsverfahren: 2019 ï 2021 

Á Bauzeit:   2021 ï 2025 

Á Inbetriebnahme:  2025 

Detaillierte Ausführungen zum Verfahren der Bundesfachplanung sind Kapitel 2.1 zu entnehmen. 

2.4 Abschnittsbildung 

§ 6 S. 4 NABEG eröffnet die Möglichkeit, den Antrag auf einzelne angemessene Abschnitte von Tras-

senkorridoren zu beschränken. Die Abschnittsbildung dient in erster Linie dem Zweck, das Verfahren 

und die inhaltliche Komplexität der Bundesfachplanung handhabbar zu machen. Die BNetzA als zustän-

dige Genehmigungsbehörde hat ihrer Erwartungshaltung hinsichtlich der Abschnittsbildung auch in ih-

rem Positionspapier (BNetzA 2016a) Ausdruck verliehen, indem sie die Durchführung der Bundesfach-

planung in Abschnitten zum Grundsatz erhebt, von dem nur in begründeten Sonderfällen abgewichen 

werden solle. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die BNetzA den Antrag auf Bun-

desfachplanung gem. § 5 Abs. 5 NABEG auch ohne entsprechenden Antrag abschnittsweise beschei-

den könnte. Aufgrund der besseren Handhabbarkeit und Übersichtlichkeit wird indes schon der Antrag 

auf Bundesfachplanung durch die Vorhabenträgerin in vier Abschnitte unterteilt. 
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2.4.1 Rechtliche Zulässigkeit der Abschnittsbildung  

Die Rechtsfigur der planungsrechtlichen Abschnittsbildung ist im Fachplanungsrecht allgemein als Aus-

prägung des Abwägungsgebots anerkannt. Ihr liegt die Erwägung zugrunde, dass angesichts vielfältiger 

Schwierigkeiten, die mit einer detaillierten Streckenplanung verbunden sind, die Planfeststellungsbe-

hörde ein planerisches Gesamtkonzept häufig nur in Teilabschnitten prüfen kann (vgl. etwa BVerwG, 

Urteil vom 18. 07. 2013 ï 7 A 4.12, BVerwGE 147, 184 = NVwZ 2013, 1605). Der § 6 S. 4 NABEG greift 

die von der Rechtsprechung für die Planfeststellung insbesondere linienförmiger Infrastrukturvorhaben 

entwickelte Möglichkeit auf, die Planung abschnittsweise durchzuführen. Hinsichtlich der Anforderungen 

an eine zulässige Abschnittsbildung kann daher eine Orientierung an den von der Rechtsprechung auf-

gestellten Voraussetzungen erfolgen.  

Wann ein Planungsabschnitt angemessen ist, muss anhand des konkreten Einzelfalls beurteilt werden. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat hierzu die folgenden Kriterien entwickelt (vgl. etwa BVerwG, Urt. v. 

15. 12. 2016 ï 4 A 4.15). 

(1) Die abschnittsweise Planfeststellung darf nicht dazu führen, dass die durch die Gesamtplanung aus-

gelösten Probleme unbewältigt bleiben oder der zu gewährleistende Rechtsschutz aufgrund übermäßi-

ger ĂParzellierungñ (Teilung in kleine Abschnitte) des Planungsverlaufs faktisch unmöglich wird (Grund-

satz umfassender Problembewältigung und Rechtsschutzgarantie). Sachfragen, die sich nur einheitlich 

lösen lassen, dürfen auch nur einheitlich geplant und entschieden werden. Zudem muss gewährleistet 

sein, dass durch die Bildung von Abschnitten die Prüfung von Planungsalternativen bei einer auf die Ge-

samtplanung bezogenen Betrachtung nicht verkürzt wird. 

(2) Der gebildete Streckenabschnitt bedarf vor dem Hintergrund der Gesamtplanung einer eigenen 

sachlichen Rechtfertigung. Dabei hat das BVerwG die bislang stets offengelassene Frage, ob ein Lei-

tungsabschnitt vor dem Hintergrund der Gesamtplanung nur dann sachlich gerechtfertigt ist, wenn er 

eine selbstständige Versorgungsfunktion besitzt, mit Urteil vom 15.12.2016 (4 A 4.15) klar verneint. An-

ders als etwa im Fernstraßenrecht kann dieses Kriterium beim Energieleitungsrecht, ebenso wie bei 

schienengebundenen Anlagen, nicht herangezogen werden. 

(3) Der Verwirklichung des Gesamtvorhabens dürfen nach einer summarischen Prüfung auch im weite-

ren Verlauf keine von vornherein unüberwindbaren Hindernisse entgegenstehen (Prognose des Nicht-

vorliegens unüberwindbarer Hindernisse). Die Zulässigkeit der Abschnittsbildung setzt daher eine vor-

läufige positive Gesamtprognose im Hinblick auf Folgeabschnitte bzw. das Gesamtvorhaben voraus. 

Dies läuft aber nicht darauf hinaus, bereits im Rahmen der Genehmigung des einzelnen Abschnitts die 

Zulassungsfähigkeit nachfolgender Planabschnitte mit derselben Intensität wie den konkret zur Ent-

scheidung anstehenden Abschnitt zu prüfen. Erforderlich, aber auch ausreichend, ist stattdessen die 

Prognose, dass der Verwirklichung der weiteren Planungsschritte keine von vornherein unüberwindli-

chen Hindernisse entgegenstehen. 

Die Entscheidung über die Bildung von Abschnitten muss in jedem Einzelfall sachgerecht und begründet 

sein. 

2.4.2 Abschnitte  

Die Erstellung der Antragsunterlagen nach § 6 NABEG erfolgt für das Gesamtvorhaben. Dies schließt 

die Auswahl eines Vorschlagstrassenkorridors sowie der in Frage kommenden Alternativen ein.  

Die verfahrensrechtliche Einreichung des Antrags nach § 6 NABEG erfolgt dabei abschnittsweise durch 

einzelne Anträge, die sich auf die definierten Abschnitte beziehen. 
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Folgende Abschnitte wurden festgelegt:  

Abschnitt A ï NDS Nord  

Abschnitt B ï NDS Mitte  

Abschnitt C ï NDS Süd / NRW Nord  

Abschnitt D ï NRW Süd  

 

 

Abbildung 2-2: Abschnittsbildung und Trassenkorridornetz 

  

Abschnitt A 
NDS Nord 

Abschnitt B 
NDS Mitte 

Abschnitt C 
NDS Süd / NRW Nord 

Abschnitt D 
NRW Süd 
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Die Bildung der Abschnitte erfolgt dabei auf Grundlage der Ergebnisse von Trassenkorridorfindung,  

-analyse und -vergleich. Es erfolgt dabei eine vollständige Betrachtung des Trassenkorridornetzes. Da-

her kann es durch die Abschnittsbildung zu keinem frühzeitigen Ausschluss von Alternativen kommen. 

Großräumige Betrachtungen werden nicht zurückgestellt (vgl. Kapitel 8).  

Die vorliegende Einteilung der Abschnitte ermöglicht eine bessere Überschaubarkeit der lokal und regio-

nal zu berücksichtigenden Belange und zu bewältigenden Probleme. Der Kreis der im Verfahren zu Be-

teiligenden bleibt bei dieser Abschnittsabgrenzung handhabbar. Andererseits ergibt sich hiermit im Hin-

blick auf die Gestaltung der Bundesfachplanung für das Gesamtvorhaben eine ausreichend große sinn-

volle Abschnittslänge; eine übermäßige Parzellierung, die eine angemessene Problembewältigung be-

hindern könnte, erfolgt nicht. 

Bezüglich der in Kapitel 2.4.1 dargestellten Kriterien zur Abschnittsbildung kann projektbezogen festge-

stellt werden:  

Keine unbewältigten Probleme der Gesamtplanung und gewährleisteter Rechtsschutz 

Durch das abschnittsübergreifend angewendete Zielsystem, die ganzheitliche Betrachtung im Zuge der 

Strukturierung des Untersuchungsraumes sowie die ï diesen gesamten Untersuchungsraum einbezie-

hende ï Vorgehensweise und Umsetzung bei Trassenkorridorfindung, -analyse und -vergleich ist eine 

Verknüpfung des jeweiligen Abschnitts zum Gesamtprojekt gewährleistet. Im Rahmen von Trassenkorri-

dorfindung, -analyse und -vergleich wurden Gesamtkorridore auf Grundlage des abschnittsübergreifend 

geltenden Zielsystems und des einheitlichen methodischen Vorgehens zur Strukturierung des Untersu-

chungsraumes zwischen den Netzverknüpfungspunkten ermittelt und bewertet. Einheitlich zu betrach-

tende Fragen werden einer einheitlichen Lösung zugeführt.  

Hinsichtlich des Erfordernisses des zu gewährleistenden Rechtsschutzes bestehen keine Bedenken ge-

gen die vorgenommene Abschnittsbildung. Es ist die Besonderheit der Bundesfachplanung zu berück-

sichtigen, dass gemäß § 15 Abs. 3 S. 2 NABEG die Entscheidung nach § 12 NABEG nur im Rahmen 

des Rechtsbehelfsverfahrens gegen die Zulassungsentscheidung für die jeweilige Ausbaumaßnahme 

überprüft werden kann. Rechtsschutzthemen werden daher erst relevant, wenn sich ein durch die Plan-

feststellung Betroffener inzident gegen die Bundesfachplanung wendet. Insoweit sind keine Beeinträchti-

gungen des Rechtsschutzes durch die Abschnittsbildung im Rahmen der Bundesfachplanung ersicht-

lich. Es entstehen auch keine sonstigen Rechtsschutzeinschränkungen, beispielsweise durch eine über-

mªÇige ĂParzellierungñ des Planungsverlaufs.  

Eigenständige Funktion 

Dem in Rede stehenden Leitungsabschnitt fehlt nicht die eigene sachliche Rechtfertigung vor dem Hin-

tergrund der Gesamtplanung. Er ist Bestandteil der als Vorhaben Nr. 1 in der Anlage zu § 1 Abs. 1 

BBPlG aufgeführten Höchstspannungsleitung, für deren Verwirklichung ein vordringlicher Bedarf be-

steht. Aufgrund derselben Erwägungen wie bei der Schienenplanung (Weitmaschigkeit des Eisenbahn-

netzes) bedarf es darüber hinaus keiner selbstständigen Funktion für den jeweiligen Planungsabschnitt 

beim Neubau von Hochspannungsleitungen. Eine solche kann insbesondere für Gleichstromvorhaben 

wie die antragsgegenständliche Planung nicht verlangt werden, da diese lediglich über die Konvertersta-

tionen mit dem Wechselstromnetz verknüpft sind und entsprechende Ein- und Ausspeisungen nur dort 

möglich sind.  
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Prognostische Beurteilung des Gesamtvorhabens / Keine unüberwindbaren Hindernisse  

Bezüglich der Umsetzung des Projektes A-Nord zwischen den Netzverknüpfungspunkten Emden Ost 

und Osterath sind zum Zeitpunkt bzw. Kenntnisstand der Antragsstellung keine unüberwindbaren Hin-

dernisse absehbar.  

Die festzustellenden Abschnitte des Vorschlagstrassenkorridors und der dargestellten Trassenkorridor-

varianten beziehen nach der vorliegenden Planung ihren primären Sinn aus der insgesamt abgewoge-

nen Gesamtplanung und der überörtlichen Trassenkorridorführung. Der vorgeschlagene Trassenkorridor 

sowie die dargestellten Trassenkorridoralternativen, welche die hier zur Bundesfachplanung beantrag-

ten Abschnitte enthalten, wurden in einer umfänglichen flächendeckenden Suche unter Auswertung um-

welt- und raumstruktureller Raumwiderstände sowie unter Betrachtung der bautechnischen Machbarkeit 

hergeleitet und Realisierungshemmnisse identifiziert. In den identifizierten Korridoren sind demnach 

keine Konflikte ersichtlich, die die Verwirklichung des Projekts insgesamt in Frage stellen würden. Inso-

fern stehen einer Realisierung des Gesamtvorhabens (Erdkabelverbindung zwischen Emden Ost und 

Osterath) im vorgeschlagenen Trassenkorridor sowie den dargestellten Trassenkorridorvarianten keine 

unüberwindbaren Hindernisse entgegen. 

Da die Gleichstromleitung nur realisiert werden kann, wenn sie über Konverter an das Wechselstrom-

netz angebunden wird, muss im Rahmen der vorliegenden Planung ihre Anbindung sichergestellt sein. 

Anderenfalls drohte ein ĂPlanungstorsoñ. Errichtung und Betrieb der f¿r das Vorhaben erforderlichen 

Konverter sind allerdings nicht Gegenstand der Bundesfachplanung; sie werden im Rahmen eines sepa-

raten Genehmigungsverfahrens beantragt und genehmigt. Um die Anbindbarkeit des Leitungsvorhabens 

an einen Konverter am Anfangs- und Endpunkt sicherstellen zu können, wurde durch die Vorhabenträ-

gerin im Umfeld der Netzverknüpfungspunkte flächendeckend nach möglichen Konverterstandorten ge-

sucht. Die Betrachtung der Realisierbarkeit der geplanten Konverterstandorte ist dem Kapitel 9 zu ent-

nehmen. Der derzeitige Bearbeitungsstand der Standortsuchen lässt erkennen, dass an beiden End-

punkten mehrere für die Errichtung eines Konverters geeignete Standortbereiche vorhanden sind. Bei 

einer summarischen Bewertung des Gesamtprojekts sind demnach keine Konflikte ersichtlich, die einer 

Realisierung des Projekts insgesamt entgegenstehen könnten. 

Die prognostische Bewertung des Gesamtprojekts ersetzt nicht die konkrete Auseinandersetzung mit 

den einzelnen betroffenen Belangen, die im Rahmen der Zulassung der einzelnen Abschnitte im jeweils 

gebotenen Detail stattfinden wird. Als Fazit bleibt festzuhalten, dass eine Trassenführung vom Start- bis 

zum Zielpunkt möglich erscheint. Unüberwindbare Hindernisse, die den Erfolg des Gesamtvorhabens in 

Frage stellen, bestehen nicht. Die Gefahr, dass ein ĂPlanungstorsoñ entsteht, kann mit dem erforderli-

chen Grad an Sicherheit ausgeschlossen werden. 

2.5 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Mit einer steigenden Zahl an großen Infrastrukturprojekten in Deutschland sind auch die Anforderungen 

und Erwartungen, die im Hinblick auf Informationsbedarf und Beteiligung an die Vorhabenträger gestellt 

werden, enorm gestiegen. Nicht zuletzt aus diesem Grund legt § 25 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung seitens des Vorhabenträgers noch vor Eröffnung des 

offiziellen Verfahrens nahe. 

Die Firma Amprion hat als Vorhabenträgerin im Projekt A-Nord den Anspruch, diesen Erwartungen ge-

recht zu werden. Sie möchte Bürgerinnen und Bürger, Verbände sowie Träger öffentlicher Belange wäh-

rend der Planung und Umsetzung des Projekts am Prozess teilhaben lassen und sie aktiv mitnehmen. 

Noch vor dem offiziellen Verfahren und der damit verbundenen formellen Öffentlichkeitsbeteiligung 

durch die BNetzA hat Amprion deshalb die Planung der möglichen Trassenkorridore mit ausführlichen 

Dialogangeboten begleitet.  
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Verschiedene Kommunikationsangebote zielten darauf ab, die Öffentlichkeit und zuständige Träger öf-

fentlicher Belange über Verfahrensfragen, die Methodik der Planung, technische Aspekte und den aktu-

ellen Planungsstand zu informieren. Es wurde darüber hinaus die Möglichkeit eröffnet, auf verschiede-

nen Wegen Hinweise einzureichen, um so aktiv die Planung mitzugestalten und an einer Optimierung 

der möglichen Trassenkorridore mitzuwirken. Dies stellt einen entscheidenden Schritt in der Analyse 

und Umsetzung planerischer Herausforderungen noch vor dem offiziellen Verfahren dar. 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung im Projekt A-Nord zielte auf verschiedene Aspekte ab. In erster 

Linie sollte durch die frühzeitige Rückmeldung von Bürgerinnen und Bürgern sowie Trägern öffentlicher 

Belange eine möglichst fundierte Optimierung der möglichen Trassenkorridore erreicht werden. So 

konnten beispielsweise Kenntnisse über lokale und regionale Besonderheiten oder Planungsabsichten 

miteinbezogen werden.  

Um diese übergeordneten Ziele zu erreichen, musste die Kommunikation im Projekt A-Nord den folgen-

den Qualitätsansprüchen genügen: 

2.5.1 Kommunikationsziele 

Frühzeitiger Dialog  

Die möglichen Trassenkorridore wurden zum frühestmöglichen Zeitpunkt über verschiedene Kommuni-

kationskanäle veröffentlicht, um allen Beteiligten eine frühzeitige Bewertung zu ermöglichen. Da Bürge-

rinnen und Bürger sowie Träger öffentlicher Belange durch ihre Hinweise wertvolle Informationen für die 

weitere Planung der Trassenkorridore geben können, war dies mit zeitlichem Vorlauf zur Eröffnung des 

offiziellen Verfahrens umzusetzen, denn erst nach Abgabe der Hinweise ist eine endgültige Bewertung 

und die sukzessive Erarbeitung eines Vorschlagskorridors erfolgt. Oberstes Gebot hinsichtlich des Dia-

logs und der Transparenz ist die öffentliche Zugänglichkeit aller relevanten Dokumente. Verschiedene 

Übersichtskarten, Shape-Dateien zu den möglichen Trassenkorridoren, Protokolle der Informationsver-

anstaltungen für Träger öffentlicher Belange und vieles mehr sind daher seit Beginn der Planungen stets 

online abrufbar und bilden so die Basis für einen transparenten Dialog. 

Nachvollziehbarkeit der Planungs- und Arbeitsschritte 

Ein grundlegender Qualitätsanspruch an die Kommunikationsmaßnahmen ist die Erläuterung der Pla-

nungs- und Arbeitsschritte inklusive der vorgegebenen Planungskriterien in einer nachvollziehbaren Art 

und Weise. Nur so kann transparent und allgemeinverständlich mit Beteiligten über die Planungen dis-

kutiert werden. Daraus resultierend konnten Hinweise für gegebenenfalls auftretende Konflikte frühzeitig 

aufgenommen und bearbeitet werden. 

Berücksichtigung aller sachlichen Einwendungen 

Alle sachdienlichen Hinweise, die bis zum 31. Dezember 2017 eingebracht wurden, wurden diskriminie-

rungs- und wertfrei geprüft und flossen bei entsprechender Relevanz in die Planungen ein. Diese Hin-

weise werden auch im vorliegenden Antrag nach § 6 NABEG dargestellt (vgl. Anlage 17, Kapitel 3). Ins-

gesamt sind 638 Hinweise aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangen. Davon waren 

485 für die fachplanerische Prüfung relevant und wurden dementsprechend hinsichtlich ihrer möglichen 

Auswirkungen auf die Trassenkorridorfindung bzw. -führung geprüft (vgl. Anlage 17, Kapitel 3.2). 

Alle nach dem 31.12.2017 eingebrachten raumbezogenen Hinweise wurden zusätzlich dokumentiert 

(vgl. Anlage 17, Kapitel 3.3). Sie konnten in die Unterlagen zu Trassenkorridorfindung, -analyse und  

-vergleich zwar nicht mehr einbezogen werden. Sie werden jedoch im weiteren Planungsprozess be-

rücksichtigt. 
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2.5.2 Kommunikationsphasen 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung war vor Eröffnung des offiziellen Verfahrens in drei Dialog- 

phasen strukturiert. Zuvor war eine Umfeldanalyse durchgeführt worden.  

 

Abbildung 2-3: Übersicht der Kommunikationsphasen 
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Á Umfeldanalyse:  

In diesem Zeitraum wurden u. a. zahlreiche Gespräche mit den Interessensgruppen geführt, die eine 

gewisse Multiplikatorenfunktion einnahmen. Ziel war es, die Erwartungen und Einschätzungen der 

unterschiedlichen regionalen Akteure kennenzulernen und so den Bürgerdialog zielgenau planen zu 

können. Die Umfeldanalyse fand im vierten Quartal 2016 und im ersten Quartal 2017 statt. Es wur-

den insgesamt mehr als 35 Gespräche mit Trägern öffentlicher Belange (TöB) geführt.  

Á Erste Dialogphase (März 2017):  

In der ersten Dialogphase fanden Veranstaltungen für Träger öffentlicher Belange statt, um frühzeitig 

grundlegende Informationen über das Projekt zu geben, die angewandte Planungsmethodik vorzu-

stellen, technische Hintergründe zu erläutern und spätere Beteiligungsmöglichkeiten zu nennen. Der 

Fokus dieser Phase lag auf dem Untersuchungsraum von A-Nord.  

Á Zweite Dialogphase (August / September 2017):  

Die zweite Dialogphase folgte unmittelbar nach der Erarbeitung und Veröffentlichung der möglichen 

Trassenkorridore, entlang derer insgesamt mehr als 50 Veranstaltungen vorrangig für Bürger, aber 

auch für Träger öffentlicher Belange stattfanden. Hauptziel dieser Phase war die Konsultation poten-

ziell betroffener Akteure und Interessensgruppen, um Hinweise zu den möglichen Trassenkorridoren 

zu erhalten, diese aufzunehmen und zu prüfen. Weitere Informationen zu den Veranstaltungsforma-

ten aus dieser Phase finden sich in Kapitel 2.5.1.4.  

Á Dritte Dialogphase:  

Die dritte Dialogphase erfolgte abschließend vor Abgabe des Antrags nach § 6 NABEG und fokus-

sierte sich thematisch auf den erarbeiteten Vorschlagskorridor sowie das anstehende Verfahren der 

Bundesfachplanung. Diese Phase beinhaltete insgesamt 36 Informationsveranstaltungen, davon fünf 

für Träger öffentlicher Belange und 31 für Bürgerinnen und Bürger. Weitere Informationen zu den 

Veranstaltungsformaten aus dieser Phase finden sich in Kapitel 2.5.1.4. 

2.5.3 Kommunikationsinstrumente 

Die Kommunikation im Projekt A-Nord besteht aus verschiedenen Bausteinen. Die Planung der mögli-

chen Trassenkorridore wird durch klassische Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit begleitet. Das Ange-

bot von Informationsquellen umfasst Elemente wie ein Projektfaltblatt, eine Projektbroschüre, einen 

Newsletter, Plakate und Anzeigen sowie Ausstellungselemente. 

Printmedien 

Die wichtigsten Informationen zum Projekt wurden für die gesamte Planungsregion in Papierform als 

Projektfaltblatt (im frühen Planungsstatus) bzw. Projektbroschüre (im fortgeschrittenen Planungsstatus) 

zusammengefasst. Die Printmaterialien sind als Download auf der Projektwebsite verfügbar und werden 

Bürgern, Medien, Politik und Verwaltung im persönlichen Gespräch zur Verfügung gestellt. Der Newslet-

ter informiert Abonnenten in regelmäßigen Abständen zu Neuigkeiten bezüglich des Planungsstandes. 

Er begleitet das Projekt bis zum Ende der Baumaßnahmen. 

Website 

Auf der projekteigenen Website sind unter www.a-nord.net viele fachliche Fragen zum Projekt in den 

ĂMeistgestellten Fragenñ beantwortet. Dies bietet die Mºglichkeit, auch neu auftretende Fragen ºffentlich 

zugänglich zu beantworten. Die Themen umfassen u. a. Information und Konsultation, Kabeltechnik, bo-

denschonende Verlegetechniken sowie Gesundheit und Naturschutz. 

Auf anstehende Veranstaltungen wurde im Projekt A-Nord über Anzeigen in lokalen Tageszeitungen, 

Anzeigenblättern oder durch Weitergabe der Informationen an die entsprechenden Redaktionen hinge-

wiesen. Auch die Projektwebsite und Aushänge an öffentlichen Orten kündigten die anstehenden Veran-

staltungen an. 

http://www.a-nord.net/
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Die Webseite bietet die Möglichkeit des Online-Dialogs. Sie soll Bürgerinnen und Bürgern sowie Träger 

öffentlicher Belange mit Amprion in Kontakt bringen und stets eine aktuelle und transparente Information 

gewährleisten. Der Anspruch dabei: Jedermann kann sich schnell und einfach über das Projekt informie-

ren und bei Bedarf unkomplizierten Zugriff auf Planungsunterlagen und weitere Materialien erhalten.  

Ein zentrales Element der Dialogplattform war auch ein Online-Tool, das eine georeferenzierte Beteili-

gung auf Basis unterschiedlichster Kartengrundlagen ermöglicht. Nutzer konnten mittels Eingabemas-

ken ihre Hinweise räumlich exakt verorten oder Rückmeldungen einer Themenkategorie zuordnen. Das 

Online-Tool war vom 7. August 2017 bis zum 9. Oktober 2017 freigeschaltet. Die Hinweise, die dort ge-

geben wurden, wurden für die Planunterlagen genauso geprüft wie die Hinweise, die über andere Ka-

näle (schriftlich / per E-Mail / per Telefon / per Niederschrift im Rahmen der Bürgerinformationsmärkte) 

an Amprion gerichtet wurden. Insgesamt wurden über das Online-Tool 21 Hinweise eingereicht. 

Ausstellungselemente 

Verschiedene Ausstellungselemente kommen auf den unterschiedlichen Veranstaltungsformaten zum 

Einsatz. Hierzu gehören u. a. Detailpläne der möglichen Trassenkorridore, 3D-Modelle der wichtigsten 

Bauverfahren, Kabelstücke, Filme und Fotos, die in ihrer Gesamtheit zum Verständnis der wichtigsten 

Projektinformationen beitragen.  

2.5.4 Kommunikationsformate  

Zu den klassischen Kommunikationsinstrumenten kamen verschiedene Formate hinzu, die den direkten 

Austausch mit der Öffentlichkeit möglich machten und so die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung för-

derten. 

Dialogveranstaltungen für Träger öffentlicher Belange 

In jeder Kommunikationsphase fanden je fünf Informationsveranstaltungen für Träger öffentlicher Be-

lange statt. In ihnen erläuterte die Vorhabenträgerin den jeweils aktuellen Planungsstand. In Phase 1 

ging es um die frühe Information über das Vorhaben mit dem Fokus auf den Untersuchungsraum, in 

Phase 2 stellte Amprion die möglichen Trassenkorridore vor und in Phase 3 stand der Vorschlagskorri-

dor für die Bundesfachplanung im Mittelpunkt. Die Teilnehmer wurden zu diesen Veranstaltungen einge-

laden und konnten nach einem ausführlichen Vortrag mit den Experten von Amprion auf einem Info-

markt ins Gespräch kommen. 

Bürgerinformationsmärkte 

Nach Veröffentlichung der möglichen Trassenkorridore fanden im August und September 2017 insge-

samt 15 Bürgerinformationsmärkte statt. Um möglichst viele Bürgerinnen und Bürger zu erreichen, wur-

den diese für die Zeit nach Ende der Sommerferien im jeweiligen Bundesland terminiert. Die Veranstal-

tungen waren alle öffentlich und ohne Anmeldung zugänglich. Interessierte Bürgerinnen und Bürger 

konnten sich an Themeninseln informieren und dort mit Experten zur Planung, Bautechnik oder allge-

meinen Themen ins Gespräch kommen. Vorrangiges Ziel war die transparente Information über die kon-

krete Planung in der jeweiligen Region und ihre Hintergründe, sodass Bürgerinnen und Bürger die Erwä-

gungen nachvollziehen können. Darüber hinaus wurden Hinweise und Anregungen gesammelt, geprüft 

und bei entsprechender Relevanz in die Planung mit aufgenommen. Auch im Rahmen der dritten Dia-

logphase fanden im Januar 2018 insgesamt acht Bürgerinformationsmärkte statt. Thematischer Fokus 

hierbei war die Vorstellung des Vorschlagskorridors. 
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Infomobiltour 

Um auch Bürgerinnen und Bürger zu erreichen, denen es aus verschiedensten Gründen nicht möglich 

war, die Bürgerinfomärkte zu besuchen, wurde jeder Bürgerinfomarkt der zweiten Dialogphase von zwei 

Infomobil-Stationen begleitet. Konkret bedeutet dies, dass vor jeder Veranstaltung zwei Orte in der Um-

gebung mit dem Infomobil angefahren wurden, um dort auf Marktplätzen oder anderen öffentlichen Plät-

zen mit den Bürgerinnen und Bürgern in den Dialog zu kommen. Auch hier gab es die Möglichkeit, per-

sönlich Hinweise einzubringen. Die dritte Dialogphase beinhaltete ebenfalls eine Tour mit dem Infomo-

bil. Hier wurden insgesamt  23 Orte angefahren, um den Bürgerinnen und Bürgern auch nach Vorstel-

lung des Vorschlagskorridors eine umfangreiche Informationsgrundlage zu bieten. 

Lokale Presse- und Hintergrundgespräche 

Zu den Bürgerinformationsmärkten und den Stationen mit dem Infomobil sowie den Veranstaltungen mit 

Trägern öffentlicher Belange wurde auch die Presse eingeladen. Diese Termine konnten daher zusätz-

lich für Hintergrundgespräche mit Journalisten und Medienvertretern genutzt werden. Das Resultat war 

eine ausgiebige Berichterstattung in Printmedien, TV und Hörfunk, insbesondere während der Dialog-

phasen 2 und 3, also dem Bürgerdialog. Formale Pressegespräche (z. B. zur Veröffentlichung der mög-

lichen Trassenkorridore) samt Pressemitteilung an einen breiten, ausgewählten Presseverteiler runde-

ten das Angebot von Amprion ab. Auf diese Weise konnten über die Printmedien sachliche Informatio-

nen zum Projekt A-Nord in die breite Öffentlichkeit getragen werden. Darüber hinaus wurde das Projekt 

auch an zahlreichen Terminen in lokalen politischen Gremien, Verbänden o. ä. vorgestellt, um dem Be-

darf an Information vor Ort nachzukommen.  

2.6 Auswirkungen auf das Gesamtnetz und die Versorgungssicherheit 

Das Vorhaben A-Nord ist der nördliche Teil des Gesamtvorhabens Korridor A (Emden Ost ï Osterath ï 

Philippsburg). Es verbindet den erzeugungsstarken Norden ï seinerseits gekennzeichnet durch die 

zahlreichen Windregionen auf See und an Land ï mit den Verbrauchszentren in der Rhein-Ruhr-Region 

und in Baden-Württemberg. Insbesondere in Niedersachsen werden große Energiemengen in Offshore- 

und Onshore-Windanlagen produziert, die dort nicht verbraucht werden und somit erzeugungsschwä-

cheren bzw. verbrauchsintensiven Regionen zur Verfügung gestellt werden können. Somit trägt A-Nord 

dazu bei, durch den Anschluss insbesondere von Offshore-Windanlagen sowohl die Versorgung der 

Rhein-Ruhr-Region über das regionale Verteilungsnetz zu stärken als auch die Versorgungssicherheit 

insgesamt zu erhöhen. 

Der weitere Bedarf des Gesamtvorhabens Korridor A spiegelt sich darin wider, dass Süddeutschland in 

Folge des sich ändernden Strommarktdesigns und der sich ändernden Gesamterzeugungssituation ï 

insbesondere des Kernenergieausstiegs ï zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit auf Energie-

transporte aus anderen Regionen angewiesen ist. In den süddeutschen Regionen dominiert noch die 

Leistungszufuhr aus konventionellen, nicht volatilen Erzeugungseinheiten. Dagegen weisen die nördli-

chen Regionen zumeist einen Überschuss an Erzeugungsleistung gegenüber der regionalen Ver-

brauchsleistung auf. In einigen Jahren ist zeitweilig (in Abhängigkeit des Dargebots) auch mit Phasen 

einer Überdeckung des Lastbedarfs alleine aus erneuerbaren Energien zu rechnen.  

Darüber hinaus erfordert der absehbare massive Zubau an Offshore-Windleistung in der Nordsee einen 

Netzausbau zur Abführung des Leistungsüberschusses aus dem nordwestlichen Niedersachsen. Mit 

dem HGÜ-Korridor Emden Ost ï Osterath ï Philippsburg wird die großräumige Übertragungskapazität 

wesentlich erhöht und die regionalen Höchstspannungsverbindungen bzw. das regionale, stark bean-

spruchte Wechselstromnetz in westlichen Ballungsräumen entlastet. Des Weiteren ist anzumerken, 

dass sich die HGÜ-Technologie besonders für die großflächige Versorgungssicherung eignet, da HGÜ-

Leitungen einen verlustarmen Energietransport hoher Energiemengen auf langen Strecken ermöglichen. 
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2.7 Überschlägige Kostenberechnung 

Für das Vorhaben ergeben sich auf Basis der im Netzentwicklungsplan Strom 2025 (ÜNB 2015) aufge-

führten Kostenschätzungen für HGÜ-Erdkabel und Konverterstationen folgende überschlägige Investiti-

onskosten (vgl. ÜNB 2015, Kostenschätzung Kapitel 4.2). Es ist zu berücksichtigen, dass die genaue 

Kostenhöhe des vorliegenden Vorhabens erst im Rahmen der Detailplanungen absehbar sein wird und 

die nachfolgend genannten Daten daher nur eine vorläufige Abschätzung darstellen, die keine projekt-

spezifischen Erschwernisse bzw. die konkrete Bauweise berücksichtigen. 

Bei Realisierung des Vorhabens im von der Vorhabenträgerin vorgeschlagenen Trassenkorridor wird 

nach derzeitigem Planungsstand auf einer Strecke von ca. 300 km HGÜ-Erdkabel in neuer Trasse ver-

legt. Dies ergibt bei den im Netzentwicklungsplan (NEP) Strom aufgeführten Investitionskosten von 

4 Mio. ú / km einen Betrag von 1,2 Mrd. ú. 

Die Investitionskosten für die DC-Konverterstation in Emden mit einer Nennleistung von 2 GW ergeben 

bei Standardkosten von 0,2 Mio. ú / MW einen Betrag von 400 Mio. ú. Der NEP 2030 (ÜNB 2017) sieht 

keine Änderungen der zugrunde zu legenden Kostenschätzungen vor.  

Hinzu kommen weitere Kosten z. B. für Sonderbauwerke (u. a. Flussquerungen) und die Erweiterung 

der Konverterstation im Raum Osterath zur Multiterminalfähigkeit. Diese Kosten werden pauschal mit 

400 Mio. ú angegeben. 

Dies ergibt für die Umsetzung der Maßnahme im von der Vorhabenträgerin vorgeschlagenen Trassen-

korridor einen Gesamtbetrag von 2 Mrd. ú. 

2.8 Auswirkungen des Vorhabens auf Nutzungsentgelte / Stromkosten 

Grundsätzlich werden die Netzentgelte durch die Übertragungsnetzbetreiber ermittelt. Basis der Berech-

nung ist die durch die BNetzA genehmigte Erlösobergrenze (EOG) nach § 6 der Verordnung über die 

Anreizregulierung der Energieversorgungsnetze (ARegV). Genehmigte Investitionsmaßnahmen führen 

als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 Nr. 6 ARegV zur jährlichen Anpas-

sung der genehmigten EOG. Das Vorhaben wurde nach § 23 ARegV als Investitionsmaßnahme bei der 

BNetzA beantragt. 

Die Genehmigung der Investitionsmaßnahme ist durch die Bundesnetzagentur erfolgt. Folge ist, dass 

die aus der Investition resultierenden Kapitalkosten sowie die so genannte Betriebskostenpauschale zu 

einer Anpassung der EOG gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV führen. Die Betriebs- und Kapitalkosten, die 

als Kosten einer solchen genehmigten Investitionsmaßnahme geltend gemacht werden können, werden 

dabei unmittelbar im Jahr ihrer Entstehung in der EOG abgebildet. Dies hat zur Folge, dass bereits in-

nerhalb der Regulierungsperiode die genehmigte EOG des Übertragungsnetzbetreibers angepasst wird 

und somit ein Anstieg der Netzentgelte zu erwarten ist. Die Auswirkungen einer Investition in das Über-

tragungsnetz auf die Stromkosten bzw. Netzentgelte unter Berücksichtigung der aktuell gültigen gesetz-

lichen Regelungen können derzeit nur indikativ bestimmt werden. Grundsätzlich werden die Kapitalkos-

ten (insbesondere Abschreibungs- und Kapitaldienstkosten), die sich aus der getätigten Investition erge-

ben, verteilt über die Abschreibungsdauer der Anlagengüter auf die Netzentgelte umgelegt.  
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3 Technische Projektbeschreibung 

Gemäß § 2 Abs. 5 BBPlG ist das Vorhaben A-Nord nach Maßgabe des § 3 BBPlG vorrangig als Erdka-

belverbindung zu errichten. Unter bestimmten Voraussetzungen sind Ausnahmen in Form von Freilei-

tungsabschnitten möglich, die mittels Kabelübergabestationen (KÜS) in die Erdkabelverbindung einzu-

binden wären. Außerdem wird für die Realisierung von A-Nord entsprechend den gesetzlichen Vorga-

ben die HGÜ-Technologie eingesetzt. Sie ermöglicht im Vergleich zur Drehstromtechnik die Übertra-

gung großer Energiemengen über weite Distanzen und zusätzlich einen verlustarmen und flexiblen Be-

trieb der Leitung. Die folgenden Ausführungen enthalten noch Annahmen, welche mit zunehmender Pla-

nungstiefe konkretisiert werden. 

3.1 Übertragungstechnik und -leistung 

Drehstrom ist ein Wechselstrom mit drei Phasen (stromführende Leitungen). Die Bezeichnung Dreh-

strom leitet sich aus der Art der Erzeugung ab. Dabei werden drei Spulen im 120°-Abstand rund um ein 

drehendes Magnetfeld angeordnet. Dadurch entstehen drei um 120° phasenverschobene sinusförmige 

Wechselspannungen. Wechselstrom ist somit Strom, der periodisch und in regelmäßigen Abständen 

seine Richtung verändert. Unter Gleichstrom versteht man dagegen einen Strom, dessen Stärke und 

Richtung sich über die Zeit nicht ändern. Ein Kabelsystem ist nur für den Regelbetrieb mit Gleichspan-

nung oder Wechselspannung geeignet. Kabelsysteme, die für die Übertragung beider Spannungsarten 

geeignet sind, existieren für den Höchstspannungsbereich nicht.  

Um A-Nord als Gleichstromverbindung in das bestehende 380-kV-Drehstromnetz einbinden zu können, 

werden am Anfangs- und Endpunkt der Leitung Konverteranlagen benötigt, die den zu übertragenden 

Strom zunächst in Gleichstrom wandeln und nach erfolgter Übertragung am Zielpunkt wieder in den zur 

Weiterverteilung benötigten Drehstrom zurück wandeln. Diese Konverteranlagen bestehen aus ver-

schiedenen Komponenten. Um diese Bauteile und die zugehörige Steuerungstechnik vor Witterung zu 

schützen, werden die sensiblen Komponenten in einer Halle untergebracht. Die Konverteranlagen wer-

den über Transformatoren mittels Höchstspannungsleitung mit den Netzverknüpfungspunkten verbun-

den und somit an das 380-kV-Netz angeschlossen 

 

Abbildung 3-4: A-Nord (rot) im Netzverbund  
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3.2 Technische Beschreibung der Kabelanlage einschließlich technischer 
Angaben in Konfliktbereichen 

3.2.1 Beschreibung der Kabeltechnik 

Im Folgenden werden die Auslegung der geplanten Kabelanlage, deren grundsätzliche Merkmale sowie 

deren notwendige Elemente beschrieben. 

3.2.1.1 Auslegung der Kabelanlage 

Die Auslegung der Kabelanlage erfolgt auf Grundlage der zu übertragenden Leistung. Dabei sind u. a. 

thermische Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Als feste Parameter werden darin der zu übertragende 

Strom, die Parameter der einzusetzenden Kabel (Abmessungen, elektrische Kennwerte, höchstzuläs-

sige Betriebstemperatur etc.), die den lokalen Verhältnissen angepassten Legetiefen sowie weitere Um-

gebungsparameter (Umgebungstemperatur, geplanter Einsatz von Bettungsmaterial etc.) angesetzt. Un-

ter diesen Annahmen sind dann die erforderliche Anzahl an Energiekabeln je Pol bei Gleichstromtechnik 

bzw. Phase bei Wechselstromtechnik sowie der notwendige Abstand der Kabel untereinander zu be-

rechnen.  

Dabei kann es notwendig sein, jedem Pol der Gleichstromverbindung mehrere Kabel zuzuordnen. Dies 

liegt darin begründet, dass die bei der Übertragung des gewünschten Leiterstroms entstehende Verlust-

leistung im Erdreich bei zu wenigen Kabeln je Pol nicht ausreichend gut abgeführt werden könnte und 

als Konsequenz daraus die technisch höchstzulässige Betriebstemperatur überschritten würde. Glei-

ches gilt für die Stichleitung in Wechselstromtechnik (AC-Stichleitung) zwischen dem Konverter und 

dem NVP. Auch hier müssen ggf. jeder Phase mehrere Einzelleiter zugeordnet werden. 

Nach aktuellem Planungsstand benötigt A-Nord sechs Kabel zur Übertragung der geplanten Leistung 

(zwei Kabel je Pol sowie zwei metallische Rückleiter) mit einer gesamten Übertragungskapazität von 

2 GW. 

3.2.1.2 Elemente der Kabelanlage 

Kabel 

Kabel, die für den Betrieb mit hohen Wechsel- oder Gleichspannungen geeignet sind, bestehen aus ei-

nem Leiter, einem Isoliersystem, einem Metallmantel und / oder -schirm sowie einem äußeren Korrosi-

onsschutz aus Kunststoff. Das Isoliersystem wird nach den Anforderungen der jeweiligen Spannungsart 

bzw. -höhe gewählt und angepasst. 

Die Kabel einer Kabelanlage können direkt in ein Bettungsmaterial oder in Kabelschutzrohre aus Kunst-

stoff gelegt werden. Im vorliegenden Projekt ist eine Verlegung in Kabelschutzrohren vorgesehen. Dies 

hat den Vorteil eines schnelleren Baus, da direkt nach Einbringung der Kabelschutzrohre ins Erdreich 

eine Wiedereinbringung des Bodens erfolgen kann. Zudem ist das Auswechseln eines Kabels im Feh-

lerfall einfacher möglich. 

Oberhalb der Bettung können zusätzliche Schutzrohre für Leitungen der Mess-, Steuer- und Nachrich-

tentechnik ins Erdreich mit eingebracht werden. Auf gleicher Ebene können bei Bedarf auch Kupfer-Erd-

seile gelegt werden. Der Einsatz spezieller Schutzrohre oder zusätzlicher Sicherungselemente gegen 

äußere mechanische Eingriffe ist möglich. 
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Die Länge der einzelnen Kabelstränge, die bei der Montage vor Ort mittels Muffenverbindungen zum 

Gesamtkabel zusammengesetzt werden, ist herstellerabhängig und kann nach aktuellem Stand der 

Technik ca. 1.000 m bis 1.300 m betragen.  

 

Abbildung 3-5: Kunststoffisoliertes Kabel (beispielhaft) 

Kabelverbindungen (Muffen) und Erdungsstellen 

Zur Verbindung zweier Einzelkabellängen werden Muffen benötigt. Die Muffen müssen vor Ort montiert 

werden und sind nach Fertigstellung unterirdisch angeordnet und nicht sichtbar. Sollen einzelne Muffen 

dennoch erreichbar bleiben, um Diagnosemöglichkeiten zu bieten, sind im Nahbereich der Muffen 

Schächte oder Schaltschränke vorzusehen. Diese können unter- oder oberirdisch positioniert werden. In 

den Muffen werden Leiter, Isolierung und Metallmantel bzw. -schirm höchstpannungsfest miteinander 

verbunden.  

Die Muffenmontage erfolgt vor äußeren Einflüssen geschützt in einem Container oder Montagezelt auf 

der Baustelle, um während der Arbeiten möglichst trockene, staubfreie und klimatisierte Bedingungen zu 

gewährleisten. Nach Abschluss der Arbeiten an den Muffenverbindungen werden die temporären 

Schutzeinrichtungen abgebaut. Die Muffenverbindungen werden gemeinsam mit den Erdkabeln im Ka-

belgraben abgelegt und mit dem Bettungsmaterial sowie dem Aushubmaterial überdeckt.  

Zusätzlich können Erdungseinrichtungen vorgesehen werden. Ferner können Verbindungsboxen für 

nachrichtentechnische Einrichtungen direkt im Erdreich oder in dafür geeigneten Schächten über- oder 

unterflur installiert werden.   
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Endverschlüsse 

Zum Anschluss der Kabel innerhalb der Konverteranlagen sind die Kabelenden mit Endverschlüssen zu 

versehen. Die Endverschlüsse ermöglichen die Beherrschung der Spannung beim Übergang vom fest-

stoffisolierten Kabel auf Freilufttechnik oder gekapselte Schaltanlagen. 

Lichtwellenleiter 

Lichtwellenleiter (LWL) sind für betriebliche Zwecke ï nämlich für Steuer- und Schutzsignale sowie ggf. 

für abschnittsweise Temperaturüberwachung ï bestimmt. Die Verlegung erfolgt in Schutzrohren parallel 

zu den Höchstspannungskabeln. Die LWL zur Temperaturüberwachung können ggf. auch im Kabel-

schirm mitgeführt werden. 

Metallischer Rückleiter 

Da die Anlage mit metallischem Rückleiter errichtet wird, werden zusätzliche Kabel mit der Funktion des 

metallischen Rückleiters zusammen mit den Höchstspannungskabeln verlegt. Der metallische Rückleiter 

ermöglicht im Falle eines Konverter- oder Kabelfehlers bei einem Kabel des Systems das Aufrechterhal-

ten zumindest eines Teils der Übertragungskapazität.  

3.2.1.3 Emissionen 

Kabelanlagen weisen konstruktionsbedingt keine äußeren elektrischen Felder, aber magnetische Felder 

auf. Letztere entstehen nur in unmittelbarer Nähe von stromführenden Leitern. Der Betreiber einer 

Hochspannungsanlage ist dazu verpflichtet, die hierfür geltenden Anforderungen der 26. BImSchV ein-

zuhalten. Der Nachweis ist im Planfeststellungsverfahren zu erbringen. 

Während der Bauphase ergeben sich temporär Schallemissionen. Die Bauzeit verteilt sich auf einzelne 

Arbeitsschritte. Die temporären Schallemissionen entstehen einerseits durch die eigentlichen Bauarbei-

ten mit Baumaschinen auf der Baustelle (wie z. B. Baggerarbeiten bei Aushub). Andererseits entstehen 

Schallemissionen durch die Anlieferung von Materialien und den hierzu erforderlichen Baustellenver-

kehr. Die Lärmimmissionsrichtwerte der AVV Baulärm werden hierbei eingehalten. 

3.2.1.4 Technische Erfordernisse im Betriebsablauf  

Während des Betriebs der geplanten Leitungsverbindung wird diese regelmäßig kontrolliert und der Zu-

stand erfasst.  

Hierzu werden z. B. folgende Inspektionen durchgeführt: 

Á Begehung der Leitungstrasse 

Á Befliegung der Leitungstrasse 

Optional können Messungen an den zugänglichen Muffenstandorten durchgeführt oder die Erdungssys-

teme inspiziert werden. Instandhaltungsarbeiten an Kabeln, Muffen oder Endverschlüssen sind vorerst 

nicht vorgesehen, können aber bei Fehlern notwendig werden.   
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3.2.2 Beschreibung der Verlege- und Bauverfahren 

Im Rahmen des Projektes A-Nord werden für die Übertragungsleistung von 2 GW zwei Kabelsysteme 

(System A und B) mit je zwei Gleichstromhöchstspannungserdkabeln und einem Rückleiter (Metallic-

Return) verlegt. Bei der Verlegung dieser Systeme unterscheidet man drei Verlegeverfahren: die offene 

Bauweise, die halb offene Bauweise und die geschlossene Bauweise. Für jede dieser Bauweisen kön-

nen unterschiedliche Verfahren zur Anwendung kommen. Die Wahl der Bauweise und ihres Verfahrens 

hängt von den örtlichen Gegebenheiten ab. 

Es wird angestrebt, die Tiefbauarbeiten weitestgehend im Zeitraum zwischen Frühjahr und Herbst aus-

zuführen, um witterungsbedingte Behinderungen zu minimieren. Eventuelle Bauzeitbeschränkungen aus 

umweltfachlicher Sicht werden berücksichtigt. 

Im Folgenden werden mögliche Bauweisen und Verfahren vorgestellt und beschrieben. 

3.2.2.1 Offene Bauweise 

Als Regelbauweise ist die Verlegung der Kabelsysteme im offenen geböschten Rohrgraben vorgese-

hen, wobei i. d. R. für beide Systeme jeweils ein separater Kabelgraben angelegt wird. 

 

Abbildung 3-6: Regelarbeitsstreifen 1. Bauphase 

 

Abbildung 3-7: Regelarbeitsstreifen 2. Bauphase  
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Die gesamte Breite des benötigten Arbeitsstreifens beträgt ca. 35 m und beinhaltet im Wesentlichen Be-

reiche für Bodenlagerung, eine Baustraße sowie zwei separate Gräben für die Errichtung der beiden Ka-

belsysteme. Es wird zudem ein ca. 24 m breiter Schutzstreifen, in welchem gewisse Einschränkungen 

bezüglich der Nutzung bestehen, dinglich gesichert, um Beschädigungen der Kabelanlage zu vermeiden 

und um eine Zugänglichkeit zum Leitungssystem zu gewährleisten. Der Schutzstreifen muss dauerhaft 

von Gebäuden und tiefwurzelnden Bäumen und Sträuchern freigehalten werden. 

Die Verlegung der beiden Kabelsysteme in jeweils getrennten Kabelgräben bietet Vorteile bei der ther-

mischen Beeinflussung sowie im späteren Betrieb (Aufrechterhaltung eines Teilbetriebs im Fehler- und 

Reparaturfall). Um einen optimalen Baufortschritt zu gewährleisten, soll die Baustraße in der Mitte ange-

ordnet werden. 

Die Errichtung der Kabelsysteme wird in zwei Bauphasen aufgeteilt. Hierbei wird bei der Herstellung ei-

nes jeden Systems die Fläche des jeweils anderen als Bodenlager für das Aushubmaterial verwendet. 

In etwa der Breite des Schutzstreifens wird der Oberboden abgetragen und seitlich im Randbereich des 

Arbeitsstreifens in Mieten gelagert. Bei der Öffnung der Kabelgräben wird der Unterboden entsprechend 

der vorgefundenen Schichtung getrennt auf separaten Mieten neben dem Kabelgraben aufgesetzt. 

Die mittig zwischen den beiden Kabelsystemen angelegte und entsprechend den örtlichen Randbedin-

gungen (z. B. Bodentragfähigkeit, erforderliche Belastungsklasse etc.) befestigte Baustraße ist ggf. über 

Zuwegungen an vorhandene Straßen und Wege anzuschließen. 

Die Kabelgräben werden in Abhängigkeit folgender technischer Anforderungen und Rahmenbedingun-

gen dimensioniert: 

Á Durchmesser der Kabelschutzrohre 

Á Achsabstand der Kabelschutzrohre 

Á Regelüberdeckung der Kabelschutzrohre 

Á Bettung der Kabelschutzrohre 

Á anstehende Böden 

Die Gräben werden i. d. R. in geböschter Bauweise hergestellt. Hierbei richtet sich die Böschungsnei-

gung nach der Standfestigkeit der anstehenden Böden und kann zwischen 45° und 80° variieren. Ab-

weichend von der geböschten Bauweise kann entsprechend den örtlichen Verhältnissen der Einsatz ei-

nes Verbaus zur Grabensicherung erforderlich werden. Die Breite des Kabelgrabens ist abhängig vom 

ausgeführten Böschungswinkel. Bei einer größeren Verlegetiefe der Kabelsysteme ï z. B. bedingt durch 

erforderlich werdende Querungen von vorhandenen Leitungen, untergeordneten Straßen, kleineren Ge-

wässern, bestehenden Drainagesystemen oder auch durch besondere landwirtschaftliche Flächenbear-

beitung (z. B. Tiefenlockerung) ï vergrößert sich entsprechend die Kabelgrabenbreite. 

Der Bereich unter- und oberhalb der Systeme (Leitungszone) wird mit Bodenersatzmaterial verfüllt. Dar-

über wird der vorher entnommene und entsprechend den Bodenqualitäten getrennt gelagerte Boden 

wieder schichtenweise eingebaut. Nach Abschluss der Maßnahme wird der seitlich lagernde Oberboden 

wieder im Bereich des Arbeitsstreifens angedeckt. Nach einer Rekultivierungsphase stehen die Flächen 

wieder zur Verfügung, z. B. für eine landwirtschaftliche Nutzung. 

Neben dem Einsatz in der freien Fläche ist die offene Bauweise auch bei untergeordneten Kreuzungen 

vorgesehen, etwa bei Feld- und Waldwegen, nicht klassifizierten Straßen und kleineren Gewässern, die 

nach Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger bzw. den zuständigen Fachbehörden offen gequert 

werden dürfen. 
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Bei der Kreuzung von Fremdleitungen ist im Einzelfall zu prüfen, ob die technischen Rahmenbedingun-

gen der Kreuzung, insbesondere die Dimension der Fremdleitung sowie deren Tiefenlage, die Grund-

wasser- und Bodenverhältnisse sowie ggf. zu beachtende Auflagen des Fremdleitungsbetreibers, eine 

geschlossene Querung erfordern. 

Ebenfalls in offener Bauweise müssen punktuell Muffenverbindungen hergestellt werden, um die Verbin-

dung der Einzelkabel zu ermöglichen. Der Abstand der Muffenverbindungen ist abhängig von dem zum 

Einsatz kommenden Einzelkabel und beträgt analog ca. 1.000 m bis 1.300 m (s. Kapitel 3.2.1.2). Für die 

Herstellung der Muffenverbindungen sind temporär Muffengruben erforderlich. Diese sind ebenfalls ab-

hängig vom verwendeten Kabeltyp (z. B. bei Verwendung von VPE-Kabeln (kunststoffisolierte Kabel) ca. 

16 m x 4 m Grundfläche zzgl. Böschungsanteil). 

In besonderen Einzelfällen kann auch die Querung größerer Gewässer in offener Bauweise erfolgen, 

wobei ein Graben auf der Gewässersohle unter Wasser ausgehoben und ein i. d. R. an Land vorgefer-

tigter Rohrstrang eingezogen, eingehoben oder eingeschwommen wird. 

Im Bereich von Engstellen wie z. B. in Bereichen mit umweltfachlich besonderen Anforderungen ist im 

Einzelfall eine Abweichung vom Regelprofil zur Verringerung der Arbeitsstreifenbreite notwendig. Der 

ausgehobene Oberboden kann in diesem Fall nicht innerhalb des Arbeitsstreifens gelagert werden, son-

dern wird auf außerhalb des Arbeitsstreifens liegende Zwischenlagerplätze transportiert. Hierdurch ent-

stehen die Notwendigkeit zusätzlicher Transporte sowie der Bedarf an Lagerflächen außerhalb des Ar-

beitsstreifens. 

In besonders beengten Bereichen kann es außerdem notwendig werden, die im Regelprofil je System 

getrennten Kabelgräben zusammenzulegen und dabei auf die Herstellung der Baustraße zu verzichten. 

Aushub sowie Wiederverf¿llung sind dabei Ăvor Kopfñ auszuf¿hren, was zu einer erheblichen Verringe-

rung des Baufortschritts führt. Dieses Verfahren sollte daher nur auf begrenzte Abschnitte beschränkt 

sein. 

3.2.2.2 Phasen des Bauablaufs (Regelbauweise) 

Herstellung der Kabelschutzrohranlage 

Im Folgenden werden die wesentlichen Bauphasen und Arbeitsschritte der Herstellung einer Kabel-

schutzrohranlage aufgeführt: 

Á Abstecken des Arbeitsstreifens 

Á Kampfmittelerkundung 

Á Archäologische Prospektion 

Á Baustelleneinrichtung und Anlage von Zufahrten 

Á Trassenräumung und Sicherung von Fremdanlagen 

Á Räumen des Oberbodens und Lagerung auf Mieten am Trassenrand 

Á Abstecken der Kabelsysteme 

Á Einrichtung der Baustraße zwischen den geplanten Kabelgräben 

Á Installation der Wasserhaltungsmaßnahmen und Inbetriebnahme (bei Bedarf) 

Á Aushub des ersten Kabelgrabens mit horizontspezifischer Lagerung des Aushubs neben dem Kabel-

graben 
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Á Verlegung der Schutzrohre mit allseitiger Bettung in einem geeigneten Bettungsmaterial (z. B. zeit-

weise fließfähiger, selbstverdichtender Verfüllbaustoff) inkl. einer evtl. notwendigen Auftriebssiche-

rung 

Á Teilverfüllung des Aushubs entsprechend der ursprünglichen Schichtenfolge 

Á Verlegung von Trassenwarnbändern 

Á Fertigstellung der Rückverfüllung 

Á Aushub des zweiten Kabelgrabens 

Á Verlegung der Schutzrohre mit allseitiger Bettung in einem geeigneten Bettungsmaterial (z. B. zeit-

weise fließfähiger, selbstverdichtender Verfüllbaustoff) inkl. einer evtl. notwendigen Auftriebssiche-

rung 

Á Teilverfüllung des Aushubs entsprechend der ursprünglichen Schichtenfolge  

Á Verlegung von Trassenwarnbändern 

Á Fertigstellung der Rückverfüllung 

Á Wiederherstellungsmaßnahmen, z. B. Drainsysteme 

Á Rückbau der Baustraße 

Á Rekultivierung der Oberfläche, Lockerung des Unterbodens und Auftrag des Oberbodens 

Herstellung der Muffengruben und Kabeleinzug (ggf. zeitlich parallele Ausführung zu 3.2.2.1) 

Im Folgenden werden die wesentlichen Bauphasen und Arbeitsschritte zur Herstellung der Muffengru-

ben und des Kabeleinzugs aufgeführt: 

Á Errichtung von Zuwegungen 

Á Installation von Wasserhaltungsmaßnahmen und Inbetriebnahme (bei Bedarf) 

Á Herstellung der Muffengruben 

Á Einblasen der LWL-Kabel (Kabelschutz- und Leittechnik) in die Kabelschutzrohre 

Á Einzug der Kabel in die Schutzrohre und Verbindung mittels Muffen 

Á Verfüllen der Muffengruben 

Á Rückbau der Zuwegungen 

Á Rekultivierung der Oberfläche 

3.2.2.3 Geschlossene Bauweise 

Die geschlossene Bauweise kommt in der Regel z. B. bei der Querung von Verkehrsinfrastruktur, größe-

ren Gewässern und naturschutzfachlich sensiblen Bereichen zur Anwendung. Darüber hinaus kann die 

geschlossene Bauweise zur Überwindung von Riegeln (z. B. Bereichen mit Arbeitsstreifenbreiten 

< 35 m), resultierend aus sehr hohen Raumwiderstandsklassen (vgl. Kapitel 6), zum Einsatz kommen.  

Grundsätzlich unterscheidet man zwischen steuerbaren und nicht steuerbaren Verfahren. Die Bezeich-

nung Ănicht steuerbarñ bedeutet im Allgemeinen, dass die Ausrichtung des Vortriebs nur zu Beginn fest-

gelegt werden kann. Im Folgenden werden einige Verfahren kurz beschrieben, die im Rahmen des Vor-

habens in Abhängigkeit von den technischen Rahmenbedingungen in Betracht kommen.  

Die Auswahl und Auslegung der eingesetzten Verfahren ist abhängig von einer Vielzahl von Parametern 

(z. B. Geologie, Hydrologie, Topographie etc.) und kann erst im Zuge des weiteren Planungsfortschritts 

festgelegt werden. Demzufolge werden sämtliche Verfahren nachfolgend nur schematisch beschrieben. 
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Horizontal-Pressbohrverfahren (nicht steuerbares Verfahren) 

Beim Horizontal-Pressbohrverfahren handelt es sich um ein nicht steuerbares Vortriebsverfahren. Für 

die Durchführung ist die Erstellung einer Start- und einer Zielgrube vor und hinter dem zu überwinden-

den Hindernis erforderlich. In der Startgrube wird eine hydraulische oder pneumatische Pressbohran-

lage installiert, die sich an den Grubenwänden an einem Presswiderlager abstützt und ein Stahlrohr 

(Nennweite ca. 200ï1.000 mm) unter dem Hindernis hindurchdrückt. An der Spitze des Rohres befindet 

sich ein Bohrkopf, der den Boden abbaut und über eine Förderschnecke im Rohrinneren mechanisch in 

Richtung Startgrube ausführt. Nachdem das Stahlrohr die Zielgrube erreicht hat und es geräumt ist, wird 

das eigentliche, im Boden verbleibende Kabelschutzrohr in dem Stahlrohr nachgeschoben und das 

Stahlrohr in der Zielgrube geborgen. 

Das Horizontal-Pressbohrverfahren eignet sich besonders f¿r Vortriebslªngen Ò 50 m. 

 

Abbildung 3-8: Beispiel Horizontal-Pressbohrverfahren (Quelle: DWA-A 125) 

 

Pilotrohrvortrieb (steuerbares Verfahren) 

Beim Pilotrohrvortrieb handelt es sich um ein gesteuertes Vortriebsverfahren. Für die Durchführung ist 

auch hier die Erstellung einer Start- und Zielgrube vor und nach dem zu überwindenden Hindernis erfor-

derlich. In der Startgrube wird eine hydraulische oder pneumatische Pressbohranlage installiert, die an 

den Grubenwänden an einem Presswiderlager abgestützt wird. Es wird zunächst ein Pilotrohrstrang bo-

denverdrängend oder -entnehmend gesteuert vorgetrieben. Nachfolgend wird ein Rohr (Vorrohr) glei-

chen oder größeren Durchmessers, das dem Pilotstrang exakt folgt, vorgetrieben. In der Zielgrube wird 

das Pilotrohr entnommen. Über innenliegende Förderschnecken wird der dabei gewonnene Boden zum 

Startschacht transportiert. Nach Erreichen des Zielschachtes erfolgt der Nachschub der endgültigen Ka-

belschutzrohre. Die Vorrohre (Nennweite ca. 150ï1.200 mm) werden im Zielschacht geborgen. 

Mit dem Pilotrohrvortrieb können je nach Baugrund Vortriebslängen bis ca. 100 m realisiert werden. 
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Abbildung 3-9: Beispiele Pilotrohrvortrieb mit Bodenverdrängung (Quelle: DWA-A 125) 

 

Horizontal-Directional-Drilling / HDD-Verfahren (steuerbares Verfahren) 

Beim Horizontal-Directional-Drilling / HDD-Verfahren handelt es sich um ein steuerbares Verfahren. 

Hierbei werden lediglich kleinere, meist abgeböschte Start- und Zielgruben für die Aufnahme der Bohr-

spülung erforderlich, da die Bohrungen mit Anfangswinkeln zwischen 10° und 30° von der Geländeober-

fläche erfolgen und einen bogenförmigen Verlauf haben. 

Die Bohrarbeit beginnt mit einer Pilotbohrung, bei der ein Bohrgestänge bodenaustragend oder boden-

verdrängend und gesteuert vorgetrieben wird. Der Abbau des Bodens erfolgt bei Lockergesteinsbohrun-

gen hydrodynamisch mit Hochdruckdüsen am Bohrkopf und zugleich mechanisch mit Schneidelemen-

ten am Bohrkopf. Bei Felsgestein erfolgt der Bohrvortrieb durch einen Bohrlochmotor mit Bohrmeißel. 

Das dem Bohrkopf folgende Gestänge hat einen kleineren Durchmesser.  
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Die Stützung des Bohrloches sowie der Abbau und der Transport des Bodens bzw. des Bohrkleins erfol-

gen hydraulisch innerhalb des Bohrlochs mittels einer Bohrsuspension (z. B. Bentonit). Sie tritt ständig 

in der Startgrube aus und wird in einer Separationsanlage durch die Abtrennung des Bohrkleins aufbe-

reitet, um der HDD-Bohrung anschließend als Stütz-, Schmier- und Antriebsmedium erneut zur Verfü-

gung zu stehen.  

Die Überwachung der Position des Bohrkopfes im Bohrloch erfolgt über eine Ortung nach dem Sender-

Empfänger-Prinzip. Die Steuerung erfolgt durch eine asymmetrische Steuerfläche des düsenbesetzen 

Bohrkopfes oder durch ein am Bohrlochmotor integriertes Winkelstück. Um die Abweichung der Ist-

Bohrlinie von der Soll-Bohrlinie (geplante Bohrlinie) so gering wie möglich zu halten, muss eine Ortung 

der Bohrgarnitur entlang der Bohrlinie sichergestellt sein. 

In einem weiteren Arbeitsschritt erfolgt das Aufweiten der Pilotbohrung durch so genannte Räumer. Für 

diese Aufweitbohrung wird an den noch im Bohrloch befindlichen Bohrstrang an der Austrittsseite der 

Bohrung ein Aufweitkopf montiert. Der mit dem Bohrstrang fest verschraubte Aufweitkopf wird drehend 

zur Bohranlage zurückgezogen und weitet das Bohrloch auf. Dies kann in mehreren Schritten erfolgen 

und wird ebenfalls durch den Einsatz einer Bohrsuspension unterstützt. Es können so Bohrlochdurch-

messer zwischen etwa 100 mm und maximal etwa 1.400 mm erreicht werden. 

Im letzten Arbeitsschritt wird das Medienrohr (Kabelschutzrohr) über die am Startpunkt befindliche Bohr-

anlage in das fertig aufgeweitete Bohrloch eingezogen. Für den Einzug ist das Medienrohr in Länge der 

Bohrung vor dem Bohrloch am Zielpunkt auszulegen. Hierzu sind entsprechende Arbeitsflächen vorzu-

halten.  

Mit dem HDD-Verfahren können je nach Geologie und Bohrlochdurchmesser Vortriebslängen von deut-

lich über 1.000 m erreicht werden. Es eignet sich damit gut für Kreuzungen von z. B. Straßen, Bahnstre-

cken, Gewässern, Fremdanlagen sowie naturschutzfachlich sensiblen Bereichen.  

 

Abbildung 3-10: Schematische Darstellung Horizontal-Directional-Drilling (HDD) Verfahren 

(Quelle: DWA-A 125)  
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Mikrotunnel-Verfahren (steuerbares Verfahren) 

Im Bereich langer Vortriebsstrecken hat sich in den vergangenen Jahrzehnten als Bauverfahren im Mit-

tel- und Großrohrbereich der Mikrotunnelbau etabliert. Bei dem Verfahren handelt es sich um ein ge-

steuertes, einstufiges Verfahren, welches in Abhängigkeit vom Rohrdurchmesser bemannt oder unbe-

mannt ausgeführt werden kann. 

Das Verfahren erfordert die Erstellung von zwei Tiefen (abhängig von der erforderlichen Verlegetiefe) 

und entsprechend verbauten Baugruben (Start- und Zielgrube). Ihre Größe ist abhängig vom Durchmes-

ser der Vortriebsrohre, vom Platzbedarf für die Vortriebseinrichtung und von der erforderlichen Tiefen-

lage. 

Von der vorbereiteten Startgrube aus wird zunächst die Vortriebsmaschine mit einem auf die jeweilige 

Geologie abgestimmten Bohrkopf mittels hydraulischer Pressen in den Untergrund gedrückt. Der Vor-

triebsmaschine folgt der eigentliche Rohrstrang. Ist der erste Rohrschuss vollständig in den Untergrund 

gepresst, wird ein zweiter Rohrschuss dahinter gesetzt und nachgeschoben. Der Vorgang des Nach-

schiebens von weiteren Teilrohrstücken wird so oft wiederholt, bis die Vortriebsmaschine die Zielgrube 

erreicht. Richtungsänderungen werden durch einen hydraulisch schwenkbaren Steuerkopf erzielt. Durch 

den Einsatz unterschiedlicher Bohrköpfe bzw. Abbauwerkzeuge kann das Verfahren an die jeweilige 

Geologie angepasst werden. Bei Bedarf können Brecher zur Zerkleinerung des gelösten Materials ein-

gesetzt werden. Der Bohrkopf dient gleichzeitig zur Stützung des anstehenden Bodens (Ortsbrust). 

Zur Reduzierung der mit wachsender Vortriebslänge steigenden Mantelreibung wird in den sich durch 

einen leichten Überschnitt der Vortriebsmaschine erzeugten Ringspalt (die Maschine hat einen etwas 

größeren Außendurchmesser als die nachfolgenden Rohre) eine Bohrsuspension (z. B. Bentonit) einge-

presst. Der Vortrieb wird dadurch geschmiert, der Ringspalt gestützt und offengehalten. 

Bei längeren Vortriebsstrecken können Zwischenpressstationen eingesetzt werden (Dehner), um die in 

der Startgrube aufzubringende Vortriebskraft zu begrenzen. 

Der vom Bohrkopf vollflächig und kontinuierlich gelöste Boden (Bohrklein) wird entweder mechanisch 

über Förderschnecken (im größeren Nennweitenbereich auch mittels Förderbändern oder Loren) oder 

hydraulisch unter Einsatz einer Stütz- und Förderflüssigkeit (z. B. Bentonit) über Leitungen zur Start-

grube gefördert. 

Im Mikrotunnel-Verfahren lassen sich Mantelrohre bis ca. DN 3000 über Längen von ca. 1,0 bis 1,5 km 

vortreiben. Bei größeren Vortriebslängen besteht die Möglichkeit, anstelle der Mantelrohre so genannte 

Tübbinge einzusetzen (Segmentbauweise). Hierbei werden unmittelbar hinter der Vortriebsmaschine 

Betonelemente zu einem Ring zusammengesetzt. Bei Verwendung von Tübbingen ist der Einsatz von 

speziell dafür ausgelegten Vortriebsmaschinen erforderlich. 

Je nach Nennweite des Vortriebsstrangs werden abschließend die Kabel oder Kabelschutzrohre einge-

zogen oder auf entsprechenden Haltekonstruktionen verlegt.  

Aufgrund der großen möglichen Durchmesser können begehbare Querungen mit dauerhafter Zugäng-

lichkeit über Ein- und Ausstiegsschächte realisiert werden. Für einen sicheren Betrieb wird dann ggf. die 

Installation von Belüftungs-, Feuerschutz- und Rettungssystemen erforderlich. 
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Abbildung 3-11: Beispiel Mikrotunnelbau mit Schneckenförderung (Quelle: DWA-A 125) 

 

 

Abbildung 3-12: Beispiel Mikrotunnelbau mit Spülförderung (Quelle: DWA-A 125) 

 

3.2.2.4 Sonderbauverfahren 

Neben den zuvor beschriebenen und in der Praxis bewährten Verlegeverfahren gibt es diverse Sonder-

bauverfahren (nachfolgend werden nur einige genannt), deren Anwendung im Zuge des weiteren Pla-

nungsprozesses im Einzelfall geprüft wird.  
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Pflugverfahren 

Das Pflugverfahren gehört zu den halboffenen Verlegeverfahren zur Rohrverlegung. Es kann zum Bei-

spiel innerhalb von landwirtschaftlichen Flächen (in denen keine Drainsysteme und Leitungen vorhan-

den sind) bei geeigneten Bodenverhältnissen zum Einpflügen von Kabelschutzrohren eingesetzt wer-

den. Die Verlegeeinheit besteht in der Regel aus einem Zugfahrzeug mit Seilwinde und dem Kabelpflug. 

Die Zugfahrzeuge sind Rad- oder Raupenfahrzeuge, die über eine hydraulische Abstützung im Gelände 

verfügen, um die hohen Zugkräfte in den Boden übertragen zu können. Das Zugfahrzeug ist über ein 

Stahlseil mit dem Kabelpflug verbunden. Das am Pflug befestigte Schwert presst mit hohen Kräften das 

Erdreich auseinander und erzeugt in der geplanten Regelverlegtiefe einen Hohlraum, der parallel zum 

Pflugfortschritt das zu verlegende Kabelschutzrohr aufnimmt. 

 

Abbildung 3-13: Einpflügen von Schutzrohren (Quelle: Walter Föckersperger GmbH) 

 

Direct-Pipe 

Dieses Verfahren kombiniert Elemente des Mikrotunnel-Verfahrens und des HDD-Verfahrens und ge-

hört somit zu den grabenlosen (geschlossenen) Verfahren. Hier wird in nur einem Arbeitsschritt das 

Bohrloch erstellt und das vorbereitete Rohr (Nennweite ca. 800ï1.500 mm) installiert. 

Ähnlich wie beim HDD-Verfahren befindet sich der maschinelle Aufbau einschließlich der vorgefertigten 

Rohrleitung auf einer Seite in einer relativ flachen Startgrube, vor dem Hindernis. Mit einer flüssigkeits-

gestützten Tunnelbohrmaschine (vgl. Mikrotunnel) erfolgt der Abbau des Bodens von dort aus. Das Ab-

baumaterial wird innerhalb der Rohrleitung über einen Förderkreislauf zu einer Separationsanlage beför-

dert. Das an die Bohrmaschine angeschweißte Rohr wird zeitgleich mit Erstellung des Bohrloches ein-

geschoben, die Bohrmaschine abschließend in einer Zielgrube geborgen.  

Mit diesem Verfahren können Verlegelängen von mehr als 1.500 m erreicht werden. 

 

Abbildung 3-14: Direct-Pipe-Verfahren (Quelle: Herrenknecht AG)  
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E-Power Pipe-Verfahren 

E-Power-Pipe ist ein von der Herrenknecht AG, der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule 

(RWTH) Aachen sowie der Amprion GmbH speziell für die grabenlose Verlegung von Erdkabeln im 

Höchstspannungs-Übertragungsnetz entwickeltes Verfahren, welches sich derzeit im Versuchsstadium 

befindet. 

Das Verfahren kombiniert die Vorteile des Mikrotunnel-Verfahrens und des HDD-Verfahrens. Mit einer 

speziell entwickelten schlanken Mikrotunnelbohrmaschine erfolgt oberflächennah der Vortrieb von einer 

Start- zu einer Zielgrube. Die Abläufe sind weitgehend analog zum Mikrotunnelverfahren. Die Vortriebs-

kraft wird über Pressen in der Startgrube aufgebracht. Im ersten Schritt werden spezielle Stahlvortriebs-

rohre mit integrierten Förderleitungen für den gelösten Boden eingebracht. Sobald die Bohrmaschine 

den Zielschacht erreicht hat, erfolgt die Bergung der Vortriebseinheit. In Verlängerung der Vortriebsstre-

cke werden analog zur Vortriebslänge Kabelschutzrohre vorgefertigt und an die Stahlvortriebsrohre an-

gekoppelt. Im Rückwärtsgang erfolgt der Einzug der Kabelschutzrohre in Richtung Startgrube, wobei 

gleichzeitig die Vortriebsrohre geborgen werden. Mit diesem Verfahren sind Vortriebslängen von ca. 

1.000 m mit einem Durchmesser von DN 400 möglich. 

 

Abbildung 3-15: E-Power-Pipe-Verfahren (Quelle: Herrenknecht AG) 
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Düker zur offenen Querung von Gewässern 

Wenn die örtlichen Rahmenbedingungen dies gestatten, kann ein Gewässer in Absprache mit den zu-

ständigen Behörden bzw. Wasserverbänden grundsätzlich auch durch die Herstellung eines Dükers in 

offener Bauweise gequert werden. Die maximale Länge des Dükers wird durch die Länge des Einzelka-

bels begrenzt. 

Hierzu wird unter Wasser ein Graben (ĂD¿kerrinneñ) in der Gewªssersohle ausgebaggert, welcher im 

Uferbereich an Land weitergeführt wird. Anschließend wird ein an Land auf einer entsprechend großen 

Montagefläche vorbereiteter Rohrstrang (Einzelrohr oder Rohrbündel) in diese Dükerrinne eingebracht. 

Um ein späteres Aufschwimmen zu vermeiden und den Rohrstrang zusätzlich mechanisch zu schützen, 

erfolgt i. d. R. eine Ballastierung z. B. mit Betonummantelungssystemen. 

Zum Einbringen der Dükerleitung stehen ï je nach örtlichen Rahmenbedingungen ï prinzipiell verschie-

dene Verfahren zur Verfügung: 

Á Einhebeverfahren 

Hierbei wird der an Land vorbereitete Rohrstrang am Stück über Krane an Land und / oder 

Schwimmkrane in die Dükerrinne abgesenkt. 

Á Einschwimmverfahren 

Hiermit werden die Verfahren bezeichnet, bei denen ein Dükerstrang auf dem Wasserweg schwim-

mend (mittels Auftriebskörpern oder Schwimmpontons) zum Verlegeort transportiert und dort in die 

vorgefertigte Dükerrinne abgesenkt wird. 

Á Einziehverfahren 

Dieses Verfahren ist gekennzeichnet durch die Verlegung des in die Trassenachse positionierten 

vorgefertigten Dükerstranges, welcher im elastischen Radius (unter Verwendung von z. B. Auflager-

rollen) mittels einer Winde in die Dükerrinne eingezogen wird. 

Nach erfolgter Verlegung der Dükerleitung wird die Dükerrinne wieder verfüllt und die ursprüngliche Ge-

wässersohle wieder hergestellt (z. B. unter Verwendung von Wasserbausteinen). Nach Rückverfüllung 

der landseitigen Baugruben und Rückbau der Montagefläche bzw. Wiederherstellung des Urgeländes ist 

die Dükerverlegung abgeschlossen. 

3.3 Technische Beschreibung der Konverteranlage 

3.3.1 Grundlagen 

Zur Integration der geplanten Gleichstromverbindung in das bestehende 380-kV-Höchstspannungsnetz 

(Drehstrom) benötigt man Konverteranlagen am Anfang und Ende der Verbindung, die der Umwandlung 

von Gleich- in Drehstrom sowie umgekehrt dienen. Somit stellen die Konverter für den Betrieb der Ener-

gieleitung notwendige Anlagen dar.  

Die Zulassung von Bau und Betrieb des Konverters ist nicht Bestandteil der Bundesfachplanung, so 

dass die Darstellungen hier nur der Information dienen.  
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3.3.2 Aufbau und Komponenten 

Eine Konverteranlage lässt sich, wie in Abbildung 3-16 dargestellt, in vier Funktionsblöcke unterteilen: 

Á Drehstrom-Anschluss 

Á Drehstrom-Konverteranschaltung mit Transformatoren 

Á Umrichter 

Á Gleichstrom-Schaltanlage mit Gleichstrom-Anschlüssen 

Der Drehstrom-Anschluss verbindet die Konverteranlagen mit dem bestehenden 380-kV-Höchstspan-

nungsnetz. Der Konverter muss auf Grund der vorgesehenen Bipol-Schaltung, d. h. der Verschaltung 

eines separaten Pluspols und eines separaten Minuspols über einen gemeinsamen Rückleiter, und auf 

Grund der Gesamtleistung in vier Teilumrichter aufgeteilt werden. 

Im Bereich der Drehstrom-Konverteranschaltung wird durch Transformatoren die Verbindung der 

Umrichter mit dem Drehstromnetz realisiert. Der Transformator passt die Netzspannung auf die erforder-

liche Eingangsspannung des Umrichters an und trennt das Drehstromnetz vom Umrichter. 

Im Umrichter (Stromrichter) findet die Umwandlung zwischen Gleich- und Drehstrom bzw. Gleich- und 

Wechselspannung statt. Die verwendeten Stromrichter können in beide Richtungen sowohl als Gleich- 

als auch als Wechselrichter arbeiten und so die Richtung des Lastflusses festlegen. Des Weiteren stellt 

der Umrichter die Gleichspannung in einem bestimmten Bereich ein, um den Leistungsfluss in einem 

Gleichspannungsnetz zu regeln.  

Die Übertragung der Leistung erfolgt bipolar mit metallischem Rückleiter (DMR). Bipolar bedeutet, dass 

zwei Leiter (so genannte Pole) zur Leistungsübertragung eingesetzt werden. Dazu kommt der Rücklei-

ter, der als separater Leiter ausgeführt ist. 

Diese Konfiguration wird ĂBipol mit metallischem R¿ckleiterñ genannt und sie besteht aus: 

Á positivem Pol 

Á negativem Pol 

Á Neutralleiter (Rückleiter) 

Ein weiterer Vorteil dieser Konfiguration ist die verbleibende Verfügbarkeit eines Teils der Übertragungs-

leistung, falls ein Pol vorhergesehen auf Grund einer Wartung des Konverters oder unvorhergesehen 

wegen eines Fehlers nicht verfügbar sein sollte. In einem solchen Fehlerfall fließt der Strom durch einen 

der Pole hin und durch den Rückleiter (Neutralleiter) zurück. Im Normalfall erfolgt die Leistungsübertra-

gung über zwei Pole, durch den Neutralleiter fließt dabei nur ein geringer Ausgleichsstrom. Auf Grund 

der Anforderung, die Leistung im gesamten Korridor A flexibel in alle Richtungen übertragen zu können 

(Endausbau: Emden Ost ï Osterath ï Philippsburg) und außerdem innerhalb kürzester Zeit Blindleis-

tung an den Konverterstandorten in das Drehstromnetz einzuspeisen, eignet sich besonders die Tech-

nologie der Voltage Sourced Converter (VSC). Diese verwendet als Stromrichterschaltelemente Transis-

toren (IGBTs, Insulated Gate Bipolar Transistors), die derzeit für Hochspannungsanwendungen noch 

relativ begrenzte Dauerstrombelastbarkeiten aufweisen. Aus diesem Grund ist es notwendig, jeweils 

zwei Teilumrichter in einem Pol parallel zu schalten. 
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Die Gleichstromschaltanlage verbindet die vier einzelnen Teilumrichter auf der Gleichstromseite über 

eine Schaltanlage miteinander. Sie stellt weiterhin die Verbindung zum Gleichstromanschluss dar. 

Der Gleichstromanschluss verbindet die Gleichstromschaltanlage mit der Gleichstromverbindung A-

Nord. 

 

Abbildung 3-16: Schematische Darstellung der Funktionsblöcke einer Konverteranlage 

Eine Konverteranlage enthält neben den Steuerungsanlagen im Wesentlichen die Stromrichter (Umrich-

ter) in Gebäuden sowie die Stromrichtertransformatoren und Schaltanlagenteile im Außenbereich. 

Die Anforderungen an Anordnung und Größe der Gebäude ergeben sich hauptsächlich aus der Techno-

logie des Herstellers. Die Technologie des Herstellers bestimmt außerdem, in welcher Reihenfolge die 

Geräte der Drehstrom-Konverteranschaltung angeordnet werden, während die örtlichen Verhältnisse 

dafür ausschlaggebend sind, wie die einzelnen Elemente der Konverteranlage auf dem Grundstück an-

geordnet werden. Die Einzelheiten hierzu werden ï wie oben bereits ausgeführt ï in einem separaten 

Genehmigungsverfahren festgelegt. 

Rein optisch ähneln die Außenanlagen denen klassischer Drehstrom-Schaltanlagen. Sie bestehen größ-

tenteils aus Gerüstkonstruktionen, den elektrischen Seil- und Rohrverbindungen und den aufgestellten 

Geräten. Die Oberflächen der Außenanlagen bestehen in Freiluft-Schaltanlagen bei der Vorhabenträge-

rin in der Regel überwiegend aus Rasen. Dies ist auch für die Konverteranlage Emden Ost so vorgese-

hen. Eine konkrete Darstellung erfolgt im nachfolgenden Zulassungsverfahren. 

  



 

 

3 Technische Projektbeschreibung 

 

 

 

  
Gleichstromleitung A-Nord; BBPlG Vorhaben Nr. 1 Emden Ost ï Osterath   Seite 59  

 

 

3.3.3 Anschluss der Gleichstromverbindung A-Nord  

Die Gleichstromverbindung A-Nord wird im Norden an eine noch zu errichtende Konverteranlage im 

Raum Emden Ost angeschlossen, im Süden an die Konverteranlage des Vorhabens Nr. 2 BBPlG (Ultra-

net) im Raum Osterath. Im Endzustand sind an die Gleichstromverbindung im gesamten Korridor A 

(Niedersachsen ï Nordrhein-Westfalen ï Baden-Württemberg) mithin drei Konverteranlagen ange-

schlossen.  

 

Abbildung 3-17: Schematische Darstellung der Funktionsblöcke der drei Konverteranlagen des 

Gesamtkorridors A (Emden Ost ï Osterath ï Philippsburg) 
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3.3.4 Anbindung des Konverters an den Netzverknüpfungspunkt 

3.3.4.1 Anbindung des Konverters mittels AC-Freileitung 

Die Anbindung des Konverters an den Netzverknüpfungspunkt des Wechselspannungsnetzes erfolgt 

mittels einer AC-Stichleitung. Im Raum Emden ist diese Verbindung gem. § 3 Abs. 6 i. V. m. § 4 Abs. 1 

BBPlG vorrangig als Freileitung herzustellen. Im Raum Osterath soll diese Verbindung im Rahmen des 

Projektes Ultranet als Freileitung erfolgen. Weitere bauliche Anpassungen für das Projekt A-Nord sind 

nicht notwendig. Für diesen Leitungsabschnitt gelten grundsätzlich die gleichen Beschreibungen wie für 

Freileitungsabschnitte in Gleichstromtechnik (DC) in den Kapiteln 3.4.1 bis 3.4.3 und 3.4.5 bis 3.4.7.  

3.3.4.2 Anbindung des Konverters mittels AC-Erdkabel 

In Ausnahmefällen kann es auf Grund der örtlichen Verhältnisse notwendig werden, die Verbindung zwi-

schen Konverter und Netzverknüpfungspunkt im Raum Emden abweichend vom Regelfall nach Maß-

gabe der gesetzlichen Ausnahmevoraussetzungen gänzlich oder abschnittsweise als Erdkabelverbin-

dung herzustellen (vgl. § 3 Abs. 6 i. V. m. § 4 Abs. 2 BBPlG). Für diesen Fall werden die Kabel in eigens 

dafür dimensionierten Gräben oder in geschlossener Bauweise verlegt. Die Vorgehensweise entspricht 

dabei im Wesentlichen den im Kapitel 3.2.2 beschriebenen Bauverfahren. 

Gasisolierte Leitung (GIL) 

Zur Anbindung der Konverteranlagen in Wechselspannungstechnik können alternativ auch gasisolierte 

Leitungen (GIL) genutzt werden. GIL bestehen aus einem querschnittsstarken Aluminiumleiter, der koa-

xial in einem Aluminiumhüllrohr angeordnet ist. Der Leiter wird durch Stütz- oder Scheibenisolatoren aus 

Kunststoff im Hüllrohr gehalten. Die elektrische Festigkeit wird durch ein unter Druck stehendes, elektro-

negatives Gas bzw. Gasgemisch erzielt. Die Leiterverbindungen werden gesteckt, Hüllrohrverbindungen 

erfolgen durch Flanschen oder Schweißen. Der Einsatz dieser Technik ist nach derzeitigem Planungs-

stand allerdings nicht vorgesehen. Die endgültige Wahl der Technik bleibt dem nachfolgenden Planfest-

stellungsverfahren vorbehalten. 

3.3.5 Emissionen 

Beim Betrieb von Höchstspannungsanlagen treten elektrische und magnetische Felder auf. Sie entste-

hen nur im Nahbereich von spannungs- bzw. stromführenden Leitern. Der Betreiber einer Höchstspan-

nungsanlage ist verpflichtet, die hierfür gültigen Anforderungen der 26. BImSchV einzuhalten. 

Beim Betrieb von Höchstspannungsanlagen können zudem Geräuschemissionen auftreten. Der Betrei-

ber einer Höchstspannungsanlage ist verpflichtet, die für Geräuschimmissionen gültigen Anforderungen 

der ĂTechnischen Anleitung zum Schutz gegen Lªrmñ (TA Lªrm) einzuhalten. 
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3.3.6 Zeitlicher und technischer Ablauf in der Bauphase 

Das Layout einer Konverteranlage, inklusive der Gebäude, ist stark von der Technologie des Herstellers 

abhängig, der die komplette Konverteranlage nach derzeitigem Planungsstand schlüsselfertig errichten 

soll. Nach der Auftragsvergabe folgt zunächst die Engineering-Phase. In dieser Zeit werden vom Her-

steller der Anlage zahlreiche Studien und Berechnungen zur genauen Auslegung und zum Betriebsver-

halten der Konverter und der dort eingesetzten Komponenten durchgeführt. In dieser Projektphase wer-

den auch erstmals detaillierte und vermaßte Anlagenpläne erstellt. 

Nach Abschluss der Engineering-Phase wird mit der Errichtung der Konverteranlage begonnen. In der 

Bauphase werden zunächst die einzelnen Komponenten der Station gefertigt. Sehr umfangreich ist z. B. 

die Fertigung der Ventilmodule und der Konverter-Transformatoren. Zeitgleich beginnen vor Ort die Tief-

bauarbeiten, gefolgt von der Errichtung der Gebäude und der Gerüstkonstruktionen im Außenbereich. 

Daran anschließend werden die technischen Geräte im Innen- und Außenbereich montiert. Ein wesentli-

cher Teil des Aufwands besteht auch in der Entwicklung, Implementierung, Parametrierung und Prüfung 

der Software und Regelung für die Konvertersteuerung. Nach sehr umfangreichen Software-Simulatio-

nen und Prüfungen im Labor des Herstellers wird die Steuerungstechnik in den Konverteranlagen einge-

baut. Nach Abschluss der Montagearbeiten beginnt die Phase der Inbetriebnahme. Hierbei werden vor 

Ort zahlreiche Tests und Simulationen durchgeführt. 

Während der Bauphase ergeben sich temporär Schallemissionen durch die Arbeiten mit Baumaschinen 

auf der Baustelle. Dabei werden die Anforderungen der AVV Baulärm eingehalten. 

3.3.7 Flächenbedarf 

Der Flächenbedarf einer Konverteranlage unterteilt sich generell in Gebäudefläche und Frei- bzw. Au-

ßenanlagenfläche. Die Abmessungen und der daraus resultierende Flächenbedarf können erst dann 

geplant und bestimmt werden, wenn der exakte Standort und der Hersteller des Konverters feststehen. 

Die Anforderungen an Anordnung und Größe der Gebäude ergeben sich hauptsächlich aus der Techno-

logie des Herstellers. Eine Darstellung erfolgt in dem für die Konverteranlage notwendigen Zulassungs-

verfahren. Aufgrund der Erfahrungen aus vergleichbaren Projekten kann von einem Gesamtflächenbe-

darf von ca. 12 ha ausgegangen werden (siehe hierzu Anlage 11). 

3.3.8 Technische Erfordernisse im Betriebsablauf  

Während des Betriebs sind die Konverteranlagen komplett ferngesteuert und automatisiert. Personal vor 

Ort ist daher im Allgemeinen nicht erforderlich. Während des Betriebs sind die Konverterhallen ver-

schlossen. Die Anlagen verfügen über umfangreiche Überwachungseinrichtungen. Unregelmäßigkeiten 

im Betrieb werden automatisch gemeldet. Im normalen Betrieb finden in den Schaltanlagen keine 

Schalthandlungen statt. Hier wird nur dann geschaltet, wenn bestimmte Anlagenteile ein- oder ausge-

schaltet werden. 

Regelmäßig finden unterjährig Sichtkontrollen bei laufendem Betrieb der Anlage statt. Einzelne Umrich-

ter werden voraussichtlich einmal im Jahr für Instandhaltungsarbeiten außer Betrieb genommen.  
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3.4 Technische Beschreibung der Freileitungen und Kabelübergabestatio-
nen (bei Bedarf) 

Gemäß § 2 Abs. 5 BBPlG ist A-Nord nach Maßgabe des § 3 BBPlG vorrangig in Erdverkabelungstech-

nik herzustellen. Unter den eng gefassten Ausnahmevoraussetzungen des § 3 Abs. 2 BBPlG ist es aller-

dings auch möglich, Teilabschnitte als Freileitung zu erstellen. Unter anderem ist eine Errichtung als 

Freileitung dann möglich, wenn ein Erdkabel gegen naturschutzrechtliche Verbote im Sinne des § 44 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) oder gebietsschutzrechtliche Verbote im Sinne des § 34 

BNatSchG verstieße oder eine Parallelführung zu einer bestehenden Freileitung möglich wäre. Die Vor-

habenträgerin konnte solche Ausnahmen im Rahmen ihres vorliegenden Antrags nicht identifizieren.  

Als weitere Freileitungsausnahme gibt es die Möglichkeit, dass eine Gebietskörperschaft aufgrund örtli-

cher Belange im Rahmen der Antragskonferenz ein Freileitungsprüfverlangen äußert. In diesem Falle 

sieht das Gesetz vor, dass der Vorhabenträger eine solche Ausführungsvariante zu prüfen hat.  

Nachfolgend sollen daher die Komponenten einer Freileitung dargestellt und gezeigt werden, wie ein 

potenzieller Freileitungsabschnitt aussehen könnte. 

3.4.1 Freileitungskomponenten  

Als Stützpunkte einer Freileitung dienen die Maste für die Leiterseilaufhängung. Sie bestehen aus dem 

Mastschaft, der Erdseilstütze, den Querträgern (Traversen) und dem Fundament. An den Traversen 

werden die Isolatorketten und daran die Leiterseile befestigt. Auf der Erdseilstütze liegt das so genannte 

Erdseil auf. Dieses Seil ist für den Blitzschutz der Freileitung erforderlich. 

  

Abbildung 3-18: Beispielhafter Aufbau eines Freileitungsmastes  

Erdseilstütze 

Leiterseilbündel 

Isolatorkette 

Traverse 

Stromkreis 
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3.4.1.1 Masttypen 

Die Anzahl der Stromkreise, deren Spannungsebene, die möglichen Abstände der Masten untereinan-

der sowie die Begrenzungen der Schutzstreifenbreite bestimmen die Bauform und die Dimensionierung 

der Maste. Für den Bau und Betrieb eventuell zu planender Freileitungsabschnitte werden Stahlgitter-

maste aus verzinkten Normprofilen errichtet. 

Zur Einhaltung vorgegebener Masthöhen können je nach Masttyp und vorhandener Topographie nur 

begrenzte Mastabstände gewählt werden, denn die Vergrößerung von Mastabständen bedingt gleichzei-

tig größere Leiterseildurchhänge und damit höhere Aufhängepunkte. Die notwendigen Masthöhen neh-

men dabei mit zunehmendem Mastabstand immer stärker zu, da die funktionale Abhängigkeit zwischen 

Mastabstand und Seildurchhang näherungsweise einer quadratischen Funktion (Parabel) entspricht. 

Tragmaste tragen die Leiterseile bei geradem Trassenverlauf. Winkelabspannmaste müssen dort einge-

setzt werden, wo die geradlinige Linienführung verlassen wird. Mögliche Mastformen sind in der folgen-

den Abbildung beispielhaft dargestellt. 

 

Abbildung 3-19: Masttypen 

3.4.1.2 Mastfundamente  

Je nach Masttyp, Baugrund-, Grundwasser- und Platzverhältnissen werden unterschiedliche Mastgrün-

dungen erforderlich, z. B. Einfach- bzw. Zwillingsbohrpfahlfundamente, Platten-, Stufen- oder Mikrobohr-

pfahlfundamente. Die Ermittlung der Fundamentart erfolgt im Zusammenhang mit der Erstellung der 

Bauausführungsunterlagen nach dem Planfeststellungsbeschluss. 

3.4.2 Beseilung, Isolatoren, Erdseil  

Ein Stromkreis besteht aus jeweils drei elektrischen Leitern (Pluspol, Minuspol, metallischer Rückleiter). 

Jedes Leiterseil bzw. Leiterseilbündel wird mittels Isolatoren (Tragketten) an den Traversen der Maste 

befestigt.  

Neben den stromführenden Leiterseilen werden über die Mastspitzen und im Mastschaft Erdungsseile 

(Erdseile) mitgeführt. Diese sollen verhindern, dass Blitzeinschläge in die stromführenden Leiterseile 

erfolgen und dies eine Störung des betroffenen Stromkreises hervorruft. Zur Nachrichtenübermittlung 

und Fernsteuerung von Umspannanlagen können eingesetzte Erdseile im Kern Lichtwellenleiterfasern 

besitzen. 
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3.4.3 Zuwegung und Baustelleneinrichtungsfläche der Freileitung 

Eine Neubaumaßnahme umfasst die Schaffung einer Zuwegung, das Errichten der Fundamente, die 

Montage des Mastgestänges sowie das Auflegen der Stromkreis- und Erdungsbeseilung. 

3.4.3.1 Zuwegung  

Zur Errichtung von Freileitungsmasten ist es erforderlich, die neuen Maststandorte mit Fahrzeugen und 

Geräten anzufahren. Die Zufahrten erfolgen dabei so weit wie möglich von bestehenden öffentlichen 

Straßen oder Wegen aus. Soweit dabei bisher unbefestigte oder teilbefestigte Wege ausgebessert oder 

befestigt werden müssen, bleibt dieser Zustand dauerhaft erhalten. 

Für Maststandorte, die sich nicht unmittelbar neben Straßen oder Wegen befinden, müssen temporäre 

Zufahrten eingerichtet werden. Je nach Boden- und Witterungsverhältnissen werden hierfür z. B. Fahr-

bohlen oder andere Systeme ausgelegt. Sofern erforderlich, werden temporäre Schotterwege erstellt. 

3.4.3.2 Baustelleneinrichtungsflächen  

Für den Bau eventueller Freileitungsabschnitte werden im Bereich der Maststandorte temporäre Bau-

stelleneinrichtungsflächen für die Zwischenlagerung des Erdaushubs, die Vormontage und Ablage von 

Mastteilen, die Aufstellung von Geräten oder Fahrzeugen zur Errichtung des jeweiligen Mastes und den 

späteren Seilzug benötigt. Die Größe der Arbeitsfläche einschließlich des Maststandortes variiert in Ab-

hängigkeit des zu errichtenden Mastes.  

Die restliche Fläche zur Baustelleneinrichtung ist in ihrer Form flexibel und verschiebbar, liegt in der Re-

gel aber direkt um den Mast. Um Beeinträchtigungen zu vermeiden, wird dieser verschiebbare Teil der 

Baustelleneinrichtungsfläche nur auf unsensiblen Strukturen eingerichtet. Hierzu werden die Lage den 

örtlichen Gegebenheiten angepasst und sensible Biotoptypen nach Möglichkeit ausgegrenzt. 

Die Baustelleneinrichtungsflächen werden während der Baumaßnahme temporär nur für wenige Wo-

chen in Anspruch genommen. 

3.4.4 Emissionen 

Beim Betrieb von Höchstspannungsanlagen treten elektrische und magnetische Felder auf. Bei einer mit 

Gleichspannung betriebenen Freileitung handelt es sich bei den auftretenden Feldern um elektrische 

und magnetische Gleichfelder. Sie entstehen nur in unmittelbarer Nähe von spannungs- bzw. stromfüh-

renden Leitern. Der Betreiber einer Höchstspannungsanlage ist verpflichtet, die hierfür gültigen Anforde-

rungen der 26. BImSchV einzuhalten.  

Beim Betrieb von Höchstspannungsanlagen können zudem Geräuschemissionen auftreten. Der Betrei-

ber einer Höchstspannungsanlage ist verpflichtet, die für Geräuschimmissionen gültigen Anforderungen 

der ĂTechnischen Anleitung zum Schutz gegen Lªrmñ (TA Lªrm) einzuhalten. 
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3.4.5 Zeitlicher und technischer Ablauf in der Bauphase 

Die folgenden Punkte beschreiben exemplarisch einen möglichen Bauablauf, wobei eine Ausdetaillie-

rung erst im Rahmen der Feinplanung erfolgen kann. 

Der erste Schritt zum Bau eines Mastes ist die Herstellung der Gründung. Zur Auswahl und Dimensio-

nierung der Gründungen sind als vorbereitende Maßnahmen Baugrunduntersuchungen notwendig. Im 

Falle von beispielsweise Pfahlgründungen werden an den Eckpunkten Pfähle in den Boden eingebracht. 

Das Ramm- oder Bohrgerät ist auf einem Raupenfahrzeug angebracht.  

Im Anschluss daran werden die Gittermasten in Einzelteilen zu den Standorten transportiert, vor Ort 

montiert und im Normalfall mit einem Mobilkran aufgestellt. Wahlweise kann auch eine Teilvormontage 

einzelner Bauteile (Querträger, Mastschuss etc.) am Baulager oder an entsprechenden Arbeitsflächen in 

der Nähe der Maststandorte erfolgen. 

Die Methode, mit der die Stahlgittermasten errichtet werden, hängt von Bauart, Gewicht und Abmessun-

gen der Masten, von der Erreichbarkeit des Standortes und der nach der Örtlichkeit tatsächlich mögli-

chen Arbeitsfläche ab.  

Der Seilzug erfolgt nach Abschluss der Mastmontage nacheinander in den einzelnen Abspannabschnit-

ten. Ein Abspannabschnitt ist der Bereich zwischen zwei Winkel-Abspannmasten (WA). An einem Ende 

eines Abspannabschnittes befindet sich der ĂTrommelplatzñ mit den Seilen auf Trommeln und den Seil-

bremsen, am anderen Ende der ĂWindenplatzñ mit den Seilwinden zum Ziehen der Seile. 

Die für den Transport auf Trommeln aufgewickelten Leiter- und Erdseile werden schleiffrei, d. h. ohne 

Bodenberührung zwischen Trommel- und Windenplatz, verlegt. Die Seile werden über am Mast befes-

tigte Laufräder so im Luftraum geführt, dass sie weder den Boden noch Hindernisse berühren. Zum Zie-

hen der Leiterseile bzw. des Erdseils wird zunächst zwischen Winden- und Trommelplatz ein leichtes 

Vorseil ausgezogen. Das Vorseil wird dabei ï je nach Geländebeschaffenheit ï entweder per Hand, mit 

einem Traktor oder anderen geländegängigen Fahrzeugen oder (unter besonderen Umständen) mit 

dem Hubschrauber verlegt. Anschließend werden die Leiterseile bzw. das Erdseil mit dem Vorseil ver-

bunden und von den Seiltrommeln mittels Winde zum Windenplatz gezogen. Abschließend werden die 

Seildurchhänge auf den berechneten Sollwert einreguliert und die Seile in die Isolatorketten einge-

klemmt. 

3.4.6 Flächenbedarf 

Für den Bau und Betrieb einer Freileitung ist beiderseits der Leitungsachse ein Schutzstreifen erforder-

lich, um die geforderten Mindestabstände zu den Leiterseilen sicher und dauerhaft gewährleisten zu 

können. Die Breite des Schutzstreifens ist im Wesentlichen vom Masttyp, der aufliegenden Beseilung, 

den eingesetzten Isolatorketten und dem Mastabstand abhängig. 

Im Bereich des Schutzstreifens bestehen ferner Höhenbeschränkungen hinsichtlich Gehölzaufwuchs 

und Bebauungsbeschränkungen.  

Eine landwirtschaftliche Nutzung ist im Schutzbereich (außerhalb der Maststandorte) in der Regel unter 

Berücksichtigung der Sicherheitsabstände zu den Leiterseilen möglich. 
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3.4.7 Technische Erfordernisse im Betriebsablauf 

Die Leitungen werden durch wiederkehrende Prüfungen (Inspektionen) z. B. aus der Luft per Hub-

schrauber, durch Absteigen der Maste von Freileitungsmonteuren oder durch Trassenbegehungen auf 

ihren ordnungsgemäßen Zustand hin überprüft. Dabei wird auch darauf geachtet, dass der Abstand der 

Vegetation zu den spannungsführenden Anlagenteilen den einschlägigen Vorschriften entspricht. Falls 

notwendig, sorgen Wartungsmaßnahmen der Vorhabenträgerin dafür, dass bei abweichenden Zustän-

den der Sollzustand wiederhergestellt wird. Dies können beispielsweise Rückschnitte an aufwachsender 

Vegetation sein. 

3.4.8 Kabelübergabestationen 

Kabelübergabestationen (KÜS) bilden die Schnittstelle zwischen Erdkabeln und ggf. zu planenden Frei-

leitungsabschnitten. Kabelübergabestationen ähneln optisch Umspannanlagen und dienen der Über-

gabe des Stroms von Erdkabel auf Freileitung und umgekehrt. Über einen Kabelendverschluss wird das 

Kabel in die Kabelübergabestation geführt. Aus der Kabelübergabestation verlassen Höchstspannungs-

seile ggf. über Schaltgeräte und ein Portal die Kabelübergabestation zum Startmast des Freileitungsab-

schnitts. Messsysteme und Überspannungsableiter sind in diesem Bereich mit dem spannungsführen-

den Pol verbunden. Bei einem Einsatz von mehreren Kabeln pro Pol können Schaltelemente zur geziel-

ten Verschaltung zwischen Freileitung und den entsprechenden Kabeln installiert werden. Damit wird 

das Abschalten eines Teilsystems der Kabel im Fehler- oder Wartungsfall ermöglicht. Der Übergang 

vom Kabel im Kabelgraben zum Freileitungsabschnitt erfolgt über Kabelendverschlüsse.  

Die Detailplanung der Kabelübergabestation erfolgt mit Erstellung der Planfeststellungsunterlagen nach 

Erfordernis. Für die Unterbringung diverser leittechnischer Einrichtungen und Stromversorgungssysteme 

wird ein Betriebsgebäude erforderlich. Innerhalb des Geländes der Kabelübergabestation wird ein Blitz-

schutzsystem installiert. 

Der Platzbedarf einer Kabelübergabestation mit allen Nebeneinrichtungen ergibt sich aus der späteren 

Ausführungsplanung. Ebenso werden die Abmessungen für das Abspannportal, die Schaltgeräte, die 

Messeinrichtungen, Spannungsableiter und die Kabelendverschlüsse in der späteren Detailplanung fest-

gelegt. Der Platzbedarf für eine Kabelübergabestation kann bis zu ca. 1 ha betragen. 

 

Abbildung 3-20: Schematische Darstellung Freileitungsabschnitt mit Kabelübergabestation 
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3.5 Planungsrelevante Kenntnislücken und Prognoseunsicherheiten 

Die exakte Breite des Arbeitsstreifens und des Schutzstreifens hängen ab von der eingesetzten Techno-

logie zum Stromtransport (verwendetes Erdkabel, Spannungsebene), der Bautechnologie bzw. Bauor-

ganisation (getaktetes Bauverfahren oder gleichzeitige Grabenherstellung), von den konkreten Unter-

grundverhältnissen (Bodenaufbau, geologischer Untergrund, ggf. mit Bauerschwernis durch Moore, 

Bergsenkungsgebiete etc.) und der Geländebeschaffenheit (Hangneigung, starke Reliefierung, zu que-

rende Infrastrukturen etc.). Deshalb wird in dieser Unterlage bei Technologieoffenheit von einem konser-

vativen Ansatz ausgegangen, um diese Eventualitäten möglichst abzudecken. So können im Planungs-

fortschritt diese Annahmen konkretisiert werden, ohne dass eine größere Dimensionierung des Vorha-

bens zu erwarten ist. 

Die Frage der Erwärmung im Umfeld der Erdkabel hängt von vielen Faktoren ab; zum einen von dem 

technischen Aufbau (Kern, Ummantelung) und der Anordnung der Kabel (Abstände untereinander, Ver-

legetiefe) und zum anderen von dem umgebenden Medium Boden (Wärmeleitfähigkeit, Anteil Bodenluft- 

und Bodenwasserporenvolumen, Mächtigkeit, Wassersättigungsverlauf im Tages- und Jahresgang). Ge-

nauere Angaben zu den oben genannten Parametern können bei Konkretisierung der Planung ermittelt 

werden. Die Dimensionierung der Trasse erfolgt so, dass keine negativen Auswirkungen auf die Land-

wirtschaft eintreten.  

Beim Neubau von Hoch- und Höchstspannungsleitungen sind insbesondere für längere Parallelverle-

gungen zu Produktenleitungen und anderen Hoch- und Höchstspannungsleitungen gegenseitige Beein-

flussungen nicht auszuschließen. Anforderungen, die sich hieraus ergeben, sind in der weiteren Pla-

nung zu berücksichtigen. 
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4 Zielsystem, Planungsleit- und -grundsätze  

Das gemäß dem Positionspapier der BNetzA (BNetzA 2016a) für Gleichstrom-Vorhaben mit gesetzli-

chem Erdkabelvorrang aufzustellende Zielsystem dient als übergeordnete Grundlage der Strukturierung 

des Untersuchungsraumes sowie der Findung, der Analyse und dem Vergleich von Trassenkorridoren 

und wirkt sich dementsprechend auf alle Planungsprozesse der Antragstellung nach § 6 NABEG und 

darüber hinaus auf die gesamte Bundesfachplanung aus. Es setzt einen Rahmen, innerhalb dessen Pla-

nungsentscheidungen getroffen werden. Es dient in erster Linie der Festlegung, Einordnung, Anwen-

dung sowie Gewichtung von Planungszielen.  

Das Zielsystem wird dabei transparent, übersichtlich und nachvollziehbar dargestellt. 

4.1 Methodische Vorgehensweise 

Anhand gesetzlicher Grundlagen erfolgt eine systematische Ableitung von Planungsleit- und Planungs-

grundsätzen sowie deren Konkretisierung durch operationalisierte, unterschiedlich gewichtete Kriterien. 

Zusammenfassend ergibt sich folgendes Schaubild zur methodischen Vorgehensweise. 

Definition des übergeordneten Planungszieles (vgl. Kapitel 4.2) 

 

Rechtliche Grundlagen / Erfordernisse der Raumordnung (vgl. Kapitel 4.3) 

 

Planungsleitsätze (vgl. Kapitel 0) 

[striktes Recht] 
 Planungsgrundsätze (vgl. Kapitel 4.4) 

[der Abwägung zugängliche Belange]  

 

  Allgemeine  

Planungsgrundsätze  
 Vorhabenbezogene  

Planungsgrundsätze 

 

Operationalisierung über Raumwiderstandsklassen und ggf. weitere Kriterien (vgl. Kapitel 4.5) 

 

Festlegung der Kriterien für die einzelnen Planungsschritte zur Erstellung des Antrags nach  

§ 6 NABEG (vgl. Kapitel 4.6, Anlage 5) 

Abbildung 4-21: Methodische Vorgehensweise Zielsystem  

Nachfolgend werden die einzelnen im Schema dargestellten Arbeitsschritte kurz erläutert. 
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4.2 Definition des übergeordneten Planungszieles 

Das übergeordnete Planungsziel beinhaltet alle wesentlichen Aspekte, die für die Ausführung des Vor-

habens von Belang sind. Es enthält die maßgeblichen Vorgaben des Vorhabens A-Nord. Eine Umset-

zung bzw. Konkretisierung (vgl. Kapitel 4.4) erfolgt über Planungsleitsätze (PL), allgemeine Planungs-

grundsätze (APG) und vorhabenbezogene Planungsgrundsätze (VPG).  

Tabelle 4-4: Übergeordnetes Planungsziel  

Übergeordnetes Planungsziel  

Errichtung und Betrieb einer vorrangig erdverkabelten, möglichst konfliktarmen sowie technisch und wirtschaftlich 
effizienten Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungs-Verbindung (HGÜ) auf deutschem Staatsgebiet bei 
möglichst geradlinigem Verlauf zwischen den Netzverknüpfungspunkten (NVP) Emden Ost und Osterath unter 
Anbindung eines Konverterstandortes in räumlicher Nähe zum NVP Emden Ost sowie des Konverterstandortes 
des Projektes ĂUltranetñ in der Nªhe zum NVP Osterath mit einer Nennleistung von 2 GW. 

Die Errichtung und der Betrieb der Leitungsverbindung, die vorrangige Erdverkabelung sowie die techni-

sche Effizienz leiten sich unmittelbar aus dem Projektauftrag (vgl. BBPlG) ab (vgl. VPG in Tabelle 4-3). 

Einer möglichst konfliktarmen Umsetzung des Vorhabens liegen in erster Linie die planungs- und um-

weltrechtlichen Grundlagen zugrunde (vgl. PL und APG in Tabelle 4-5). Die Inanspruchnahme ausländi-

schen Staatsgebietes für den Ausbau des deutschen Übertragungsnetzes ist aufgrund des Territoriali-

tätsprinzips nicht zulässig (vgl. PL 10 in Tabelle 4-5). Es handelt sich um ein innerdeutsches, d. h. nicht 

grenzüberschreitendes Vorhaben. Das gesetzlich verankerte Gebot einer möglichst geradlinigen Verbin-

dung zwischen den Netzverknüpfungspunkten i. S. des § 5 Abs. 2 NABEG wird der Planung zugrunde 

gelegt. Auch für den Verlauf der einzelnen Trassenkorridorsegmente wird insgesamt ein kurzer, ge-

streckter Verlauf angestrebt (vgl. VPG 2 und 3 in Tabelle 4-5), da ansonsten auch großräumig keine ge-

radlinige Verbindung entstehen kann; zudem dient ein solcher Verlauf der einzelnen Segmente den As-

pekten einer möglichst konfliktarmen Trassenführung sowie der technischen und wirtschaftlichen Effizi-

enz.  

Zur Integration der geplanten Gleichstromverbindung in das bestehende 380-kV-Höchstspannungsnetz 

(Wechselstrom) werden am Anfang und Ende der Verbindung Konverteranlagen benötigt, die der Um-

wandlung von Gleich- in Wechselstrom sowie umgekehrt dienen. Die Suche nach geeigneten Konverter-

standorten findet in räumlicher Nähe zu den Netzverknüpfungspunkten Emden Ost und Osterath statt. 

Im Raum Osterath wurden bereits im Rahmen des Projektes ĂUltranetñ (Vorhaben Nr. 2 des BBPlG), f¿r 

das ein Antrag auf Bundesfachplanung bereits im Vorfeld der vorliegenden Antragseinreichung gestellt 

worden ist, geeignete Standortbereiche ermittelt. Daran wird f¿r das vorliegende Vorhaben ĂA Nordñ an-

gekn¿pft, da derselbe Konverter wie bei ĂUltranetñ genutzt werden soll. Dadurch werden zusªtzliche Ein-

griffe in den Raum und die Umwelt vermieden, zudem ist die Mitnutzung technisch und wirtschaftlich ef-

fizient. Für die Suche nach einem Konverterstandort nahe dem nördlichen Netzverknüpfungspunkt kann 

hingegen nicht auf die Ergebnisse aus anderen Projekten zurückgegriffen werden. Es erfolgt daher eine 

(erstmalige) Untersuchung im Rahmen des gegenstªndlichen Vorhabens ĂA Nordñ (vgl. Kapitel 9). 

Die Übertragungsleistung von A-Nord wird gem. der Festlegung des NEP 2024 (BNetzA 2015c) auf 

2 GW Leistung ausgelegt. Dies ist im aktuellen NEP 2017-2030 (BNetzA 2017d) bestätigt worden. 
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Zudem sind maßgeblich für die Umsetzung des Zielsystems relevant:  

Á Es wird grundsätzlich angestrebt, die Querung von Gebieten, in denen bautechnische Schwierigkei-

ten zu erwarten sind und ggf. technische Sonderlösungen für eine Erdkabelverlegung erforderlich 

werden, zu reduzieren (vgl. Kapitel 4.4, VPG 4). 

Á Die Planung soll eine möglichst geringe Anzahl von Kreuzungspunkten mit anderen linienhaften  

Infrastrukturen aufweisen (vgl. Kapitel 4.4, VPG 5). 

Á Bündelungspotenziale mit anderen linearen Infrastruktureinrichtungen werden aufgegriffen, wenn 

dem keine anderen, höherrangigen Belange, bautechnischen Schwierigkeiten oder erheblichen 

Mehrlängen entgegenstehen. (vgl. Kapitel 4.4, VPG 6). 

Darüber hinaus erfolgt auch eine Beschreibung der qualitativen Merkmale von Umwelt- und Raumnut-

zungskriterien sowie bautechnischer Belange (vgl. Kapitel 7.1). Hierbei stehen besondere Ausprägun-

gen von Einzelkriterien, punktuell auftretende Kriterien, regionale Besonderheiten oder besondere tech-

nische Anforderungen im Vordergrund.   

4.3 Rechtliche Grundlagen / Erfordernisse der Raumordnung   

Die rechtlichen Grundlagen stellen die Anforderungen an das Planungsergebnis im Rahmen des gelten-

den Rechts dar. Aus den planungsrelevanten rechtlichen Grundlagen werden die Planungsleit- und -

grundsätze abgeleitet. Rechtliche Grundlagen ergeben sich beispielsweise aus den Bereichen Energie-

recht, Planungsrecht oder Umweltrecht. 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf die Erstellung der Unterlagen nach § 6 NABEG.  

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Gesetze sind dabei kategorisiert in  

Á raumordnerische und sonstige planungsrechtliche Belange (z. T. Bauleitplanung) (R)  

Á Umweltbelange (U) 

Á energiewirtschaftliche Belange (E) 

Dabei können sich die drei Kategorien auch grundsätzlich überschneiden. So enthalten etwa raumord-

nungsrechtliche Grundlagen auch umweltrechtliche Aspekte oder energiewirtschaftliche Belange auch 

umweltfachliche und raumordnerische Komponenten.  

Die Darstellungen in der Tabelle 4-5 sowie nachfolgend in den Tabellen 4-6 und 4-7 sind die für das 

Projekt A-Nord abgeleiteten allgemeinen und vorhabenbezogenen Planungsgrundsätze.  

Tabelle 4-7 spiegelt in ihrer Reihenfolge keine Wertung wider. Die Reihenfolge ergibt sich aus der me-

thodischen Vorgehensweise gem. Abbildung 4-21. 

  



 

 

4 Zielsystem, Planungsleit- und -grundsätze 

 

 

 

  
Gleichstromleitung A-Nord; BBPlG Vorhaben Nr. 1 Emden Ost ï Osterath   Seite 71  

 

 

Tabelle 4-5: Rechtliche Grundlagen / Erfordernisse der Raumordnung 

Nr. 2 Raumordnerische und sonstige planungsrechtliche Belange (z. T. Bauleitplanung) (R) 
Nr. PL, 
APG, VPG *  

1  
2 

GG, Art. 28 Abs. 2 sowie BauGB, §§ 7 und 8 Abs. 1 **: Berücksichtigung von Grundlagen 

der Bauleitplanung (insbesondere in konfliktträchtigen Bereichen) 
PL 1 
APG 1 

10 BBergG, § 108 Abs. 1: Genehmigung baulicher Anlagen in festgesetzten Baubeschrän-
kungsgebieten nur mit Zustimmung der nach § 69 BBergG zuständigen Behörde 

PL 5 

10 13 
14 

ROG, § 4 Abs. 2 sowie Raumordnungspläne der betroffenen Länder, Regionalpläne***: Be-
rücksichtigung der Ziele der Raumordnung bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men; Vorranggebiete haben den Charakter von Zielen der Raumordnung 

PL 5 
PL 6 
APG 9 

14 LuftVG, § 12 Abs. 2 und § 17 Nr. 1: Innere Bauschutzbereiche der Flughäfen und FlugȤ bzw. 

Landeplätze: besonderer luftverkehrsbehördlicher Zulassungsvorbehalt für bauliche Anlagen 
PL 6 

15 ROG, §§ 2 und 4 Abs. 2 sowie Raumordnungspläne der Länder, Regionalpläne; insbeson-
dere ROG § 2 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit LEP NRW Nr. 8.2-1 und LROP Nds. Nr. 4.2 
Ziff. 07 S. 5 ***: Berücksichtigung von einschlägigen Grundsätzen und sonstigen Erforder-

nissen der Raumordnung, insbesondere Vorrang der Nutzung vorhandener Leitungstrassen-
korridore und Bandinfrastrukturen vor der Festlegung neuer Leitungstrassenkorridore; Ver-
meidung weiterer Zerschneidung der freien Landschaft und von Waldflächen; Begrenzung 
der Flächeninanspruchnahme im Freiraum 

VPG 6 

18 NABEG, §§ 1 und 2  i. V. m. dem Territorialitätsprinzip: Keine Inanspruchnahme ausländi-
scher Staatsgebiete 

PL 10 

Nr. Rechtliche Grundlagen Umwelt (U) 
Nr. PL, 
APG, VPG  

3 BNatSchG, § 1 Abs. 3 Nr. 2; BBodSchG, § 1 und § 2 Abs. 2 Nr. 1 sowie § 7 S. 1; 
BBodSchV; ROG, § 2 Abs. 2 Nr. 6: sparsamer und schonender Umgang mit Boden, insbe-
sondere Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen und Schutz vor schädlichen Bodenverände-
rungen 

APG 4 
APG 5 

4 BWaldG, § 1 und NWaldLG, § 1: Erhalt des Waldes, Schutz der Waldfunktionen APG 2 

5 BWaldG, § 9: Verbot der Umwandlung von Waldflächen in eine andere Nutzungsart insb. in 
Waldschutzgebieten; LFoG NRW, § 39 ; NWaldLG, § 8   

PL 8 

6 WHG, § 27: Vermeidung der Verschlechterung des ökologischen und chemischen Zustands 
von oberirdischen Gewässern  

PL 9  

6 WHG, § 36 i. V. m. LWG NRW, §§ 22 bis 24 und NWG, § 57: Anlagen in, an, über und unter 
oberirdischen Gewässern sind so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und stillzulegen, 
dass keine schädlichen Gewässerveränderungen zu erwarten sind und die Gewässerunter-
haltung nicht mehr erschwert wird, als es den Umständen nach unvermeidbar ist. 

PL 2 
PL 9 

6 WHG, § 6: Erhalt und Verbesserung der Funktions- und Leistungsfähigkeit von Gewässern 
(insbesondere als Lebensraum), Erhalt von natürlichen oder naturnahen Gewässern, Erhalt 
oder Schaffung von Nutzungsmöglichkeiten 

PL 2 
PL 9 

7 BNatSchG, § 23 bis § 27 und § 61, NAGBNatSchG, § 16, 19 und 20, LNatSchG NRW, 
§§ 36ï38 und 44 (ĂSchutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft sowie jeweilige Ge-
bietsschutzverordnungen, Freihaltung von Gewªssern und Uferzonenñ): Besondere Rechts-
verordnungen bzw. Schutzbestimmungen, Ge- und Verbote 

 

 

 

 

PL 7 
APG 6 

                                                      
2  Vgl. Kapitel 4.6 bzw. Anlage 5 ĂAnlagen zum Zielsystemñ f¿r die Nummernzuordnung. 
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Nr. Rechtliche Grundlagen Umwelt (U) 
Nr. PL, 
APG, VPG  

8 BNatSchG, § 34 i. V. m. § 36 Nr. 2 und Vogelschutzrichtlinie, Art. 4 Abs. 4 und Art. 5 sowie 
FFH-RL, Art. 6 Abs. 3 und 4: Unzulässigkeit von Projekten und Plänen bei erheblichen Be-
einträchtigungen von FFH- oder EU-Vogelschutzgebieten  

PL 3 

9 BNatSchG, § 39 sowie § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5: allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen sowie Schutz der besonders und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten 
sowie der europäischen Vogelarten bei zulässigen Eingriffen: Zugriffsverbote, insb. Tötungs-
verbot, Störungsverbot, Schädigungsverbot 

APG 3 

11 WHG, §§ 51ï53 in Verbindung mit den jeweiligen Schutzgebietsverordnungen: Generelles 
Verbot des Betretens, der Errichtung baulicher Anlagen bzw. anderer Nutzungen im Fas-
sungsbereich (Schutzzone I), keine erhebliche Beeinträchtigung von Wasserschutzgebieten 

PL 4 
APG 7  

12 WHG, § 78 Abs. 1: Bauverbot in Überschwemmungsgebieten gemäß § 76 WHG APG 8 

15 BNatSchG, § 1 Abs. 5 S. 3: Energieleitungen sollen landschaftsgerecht geführt, gestaltet 
und so gebündelt werden, dass die Zerschneidung und Inanspruchnahme der Landschaft 
sowie Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes vermieden oder so gering wie möglich ge-
halten werden. 

VPG 6 

Nr. Rechtliche Grundlagen Energie (E) 
Nr. PL, 
APG, VPG 

16 BBPlG, § 3 Abs. 1: Errichtung, Betrieb und Änderung der entsprechend gekennzeichneten 
HGÜ-Vorhaben als Erdkabel 

VPG 1 

16 BBPlG, § 3 Abs. 2: Ausnahmsweise Errichtung, Betrieb und Änderung der HGÜ-Erdkabel-
vorrang-Projekte auf technisch und wirtschaftlich effizienten Teilabschnitten als Freileitung 
aus naturschutzrechtlichen Gründen (falls zumutbare Alternative i. S. d. § 45 Abs. 7 S. 2 
BNatSchG bzw. § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG) bzw. im Fall der Nutzung einer Bestand-
strasse (Bündelungspotenzial), BBPlG, § 3 Abs. 3: Verlangen einer Gebietskörperschaft auf 
Prüfung von Freileitung aufgrund örtlicher Belange 

VPG 1 

17 NABEG, § 5 Abs. 2: Prüfung, ob zwischen Anfangs- und Endpunkt des Vorhabens ein mög-
lichst geradliniger Verlauf eines Trassenkorridors erreicht werden kann (Abwägungsdirek-
tive) 

VPG 2 

19 EnWG, § 1: möglichst sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und umwelt-
verträgliche leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität 

VPG 3 
VPG 4 
VPG 5 

Nr. Rechtliche Grundlagen Energie (E) 
Nr. PL, 
APG, VPG 

16 BBPlG, § 3 Abs. 1: Errichtung, Betrieb und Änderung der entsprechend gekennzeichneten 
HGÜ-Vorhaben als Erdkabel 

VPG 1 

16 BBPlG, § 3 Abs. 2: Ausnahmsweise Errichtung, Betrieb und Änderung der HGÜ-Erdkabel-
vorrang-Projekte auf technisch und wirtschaftlich effizienten Teilabschnitten als Freileitung 
aus naturschutzrechtlichen Gründen (falls zumutbare Alternative i. S. d. § 45 Abs. 7 S. 2 
BNatSchG bzw. § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG) bzw. im Fall der Nutzung einer Bestand-
strasse (Bündelungspotenzial), BBPlG, § 3 Abs. 3: Verlangen einer Gebietskörperschaft auf 
Prüfung von Freileitung aufgrund örtlicher Belange 

VPG 1 
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*   PL ï Planungsleitsätze, APG ï allgemeine Planungsgrundsätze,  
VPG ï vorhabenspezifische Planungsgrundsätze; im Einzelnen aufgeführt in Tabelle 4-6  

**  Hinweis zu Konflikten mit der Bauleitplanung:  

Die Bindungswirkung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen für Vorhaben der Bundesfachplanung 
ist rechtlich nicht abschlieÇend geklªrt. Es spricht vieles dagegen, dass private ¦bertragungsnetzbetreiber Ăºf-
fentliche Planungstrªgerñ im Sinne des § 7 BauGB sind und dass bereits auf der vorgelagerten Ebene der Bun-
desfachplanung, auf der das Leitungsvorhaben noch nicht zugelassen wird, Festsetzungen von Bauleitplänen 
verbindlich entgegenstehen. Um aber kommunalen Planungsbelangen Rechnung zu tragen, wird insbesondere 
in Konfliktbereichen die Bauleitplanung ausgewertet und Siedlungsbereiche insgesamt möglichst gemieden. 

***  Hinweis zu Konflikten mit Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung:  

Es ist rechtlich nicht abschließend geklärt, inwieweit eine Bindungswirkung von landes- oder regionalplaneri-
schen Zielen der Raumordnung für die Bundesfachplanung besteht. Umstritten ist insbesondere, ob es sich bei 
Vorhaben der Bundesfachplanung um solche nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 ROG oder § 4 Abs. 2 ROG handelt, ob sie 
nach § 5 ROG überwindbar sind oder gemäß § 15 Abs. 1 S. 2 NABEG Vorrang entfalten können.  
Amprion strebt unter Berücksichtigung der landes- und regionalplanerischen Interessen vorsorglich an, Kon-
flikte mit für den Stromleitungsausbau unvereinbaren Zielen der Raumordnung möglichst zu vermeiden. Dem-
entsprechend werden einschlägige Ziele den Raumwiderstandsklassen zugeordnet und der Methodik der Tras-
senkorridorfindung entsprechend zugrunde gelegt. 

Gemäß § 3 ROG entfalten Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung eine geringere Bindungs-
wirkung als Ziele der Raumordnung. Diese grundsätzliche Abstufung in der Verbindlichkeit wird auch für das 
Bundesfachplanungsverfahren angenommen.  

4.4 Spezifizierung über Planungsleit- und -grundsätze 

Die im Planungsprozess zu beachtenden Grundlagen ergeben sich aus Rechtsnormen und der Eigenart 

des Projektes. 

Rechtsnormen, die zwingendes Recht darstellen, werden als Planungsleitsätze bezeichnet. Rechtsnor-

men, die der Abwägung zugänglich sind, werden als Planungsgrundsätze bezeichnet. Unter Letztere 

werden ferner solche Grundlagen gefasst, die sich aus der Eigenart des Projektes ergeben und die sich 

der Vorhabenträger selbst setzt.  

Im Zuge der Erstellung der Unterlagen nach § 6 NABEG eröffnen verbindliche Planungsleitsätze (strik-

tes Recht) entsprechend ihrem gesetzlich festgelegten Inhalt dem Planer keinen Gestaltungsfreiraum. 

Sie können durch planerische Abwägung mithin nicht überwunden werden. Abweichungen von strikten 

Rechtsnormen sind allenfalls im Rahmen der im jeweiligen Fachgesetz geregelten Ausnahmemöglich-

keiten zulässig. 

Im Falle eines Konfliktes sind Planungsleitsätze gegenüber Planungsgrundsätzen vorrangig. Diese Pla-

nungsleitsätze werden beachtet, soweit bereits auf der Ebene des Antrags nach § 6 NABEG erkennbar 

ist, dass der jeweilige Tatbestand einschlägig ist. Den verbindlichen Planungsleitsätzen kommt eine be-

sondere Gewichtung zu. Sie werden zumeist in den Raumwiderstandsklassen I* und I (RWK I* und 

RWK I) für die Trassenkorridorfindung und -bewertung operationalisiert. 

In Tabelle 4-6 sind die aus den rechtlichen Vorgaben für das Projekt A-Nord abgeleiteten Planungsleit-

sätze aufgeführt, die der Planung zugrunde gelegt werden. Bei der Auswahl wurde berücksichtigt, inwie-

weit bei Trassenkorridorfindung, -analyse und -vergleich schon erkennbar ist, dass zwingende rechtliche 

Vorgaben einschlägig sein werden ï insbesondere solche, die gebietsbezogen sind ï und absehbare 

Konflikte vermieden werden können. Es kann jedoch auch im Einzelfall zwingende Rechtsnormen ge-

ben, bei denen erst bei detaillierterer Betrachtung erkennbar ist, ob ein Verstoß droht (z. B. bei den ï 

nicht gebietsbezogenen ï zwingenden Zugriffsverboten des Artenschutzes). Sie sind im Rahmen des 

Antrags nach § 6 NABEG noch nicht sinnvoll handhabbar und finden sich daher in den aufgelisteten 

Planungsleitsätzen nicht wieder.  
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Tabelle 4-6: Planungsleitsätze 

Abgeleitete Planungsleitsätze (PL)   

1. Meidung der Querung von Siedlungsräumen bzw. von sensiblen Nutzungen 

2. Meidung von Stillgewässern  

3. Meidung erheblicher Beeinträchtigungen von Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) und FFH-Gebieten, ins-
besondere durch Querung, soweit auf Ebene der Bundesfachplanung (BFP) erkennbar  

4. Meidung der Querung von Wasserschutzgebieten Zone I und Zone II 

5. Meidung der Querung von Deponien, Gebieten mit oberflächennahen Rohstoffen / Abgrabungen  
(Tagebau, Gruben, Steinbrüche)  

6. Meidung der Querung von Flughäfen und Flugplätzen, Sondergebieten von Bund / Militärischen Anlagen  

7. Meidung der Querung von Naturschutzgebieten (NSG), Nationalparks, Biosphärenreservaten (Kernzone) sowie 
UNESCO-Weltkulturerbestätten 

8. Meidung der Querung von Waldschutzgebieten  

9. Meidung der Verschlechterung des Zustandes von Fließgewässern  

10. Keine Inanspruchnahme ausländischen Staatsgebiets 

Planungsgrundsätze beschreiben Belange, die der Vorhabenträger in seinem Vorhaben abwägend an-

wendet. Auch wenn dem Vorhabenträger bei der Anwendung der Planungsgrundsätze Gestaltungsspiel-

raum zukommt, müssen sie rechtmäßig sein und dürfen insbesondere nicht im Widerspruch zu gesetzli-

chen Regelungen stehen. Planungsgrundsätze können im Konflikt mit anderen Belangen ganz oder teil-

weise zurücktreten. Dies gilt selbst für Regelungen mit einem Optimierungsgebot, das eine möglichst 

weitgehende Berücksichtigung bestimmter Belange fordert. 

Dabei kann unterschieden werden zwischen allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), die immer her-

anzuziehen sind, und vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen (VPG), die von Vorhaben zu Vorha-

ben variieren können.  

Die Findung von Trassenkorridorverläufen erfolgt dabei unter besonderer Berücksichtigung eines mög-

lichst kurzen, gestreckten Verlaufes (VPG 3). Während die Geradlinigkeit i. S. des § 5 Abs. 2 NABEG 

als Planungsgrundsatz für die großräumige Verknüpfung der Netzverknüpfungspunkte zu verstehen ist 

(VPG 2), wird in Ergänzung dazu auch bei einer kleinräumigen Betrachtung (Segmente) im Zuge der 

Trassenkorridorfindung ein kurzer, gestreckter Verlauf angestrebt, um dieses Optimierungsgebot mög-

lichst weitgehend umsetzen zu können und auch die technische und wirtschaftliche Effizienz zu gewähr-

leisten. Eine Besonderheit ergibt sich bei Zielen der Raumordnung: Da die Bindungswirkung von landes- 

oder regionalplanerischen Zielen der Raumordnung für die Bundesfachplanung nicht abschließend ge-

klärt ist und gute Gründe dafür sprechen, lediglich eine Berücksichtigungspflicht nach § 4 Abs. 2 ROG 

anzunehmen, werden sie als Planungsgrundsätze berücksichtigt (APG 9). Da jedoch Konflikte weitge-

hend vermieden werden sollen und Ziele der Raumordnung im Planungsrecht dennoch höherrangig als 

Grundsätze der Raumordnung sind, werden sie nachfolgend der RWK I zugeordnet.   
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In Tabelle 4-7 sind die für das Projekt A-Nord abgeleiteten allgemeinen und vorhabenbezogenen Pla-

nungsgrundsätze aufgeführt. 

Tabelle 4-7: Allgemeine und vorhabenspezifische Planungsgrundsätze 

Allgemeine Planungsgrundsätze (APG) 

1. Minimierung der Querung von siedlungsnahen Freiräumen / Siedlungsfreiflächen, Sportplätzen 

2. Minimierung der Querung von Waldflächen  

3. Minimierung der Querung von avifaunistisch wertvollen Bereichen (Brutvögel), Ramsar-Gebieten,  
Important Bird Areas (IBA)  

4. Minimierung der Querung von Mooren  

5. Es wird angestrebt, die Querung von empfindlichen und / oder schutzwürdigen Böden zu reduzieren. 

6. Es wird angestrebt, die Querung von Landschaftsschutzgebieten, Naturparken, Biosphärenreservaten  
(Pflegezone) zu reduzieren.  

7. Es wird angestrebt, die Querung von Wasserschutzgebieten Zone III zu reduzieren.  

8. Es wird angestrebt, die Querung von Überschwemmungsgebieten zu reduzieren. 

9. Meidung der Querung von Vorranggebieten, soweit das Vorhaben nicht vereinbar mit den vorrangigen  
Nutzungen ist 

Vorhabenspezifische Planungsgrundsätze (VPG) 

1. Der Planung liegt nach Maßgabe der geltenden Gesetze die vorrangige technische Ausführung als  
ĂErdkabelñ zu Grunde.  

2. Die Erdkabel-Verbindung soll möglichst geradlinig zwischen den Netzverknüpfungspunkten, d. h. in Bezug 
auf die Gesamtstrecke möglichst direkt und ungewunden geführt werden. 

3. Die Trassenkorridorsegmente sollen möglichst im kurzen und gestreckten Verlauf geführt werden.  

4. Es wird grundsätzlich angestrebt, die Querung von Gebieten, in denen bautechnische Schwierigkeiten zu er-
warten sind und ggf. technische Sonderlösungen für eine Erdkabelverlegung erforderlich werden, zu  
reduzieren.  

5. Die Planung soll eine möglichst geringe Anzahl von Kreuzungspunkten mit anderen linienhaften  
Infrastrukturen aufweisen.  

6. Bündelungspotenziale mit anderen linearen Infrastruktureinrichtungen werden aufgegriffen, wenn dem keine 
anderen, höherrangigen Belange, bautechnischen Schwierigkeiten oder erheblichen Mehrlängen entgegen-
stehen. 
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4.5 Operationalisierung über Raumwiderstandsklassen und ggf. weitere 
Kriterien 

Die nötige Operationalisierung (Anwendung und schrittweise Konkretisierung) der Planungsleit- und  

-grundsätze erfolgt über geeignete, zu spezifizierende Kriterien. 

Die Kriterien charakterisieren die von der Planung zu berücksichtigenden Belange und beschreiben ei-

nen nachprüfbaren Sachverhalt. Sie dienen auch der Operationalisierung der verschiedenen Anwen-

dungsfälle bei den einzelnen Arbeitsschritten im Zuge der Erstellung der Unterlagen nach § 6 NABEG 

als Grundlage zur Definition des Untersuchungsrahmens gem. § 7 NABEG.  

Die Gewichtung eines Kriteriums wird aus der Art des ihm zugrundeliegenden Leit- und Grundsatzes 

und aus dessen Bedeutung in der Bundesfachplanung abgeleitet.  

So leiten sich Kriterien mit sehr hohem Gewicht (RWK I* und RWK I) unter anderem aus Planungsleit-

sätzen ab, die Verbotsnormen zum Inhalt haben. Die mit diesen Raumwiderstandsklassen belegten Flä-

chen stehen im Rahmen der Strukturierung des Untersuchungsraumes für die Erdkabelplanung zu-

nächst nicht zur Verfügung. Sofern bei der Trassenkorridorfindung solche Bereiche riegel- oder engstel-

lenbildend innerhalb von sonst geeigneten Trassenkorridoren liegen, kann im Einzelfall eine Prüfung der 

Überwindbarkeit der Konflikte unter Nutzung von technischen Sonderlösungen sowie Maßnahmen zur 

Vermeidung erfolgen. Bei einer Verletzung der Verbotsnorm bzw. einer erheblichen Beeinträchtigung 

der vorrangigen Nutzung wäre das betreffende Trassenkorridorsegment für die Verwirklichung des Vor-

habens nicht geeignet, es sei denn, die Voraussetzungen einer Ausnahme oder Abweichung sind gege-

ben. 

Kriterien mit hohem Gewicht (RWK II) gründen sich beispielsweise auf eine Verbotsnorm oder ein An-

passungsgebot an eine dem Projekt entgegenstehende Nutzung mit hoher Bedeutung. Die betroffenen 

Schutzgüter besitzen zugleich eine hohe Empfindlichkeit gegenüber dem Vorhaben. Auch hier erfolgt 

eine entsprechende Einzelfallprüfung. 

Kriterien mit mittlerem Gewicht (RWK III) gründen sich z. B. auf Grundlage einschränkender Ausführun-

gen von Gesetzen und Verordnungen sowie fachlicher Grundlagen und beziehen sich auf eine Betrof-

fenheit mit einem mittleren Konfliktniveau gegenüber dem Vorhaben. Aus den Kriterien mit mittlerem 

Gewicht leitet sich in der Anwendung die RWK III ab, d. h. es handelt sich um Sachverhalte, die zwar im 

Fall vorhabenbedingter Beeinträchtigungen zu Raum- und Umweltauswirkungen führen können, jedoch 

für das Projekt nur in Ausnahmefällen entscheidungsrelevant sind. Dies begründet für sich allein keine 

Ausgrenzung von Trassenkorridoren.  

Über die Raum- und Umweltkriterien hinaus werden bautechnische Kriterien angeführt, deren Querung 

in der Regel nur mit erhöhtem technischem Aufwand zu realisieren ist. Sie werden analog zur Einteilung 

in Raumwiderstandsklassen in Bauwiderstandsklassen (BWK) eingeteilt (vgl. Tab. 4-9). Sie werden pro-

jektspezifisch (unter Berücksichtigung der naturräumlichen Einbettung des Projektes) ausgewählt (vgl. 

VPG 4 und Kapitel 6.2.2.3). Zudem sind weitere Belange als Bestandteile des Zielsystems relevant. 

Hierzu zählen:  

Á keine Inanspruchnahme der Flächen der Niederlande (vgl. PL 10 und Kapitel 5.4.3) 

Á Berücksichtigung des Gebots der Geradlinigkeit zwischen den Netzverknüpfungspunkten (vgl. VPG 2 

und Kapitel 5.4.1) 

Á Berücksichtigung des kurzen, gestreckten Verlaufs der einzelnen Segmente (vgl. VPG 3 und Kapitel 

6.3.1.2) 

Á bautechnische Hindernisse (Kreuzungen von linienhaften Infrastrukturen wie Straßen, Bahntrassen 

oder Fließgewässern), in denen die technische Umsetzung der Kabelanlage erschwert ist (vgl. VPG 

5 und Kapitel 6.4.3) 

Á Berücksichtigung von Bündelungsoptionen (vgl. VPG 6 und Kapitel 6.3.1.4) 
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Tabelle 4-8 und 4-9 geben einen Überblick über die relevanten Raumwiderstände und bautechnischen 

Widerstände sowie ihre Gewichtung. 

Tabelle 4-8: Zusammenfassende Gewichtung der Raumwiderstandskriterien ïRaumord-

nung / Umwelt / Energie 

Prüfgegenstand 

  R       U        E 
Gewichtung der Raumwiderstandskriterien 

Rückstellungskriterien (RWK I*) 

   Sachverhalt, der die Realisierung einer Erdkabelverbindung in der Regelbauweise verhin-
dert, weil der Bau einer Erdverkabelung entweder 

Á aufgrund tatsächlicher Gegebenheiten nicht umsetzbar ist oder 

Á aufgrund gesetzlicher Regelungen nicht zulässig ist und in der Regel auch keine Mög-
lichkeit der Erteilung einer Ausnahme- / Abweichungsentscheidung oder einer Befreiung 
erkennbar ist 

Eine Verlagerung / Veränderung der vorhandenen Nutzung ist nur mit einem unverhältnis-
mäßig hohen Aufwand möglich.  

Der Sachverhalt gründet sich i. d. R. auf eine rechtliche Norm bzw. auf eine gutachtliche 
Bewertung (im Hinblick auf die technische Umsetzung des Vorhabens). 

Es erfolgt grundsätzlich eine Meidung der Querung / Inanspruchnahme von bebauten Ge-
bieten oder zur Bebauung vorgesehenen Bereichen, von Flächen mit höchster Empfindlich-
keit / höchstem Schutzerfordernis sowie von Gebieten, in denen eine Erdverkabelung auf-
grund tatsächlicher Gegebenheiten faktisch nicht umsetzbar ist oder deren Nutzungen sich 
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verlagern lassen.  

Im strukturierten Untersuchungsraum sind Rückstellungskriterien (RWK I*) zunächst als 
Ănicht zu querenñ definiert (Gebiete dieser Kategorie kºnnen im strukturierten Untersu-
chungsraum zwar enthalten sein, stehen zunächst aber für die Planung nicht zur Verfügung 
und werden daher Ăausgegrenztñ). 

Bei einer Verletzung der Verbotsnorm bzw. einer erheblichen Beeinträchtigung der vorrangi-
gen Nutzung wäre das betreffende Trassenkorridorsegment für die Verwirklichung des Vor-
habens nicht geeignet, es sei denn, die Voraussetzungen einer Abweichung oder Aus-
nahme sind gegeben. 

Sofern bei der Trassenkorridorfindung solche Bereiche riegel- oder engstellenbildend inner-
halb von sonst geeigneten Trassenkorridoren liegen, kann im Einzelfall eine Prüfung der 
Überwindbarkeit der Konflikte unter Nutzung von technischen Sonderlösungen sowie Maß-
nahmen zur Vermeidung erfolgen. 

x x  Umwelt- und Nutzungskriterien  

   Á Sensible Einrichtungen (Kliniken, Pflegeheime, Schulen, Friedhöfe)  

Á Wohn- und Mischbauflächen  

Á Industrie- und Gewerbeflächen 

Á Campingplätze, Ferienhäuser 

Á Wasserschutzgebiete Zone I  

Á Qualitative Prüfung der Bebauung gemäß Bauleitplanung (insb. im Bereich von Konflikt-
stellen) 

 x x Sonstiges 

   Á Truppenübungsplatz / Standortübungsplatz / Sondergebiet Bund 

Á Flughäfen, Flugplätze 

Á Deponien und Abfallbehandlungsanlagen  

Á Oberflächennahe Rohstoffe / Abgrabungen (Tagebau, Grube, Steinbruch) 
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Prüfgegenstand 

  R       U        E 
Gewichtung der Raumwiderstandskriterien 

Sehr hoher Raumwiderstand (RWK I)   

   Sachverhalt, der im Fall von vorhabenbedingten Beeinträchtigungen erhebliche Raum- bzw. 
Umweltauswirkungen erwarten lässt und im Hinblick auf eine HGÜ-Leitung mit Erdkabelvor-
rang bereits allgemein im besonderen Maße entscheidungsrelevant sein kann. 

Der Sachverhalt gründet sich i. d. R. auf eine rechtlich verbindliche Norm und erfordert bei 
einem Raum- bzw. Umweltkonflikt erhebliche, für das Vorhaben sprechende Gründe (z. B. 
im Rahmen einer Befreiung bzw. eines Ausnahme- oder Abweichungsverfahrens). 

Die Raumwiderstandsklasse resultiert nur aus der Sachebene. 

Die Querung von Gebieten mit besonders hoher Empfindlichkeit / besonders hohem Schut-
zerfordernis (abgebildet in RWK I) wird vermieden. 

Die mit Kriterien der Raumwiderstandsklasse I belegten Flächen stehen ebenfalls im Rah-
men der Strukturierung des Untersuchungsraumes für die Erdkabelplanung zunächst nicht 
zur Verfügung.  

Bei einer Verletzung der Verbotsnorm bzw. einer erheblichen Beeinträchtigung der vorrangi-
gen Nutzung wäre das betreffende Trassenkorridorsegment für die Verwirklichung des Vor-
habens nicht geeignet, es sei denn, die Voraussetzungen einer Abweichung oder Aus-
nahme sind gegeben. 

Sofern bei der Trassenkorridorfindung solche Bereiche riegel- oder engstellenbildend inner-
halb von sonst geeigneten Trassenkorridoren liegen, kann im Einzelfall eine Prüfung der 
Überwindbarkeit der Konflikte unter Nutzung von technischen Sonderlösungen sowie Maß-
nahmen zur Vermeidung erfolgen. 

 x  Umwelt- und Nutzungskriterien 

   Á Europäische Vogelschutzgebiete 

Á FFH-Gebiete 

Á Nationalparks 

Á Naturschutzgebiete (NSG) 

Á Biosphärenreservate ï Kernzone 

Á Naturwald (NDS) / Naturwaldparzelle (NRW) 

Á UNESCO-Weltnaturerbestätten (im Untersuchungsraum nicht vorhanden) 

Á UNESCO-Weltkulturerbestätten und Welterbestätten mit Zusatz Kulturlandschaft  
(im U-Raum nicht vorhanden) 

Á Wasserschutzgebiete Zone II 

Á Stillgewässer 

x   Ziele der Raumordnung 

   Á Vorranggebiete im Siedlungsbezug (einschl. zweckgebundener Nutzung) 

Á Vorranggebiete Gewerbe / Industrie (einschl. zweckgebundener Nutzung) 

Á Vorranggebiete oberflächennahe Rohstoffe 

Á Vorranggebiete Deponie 

Á Vorranggebiete Militär 
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Prüfgegenstand 

  R       U        E 
Gewichtung der Raumwiderstandskriterien 

Hoher Raumwiderstand (RWK II) 

   Sachverhalt, der im Falle von vorhabenbedingten Beeinträchtigungen zu erheblichen Raum- 
bzw. Umweltauswirkungen führen kann und der im Hinblick auf eine HGÜ-Leitung mit Erd-
kabelvorrang im Einzelfall entscheidungsrelevant sein kann. 

Der Sachverhalt gründet sich auf gesetzliche oder untergesetzliche Normen oder gutachtli-
che umweltqualitätszielorientierte Bewertungen. 

Die Raumwiderstandsklasse kann sowohl aus der Sachebene als auch aus der gutachtli-
chen Bewertung resultieren. 

Die Querung von Gebieten mit hoher Empfindlichkeit / hohem Schutzerfordernis bzw. hoch-
rangigen öffentlichen Zielen (abgebildet in RWK II) wird minimiert, sofern andere, höherran-
gige Ziele nicht überwiegen. Bei Querungen von Fließgewässern erfolgt eine Vermeidung 
der Verschlechterung des chemischen und ökologischen Zustandes. 

Sofern bei der Trassenkorridorfindung solche Bereiche innerhalb des Trassenkorridores lie-
gen bzw. Engstellen bilden, erfolgt einzelfallbezogen eine Prüfung der Überwindbarkeit der 
Konflikte mit oder ohne Nutzung von technischen Sonderlösungen sowie Maßnahmen zur 
Vermeidung. 

 x  Umwelt- und Nutzungskriterien  

   Á Siedlungsnahe Freiräume / Siedlungsfreiflächen, Sportplätze (z. B. Golfplätze) 

Á Ramsar-Gebiete 

Á Important Bird Areas (IBA) 

Á Avifaunistisch wertvolle Bereiche ï Brutvögel 

Á Wälder 

Á Moore 

Á Fließgewässer 

x   Ziele der Raumordnung 

   Á Vorranggebiete Wald 

x   Sonstiges 

   Á Windkraftanlage / Solaranlagen 

Mittlerer Raumwiderstand (RWK III) 

   Sachverhalt, der im Fall von vorhabenbedingten Beeinträchtigungen zu Raum- bzw. Um-
weltauswirkungen unterschiedlicher Erheblichkeit führen kann und im Hinblick auf eine 
HGÜ-Leitung mit Erdkabelvorrang bedingt entscheidungsrelevant sein kann. Dies begrün-
det für sich allein keine Ausgrenzung von Trassenkorridoren. 

Der Sachverhalt muss sich nicht aus rechtlichen Normen oder anderen verbindlichen Vor-
gaben ableiten, kann aber im Sinne der Umweltvorsorge in die Abwägung zur Korridorfin-
dung einfließen. 

Die Raumwiderstandsklasse kann sowohl aus der Sachebene, als auch aus der gutachtli-
chen Bewertung resultieren. 

Es wird angestrebt, die Querung / Inanspruchnahme von Gebieten mit Empfindlichkeit / 
Schutzerfordernis bzw. öffentlichen Zielen (abgebildet in RWK III) weitgehend zu reduzie-
ren, sofern andere, höherrangige Ziele nicht überwiegen und sofern Konflikte nicht durch 
gängige Maßnahmen vermieden werden können. 
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Prüfgegenstand 

  R       U        E 
Gewichtung der Raumwiderstandskriterien 

 x  Umwelt- und Nutzungskriterien  

   Á Biosphärenreservate ï Pflegezone 

Á Landschaftsschutzgebiete (LSG) 

Á Naturparks 

Á Avifaunistisch wertvolle Bereiche ï Gastvögel 

Á Wasserschutzgebiete Zone III 

Á Überschwemmungsgebiete (inkl. vorläufig zu sichernder Bereiche) 

Á Feuchte, verdichtungsempfindliche Böden 

Á Schutzwürdige Böden 

x   Ziele der Raumordnung 

   Á Vorranggebiete für den Schutz der Landschaft und der Erholung 

Á Vorranggebiete Natur und Landschaft 

Á Regionale Grünzüge 

Á Vorranggebiet für den Hochwasserschutz 

Á Vorranggebiete Grundwasserschutz / Trinkwassergewinnung 

Á Vorrang- und Eignungsgebiete für Windenergienutzung 

Tabelle 4-9: Zusammenfassende Gewichtung der bautechnischen Widerstände 

Prüfgegenstand 

  R       U        E 
Gewichtung der bautechnischen Widerstände 

Sehr hoher bautechnischer Widerstand (BWK I) 

   Sachverhalt, bei dem sich im Zuge der Querung von Bereichen mit sehr hohem bautechni-
schem Widerstand sehr hohe Erschwernisse für den Bau und / oder Betrieb der erdverleg-
ten Leitung ergeben. Bautechnische Widerstandskriterien mit derartigen sehr hohen Er-
schwernissen sind für das Vorhaben nicht vorhanden. 

Hoher bautechnischer Widerstand (BWK II) 

   Sachverhalt, bei dem sich im Zuge der Querung von Bereichen mit hohem bautechnischem 
Widerstand hohe Erschwernisse für den Bau und / oder Betrieb der erdverlegten Leitung er-
geben. 

Die Bauwiderstandsklasse kann sowohl aus den ausgewerteten Daten als auch aus der 
gutacherlichen Bewertung resultieren. 

 x x Bautechnische Kriterien 

   Á Baugrund Moor / Torf (tiefgr¿ndige Torfbºden mit einer Mªchtigkeit Ó 2 m unter Gelän-
deoberkante) 

Mittlerer bautechnischer Widerstand (BWK III) 

   Sachverhalt, bei dem sich im Zuge der Querung von Bereichen mit bautechnischem Wider-
stand mittlere Erschwernisse für den Bau und / oder Betrieb der erdverlegten Leitung erge-
ben. 

Die Bauwiderstandsklasse kann sowohl aus den ausgewerteten Daten als auch aus der 
gutacherlichen Bewertung resultieren. Folgende Kriterien werden auf Basis der obigen Defi-
nition der Bauwiderstandsklasse III zugeordnet. 

 x x Bautechnische Kriterien 

   Á Baugrund ï Fels 

Á Senkungsgefährdete Gebiete 

Á Grundwasserflurabstand < 2 m unter GOK 

Á Sulfatsaure Böden 
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4.6 Festlegung der Kriterien für die einzelnen Planungsschritte zur Erstel-
lung des Antrags nach § 6 NABEG  

Das Zielsystem ist den einzelnen Planungsschritten zur Erstellung der Unterlagen nach § 6 NABEG vo-

rangestellt. Die grundlegenden Planungsschritte sind:  

Á Strukturierung des Untersuchungsraumes, 

Á Trassenkorridorfindung, 

Á Trassenkorridoranalyse und  

Á Trassenkorridorvergleich. 

Die Festlegung von Kriterien für die einzelnen Planungsschritte der Erstellung des Antrags nach 

§ 6 NABEG erfolgt projektspezifisch.  

Die aus gesetzlichen Grundlagen und aus Erfordernissen der Raumordnung abgeleiteten Planungsleit- 

und -grundsätze für das Vorhaben A-Nord, die daraus wiederum abgeleiteten Kriterien sowie deren Ge-

wichtung und Anwendung werden in der nachfolgenden Tabelle dargestellt, um den Planungsprozess 

und die Abwägung nachvollziehbar zu gestalten (vgl. auch Anlage 5).  
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Erläuterungen zum Zielsystem (vgl. Anlage 5) 
 

Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

1 R GG, Art. 28 Abs. 2 sowie BauGB §§ 7 und 8 
Abs. 1 Berücksichtigung von Vorgaben der Bau-

leitplanung (insbesondere in konfliktträchtigen 
Bereichen) 

Meidung der Querung von Siedlungsräumen 
bzw. von sensiblen Nutzungen (PL 1) 

Hinweis: 

Á Auswertung ATKIS-Daten im Zuge Strukturie-
rung U-Raum, bestandskräftige Bauleitpla-
nung im Zuge der TK-Findung und -Analyse 

Sensible Einrichtungen  
(RWK I*) 

x x x 

Wohn- und Mischbaufläche  
(RWK I*) 

x x x 

Industrie- und Gewerbefläche  
(RWK I*) 

x x x 

Campingplätze, Ferienhäuser  
(RWK I*) 

x x x 

Qualitative Prüfung der Bebauung 
gemäß Bauleitplanung (insb. im 
Bereich von Konfliktstellen) 
(RWK I*) 

 x x 

2 R GG, Art. 28 Abs. 2  sowie BauGB §§ 7 und 8 
Abs. 1 Berücksichtigung von Vorgaben der Bau-

leitplanung insbesondere in konfliktträchtigen Be-
reichen 

Minimierung der Querung von siedlungsnahen 
Freiräumen / Siedlungsfreiflächen, Sportplätzen 
(APG 1) 

Hinweis: 

Á Auswertung ATKIS-Daten im Zuge Strukturie-
rung U-Raum, bestandskräftige Bauleitpla-
nung (F-Pläne) im Bereich von Konfliktberei-
chen und ggf. im Bereich Bündelungen BAB, 
bei Siedlungsannäherung und in sonstigen 
Einzelfällen bei der TK-Findung und ïAnalyse 

 

Siedlungsnahe Freiräume /  
Siedlungsfreiflächen, Sportplätze 
(z. B. Golfplätze) (alle RWK II) 

 x x 

SU: Strukturierung Untersuchungsraum 
TKF: Trassenkorridorfindung 
TKAuV: Trassenkorridoranalyse und -vergleich 
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Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

3 U BNatSchG, § 1 Abs. 3 Nr. 2; BBodSchG, § 1 
und § 2 Abs. 2 Nr. 1 sowie § 7 S. 1; BodSchV; 
ROG, § 2 Abs. 2 Nr. 6: sparsamer und schonen-

der Umgang mit Boden, insbesondere Erhalt der 
natürlichen Bodenfunktionen und Schutz vor 
schädlichen Bodenveränderungen 

Minimierung der Querung von Mooren (APG 4) Moore (RWK II)  x x 

Es wird angestrebt, die Querung von empfindli-
chen und / oder schutzwürdigen Böden zu redu-
zieren. (APG 5)  

Hinweis:  

Á soweit über APG 4 nicht abgedeckt  

Feuchte verdichtungsempfind- 
liche Böden, schutzwürdige  
Böden (RWK III) 

 x x 

4 U BWaldG, § 1 und NWaldG, § 1: Erhalt des Wal-

des, Schutz der Waldfunktionen 
Minimierung der Querung von Waldflächen  
(APG 2) 

Wälder (RWK II)  x x 

5 U BWaldG, § 9: Verbot der Umwandlung von 

Waldflächen in eine andere Nutzungsart insb. in 
Waldschutzgebieten; LFoG NRW, § 39;  
NLWaldG, § 8 

Meidung der Querung von Waldschutzgebieten 
(PL 8) 

Naturwald (NDS) / 

Naturwaldparzelle 

(NRW) (RWK I) 

x x x 

6 U WHG, § 27: Vermeidung der Verschlechterung 

des ökologischen Zustandes von oberirdischen 
Gewässern 

WHG, § 36 i. V. m. LWG NRW, §§ 22 bis 24 und 
NWG, § 57: Anlagen in, an, über und unter ober-

irdischen Gewässern sind so zu errichten,  
zu betreiben, zu unterhalten und stillzulegen, 
dass keine schädlichen Gewässerveränderungen 
zu erwarten sind und die Gewässerunterhaltung 
nicht mehr erschwert wird, als es den Umständen 
nach unvermeidbar ist. 

WHG, § 6: Erhalt und Verbesserung der Funkti-

ons- und Leistungsfähigkeit von Gewässern (ins-
besondere als Lebensraum), Erhalt von natürli-
chen oder naturnahen Gewässern, Erhalt oder 
Schaffung von Nutzungsmöglichkeiten 

Meidung von Stillgewässern (PL 2) Stillgewässer (RWK I) x x x 

Meidung der Verschlechterung des Zustandes 
von Fließgewässern (PL 9) 

Hinweis:  

Á soweit auf Ebene der Bundesfachplanung  
erkennbar. 

Fließgewässer (RWK II)  x x 
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Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

7 U BNatSchG, § 23 bis § 27 und § 61, NAGB-
NatSchG, § 16, 19 und 20, LNatSchG NRW, 
§§ 36ï38 und 44 (ĂSchutz bestimmter Teile von 

Natur und Landschaft sowie jeweilige Gebiets-
schutzverordnungen, Freihaltung von Gewässern 
und Uferzonenñ): Besondere Rechtsverordnun-
gen bzw. Schutzbestimmungen, Ge- und Verbote  

BNatSchG, § 2 Abs. 5: Schutz des Kultur- und 

Naturerbes im Sinne des Übereinkommens vom 
16. November 1972 zum Schutz des Kultur- und 
Naturerbes der Welt. 

Meidung der Querung von Naturschutzgebieten 
(NSG), Nationalparks, Biosphärenreservaten 
(Kernzone) sowie UNESCO-Weltkulturerbe- stät-
ten (PL 7) 

Naturschutzgebiete (NSG)  
(RWK I) 

x x x 

Nationalparke (RWK I) x x x 

Biosphärenreservate ï Kernzone 
(RWK I) 

x x x 

UNESCO-Weltkulturerbestätten 
(und Welterbestätten mit Zusatz 
Kulturlandschaft); Weltnaturerbe-
stätten (RWK I) 

x x x 

Es wird angestrebt, die Querung von Land-
schaftsschutzgebieten, Naturparken, Biosphären-
reservaten (Pflegezone) zu reduzieren. (APG 6)  

Landschaftsschutzgebiete  
(RWK III) 

 x x 

Naturparke (RWK III)   x x 

Biosphärenreservate ï Pflege-
zone (RWK III) 

 x x 

8 U BNatSchG, § 34 i. V. m. § 36 Nr. 2 und Vogel-
schutzrichtlinie, Art. 4 Abs. 4 und Art. 5 sowie 
FFH-RL, Art. 6 Abs. 3 und 4: Unzulässigkeit von 

Projekten und Plänen bei erheblichen Beein-
trächtigungen von FFH- oder EU-Vogelschutz-
gebieten 

Meidung erheblicher Beeinträchtigungen von  
Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) und 
FFH-Gebieten, insb. durch Querung, soweit auf 
Ebene der BFP erkennbar (PL 3) 

Hinweis:  

Á Soweit auf Ebene der Bundesfachplanung  
erkennbar  

Á Qualitative Analyse der Gebietsbeschreibun-
gen, Standarddatenbögen, nationalen Schutz-
gebietsverordnungen, möglichen  
Managementpläne 

Europäische Vogelschutzgebiete 
(VSG), (RWK I) 

x x x 

FFH-Gebiete (RWK I) x x x 
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Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

9 U BNatSchG, § 39 sowie § 44 Abs. 1 i. V. m. 
Abs. 5: allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 

und Pflanzen sowie Schutz der besonders und 
streng geschützten Tier- und Pflanzenarten so-
wie der europäischen Vogelarten bei zulässigen 
Eingriffen: Zugriffsverbote, insb. Tötungsverbot, 
Störungsverbot, Schädigungsverbot.  

Minimierung der Querung von avifaunistisch 
wertvollen Bereichen (Brutvögel), Ramsar- 
Gebieten, Important Bird Areas (IBA) (APG 3) 

Hinweis:  

Á Soweit auf Ebene der Bundesfachplanung er-
kennbar / relevant  

Avifaunistisch wertvolle Bereiche 
ï Brutvögel (RWK II)  

 x x 

Ramsar-Gebiete (RWK II)   x x 

Important Bird Areas (IBA)  
(RWK II) 

 x x 

Avifaunistisch wertvolle Bereiche 
ï Gastvögel (RWK III)  

 x x 

10 R BBergG, § 108 Abs. 1: Genehmigung baulicher 

Anlagen in festgesetzten Baubeschränkungs- ge-
bieten nur mit Zustimmung der nach § 69 
BBergG zuständigen Behörde 

ROG, § 4 Abs. 2 sowie Raumordnungspläne 
der betroffenen Länder, Regionalpläne:  

Berücksichtigung der Ziele der Raumordnung bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen; 
Vorranggebiete haben den Charakter von Zielen 
der Raumordnung 

Meidung der Querung von Deponien und Abfall-
behandlungsanlagen, Gebieten mit oberflächen-
nahen Rohstoffen / Abgrabungen (Tagebau,  
Gruben, Steinbrüche) (PL 5)  

Deponien und Abfallbehandlungs-
anlagen (RWK I*) 

x x x 

Oberflächennahe Rohstoffe /  
Abgrabungen (Tagebau, Gruben, 
Steinbrüche) (RWK I*) 

x x x 

11 U WHG, §§ 51ï53 in Verbindung mit den jeweiligen 

Schutzgebietsverordnungen: Generelles Verbot 
des Betretens, der Errichtung baulicher Anlagen 
bzw. anderer Nutzungen im Fassungsbereich 
(Schutzzone I), keine erhebliche Beeinträchti-
gung von Wasserschutzgebieten.  

Meidung der Querung von Wasserschutz- 
gebieten Zone I und Zone II (PL 4) 

Wasserschutzgebiete Zone I  
(RWK I*) 

x x x 

Wasserschutzgebiete Zone II  
(RWK I) 

x x x 

Es wird angestrebt, die Querung von Wasser-
schutzgebieten Zone III zu reduzieren. (APG 7) 

Wasserschutzgebiete Zone III 
(RWK III) 

 x x 

12 U WHG, § 78 Abs. 1: Bauverbot in Überschwem-

mungsgebieten gemäß § 76 WHG 
Es wird angestrebt, die Querung von Über-
schwemmungsgebieten zu reduzieren. (APG 8)  

Überschwemmungsgebiete (inkl. 
vorläufig zu sichernder Bereiche) 
(RWK III) 

 x x 
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Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

13 R ROG, § 4 Abs. 2 sowie Raumordnungspläne 
der betroffenen Länder, Regionalpläne:  

Berücksichtigung der Ziele der Raumordnung bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen; 
Vorranggebiete haben den Charakter von Zielen 
der Raumordnung. 

Hinweis:  

Bei Querung / Inanspruchnahme erfolgt stets 
eine Einzelfallbetrachtung, ob der Zweck der  
Vorranggebiete dem Vorhaben entgegensteht. 

Meidung der Querung von Vorranggebieten,  
soweit das Vorhaben nicht vereinbar mit den  
vorrangigen Nutzungen ist. (APG 9) 

Vorranggebiete im Siedlungsbe-
zug (einschl. zweckgebundener 
Nutzung) (RWK I) 

x x x 

Vorranggebiete Industrie /  
Gewerbe (einschl. zweckgebun-
dener Nutzung) (RWK I) 

x x x 

Vorranggebiete oberflächennahe 
Rohstoffe (RWK I) 

x x x 

Vorranggebiete Deponie (RWK I) x x x 

Vorranggebiete Militär (RWK I) x x x 

Vorrang- und Eignungsgebiete 
Windenergienutzung (RWK III) 

 x x 

Vorranggebiete Wald (nur NRW) 
(RWK II) 

 x x 

Vorranggebiete zum Grundwas-
serschutz / Trinkwassergewin-
nung (RWK III) 

 x x 

Vorranggebiete Tourismus / Erho-
lung (RWK III) 

 x x 

Vorranggebiete Natur und Land-
schaft (RWK III) 

 x x 

Vorranggebiete für den Hochwas-
serschutz / Deiche (RWK III) 

 x x 

Regionale Grünzüge (RWK III)  x x 
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Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

14 R LuftVG, § 12 Abs. 2 und § 17 Nr. 1: Innere  

Bauschutzbereiche der Flughäfen und FlugȤ bzw. 

Landeplätze: besonderer luftverkehrsbehördli-
cher Zulassungsvorbehalt für bauliche Anlagen. 

ROG, § 4 Abs. 2 sowie Raumordnungspläne 
der betroffenen Länder, Regionalpläne:  

Berücksichtigung der Ziele der Raumordnung bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen; 
Vorranggebiete haben den Charakter von Zielen 
der Raumordnung. 

Meidung der Querung von Flughäfen und Flug-
plätzen, Sondergebieten von Bund / Militärische 
Anlagen (PL 6) 

Hinweis:  

Á Für Schutzbereiche gelten die Ausführungen 
nach SchBerG, § 1ï3; Genehmigungsvorbe-
halt für bauliche Anlagen innerhalb der 
Schutzbereiche. 

Flughäfen und Flugplätze,  

ehemalige Truppen- / Stand- 
ortübungsplätze / Vorranggebiet 
Militär (alle RWK I*) 

x x x 

15 U / R BNatSchG, § 1 Abs. 5 S. 3: Energieleitungen 

sollen landschaftsgerecht geführt, gestaltet und 
so gebündelt werden, dass die Zerschneidung 
und Inanspruchnahme der Landschaft sowie Be-
einträchtigungen des Naturhaushaltes vermieden 
oder so gering wie möglich gehalten werden. 

ROG, §§ 2 und 4 Abs. 2 sowie Raumordnungs-
pläne der Länder, Regionalpläne; insbeson-
dere ROG § 2 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. LEP NRW 
Nr. 8.2-1 und LROP Nds. Nr. 4.2 Ziff. 07 S. 5: 

Berücksichtigung von einschlägigen Grundsätzen 
und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung, 
insbesondere Vorrang der Nutzung vorhandener 
Leitungstrassenkorridore und Bandinfrastruktu-
ren vor der Festlegung neuer Leitungstrassen-
korridore; Vermeidung weiterer Zerschneidung 
der freien Landschaft und von Waldflächen; Be-
grenzung der Flächeninanspruchnahme im Frei-
raum. 

Bündelungsoptionen mit anderen linearen Infra-
struktureinrichtungen werden aufgegriffen, wenn 
dem keine anderen, höherrangigen Belange, 
bautechnischen Schwierigkeiten  
oder erhebliche Mehrlängen entgegenstehen  
(VPG 6) 

Hinweis:  

Á Bzgl. Straßen gelten die Ausführungen nach 
FStrG, § 9 Abs. 2, (NStrG, § 24, StrWG NRW, 
§ 25) Zustimmungsvorbehalt bei bau-lichen 
Anlagen an Bundesautobahnen, Bundes-, 
Staats-, Landes- und Kreisstraßen 

Kein Kriterium zugeordnet   x x 
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Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

16 E BBPlG, § 3 Abs. 1: Errichtung, Betrieb und Än-

derung der entsprechend gekennzeichneten 
HGÜ-Vorhaben als Erdkabel. 

BBPlG, § 3 Abs. 2: Ausnahmsweise Errichtung, 

Betrieb und Änderung der HGÜ-Erdkabelvor-
rang-Projekte auf technisch und wirtschaftlich ef-
fizienten Teilabschnitten als Freileitung aus  
naturschutzrechtlichen Gründen (falls zumutbare 
Alternative i. S. d. § 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG 
bzw. § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG) bzw. im Fall 
der Nutzung einer Bestandstrasse (Bünde-
lungsoption).  

BBPlG, § 3 Abs. 3: Verlangen einer Gebietskör-

perschaft auf Prüfung von Freileitung aufgrund 
örtlicher Belange. 

Der Planung liegt nach Maßgabe der geltenden 
Gesetze die vorrangige technische Ausführung 
als ĂErdkabelñ zu Grunde. (VPG 1) 

Hinweis:  

Á Ausnahmen ergeben sich aus den gesetzli-
chen Vorgaben nach § 3 Abs. 2 und 3 BBPIG 

Kein Kriterium zugeordnet x x x 

17 E NABEG, § 5 Abs. 2: Prüfung, ob zwischen An-

fangs- und Endpunkt des Vorhabens ein mög-
lichst geradliniger Verlauf eines Trassenkorridors 
erreicht werden kann (Abwägungsdirektive). 

Die Erdkabel-Verbindung soll möglichst  geradli-
nig zwischen den Netzverknüpfungspunkten, 
d. h. in Bezug  
auf die Gesamtstrecke möglichst direkt und un-
gewunden geführt werden. (VPG 2) 

Kein Kriterium zugeordnet  x x x 

18 R NABEG, §§ 1 und 2 i. V. m. dem Territoriali-
tätsprinzip: Keine Inanspruchnahme ausländi-

scher Staatsgebiete. 

Eine Inanspruchnahme niederländischen Staats-
gebiets ist für den Ausbau des deutschen Über-
tragungsnetzes aus rechtlichen Gründen nicht 
zulässig (Inanspruchnahme ausländischen 
Staatsgebiets). (PL 10) 

 

 

Kein Kriterium zugeordnet x   
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Nr. Recht* 

E / U / R 

Rechtliche Grundlagen /  
Erfordernis der Raumordnung 

Ableitung von Planungsleitsätzen (PL) sowie 
allgemeinen Planungsgrundsätzen (APG), 
vorhabenspezifischen Planungsgrundsätzen 
(VPG) ** 

Zuordnung der  
Raumwiderstandsklassen 
(RWK) 

Anwendung 

SU TKF TKAuV 

1 2 3 4 5 6 7 8 

19 E EnWG, § 1: möglichst sichere, preisgünstige, 

verbraucherfreundliche, effiziente und umweltver-
trägliche leitungsgebundene Versorgung der All-
gemeinheit mit Elektrizität. 

Die Planung soll eine möglichst geringe Anzahl 
von Kreuzungspunkten mit anderen linienhaften 
Infrastrukturen aufweisen. (VPG 5) 

Kein Kriterium zugeordnet  x x 

Die Trassenkorridorsegmente sollen  im kurzen 
und gestreckten Verlauf geführt werden. (VPG 3) 

Kein Kriterium zugeordnet  x x 

Es wird grundsätzlich angestrebt, die Querung 
von Gebieten, in denen bautechnische Schwie-
rigkeiten zu erwarten sind und ggf. technische 
Sonderlösungen für eine Erdkabelverlegung er-
forderlich werden, zu reduzieren. (VPG 4) 

Baugrund ï tiefgründige Torfbö-
den mit einer Mªchtigkeit Ó 2 m 
unter Geländeoberkante  
(BTKW - II) 

 x x 

Baugrund ï Sulfatsaure Böden 

(BTWK - III) 

 x x 

Baugrund ï Fels 
(BTWK - III) 

 x x 

Baugrund ï Grundwasserflurab-
stand < 2 m  
(BTWK - III) 

 x x 

Baugrund ï Senkungsgefährdete 
Gebiete  
(BTWK - III) 

 x x 
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5 Strukturierung des Untersuchungsraumes 

Mit der Strukturierung des Untersuchungsraumes sollen insbesondere die Trassenkorridorfindung vor-

bereitet und die Komplexität des Untersuchungsraumes reduziert werden. Dazu wird eine räumliche 

Analyse durchgeführt, die ausgehend vom Gebot der Geradlinigkeit die konkreten Raumwiderstände, 

Realisierungshindernisse und sonstigen zu berücksichtigenden Belange beachtet. Die Strukturierung 

soll im Ergebnis zu einer Abgrenzung des Untersuchungsraumes führen, die unter Berücksichtigung der 

Planungsleit- und -grundsätze einen ausreichenden Raum für die Entwicklung von Alternativen bereit 

hält. Es sollen außerdem frühzeitig günstige Querungsstellen von sensiblen Gebieten oder technisch 

schwer überwindbaren Bereichen für die Trassenkorridorfindung identifiziert werden. 

Die Methodik zur Strukturierung des Untersuchungsraumes orientiert sich am Positionspapier für An-

träge nach § 6 NABEG im Rahmen der Bundesfachplanung für Gleichstrom-Vorhaben mit gesetzlichem 

Erdkabelvorrang der BNetzA, nachfolgend als ĂPositionspapierñ (BNetzA 2016a) zitiert. Ergänzende In-

formationen zu den nachstehenden Ausführungen können Anlage 6 entnommen werden.  

5.1 Übersicht der Arbeitsschritte zur Strukturierung des  
Untersuchungsraumes 

Das nachfolgende Schema gibt eine Übersicht über die Arbeitsschritte zur Strukturierung des Untersu-

chungsraumes für A-Nord. 
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Abbildung 5-22: Schema der Arbeitsschritte zur Strukturierung des Untersuchungsraumes 
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5.2 Berücksichtigung der Planungsleitsätze / Planungsgrundsätze 

Eine besondere Bedeutung für eine nachvollziehbare Herleitung des strukturierten Untersuchungsrau-

mes ist dem zugrunde gelegten Zielsystem beizumessen. Aus diesem müssen die planerischen Ent-

scheidungen systematisch ableitbar sein. Im Vordergrund steht das übergeordnete Planungsziel (vgl. 

Kapitel 4.2). Die im Zuge der Strukturierung des Untersuchungsraumes relevanten Planungsleit- und -

grundsätze finden sich in Kapitel 4.4 zur Beschreibung der methodischen Vorgehensweise des Zielsys-

tems. Die Strukturierung des Untersuchungsraumes erfolgt dabei unter besonderer Berücksichtigung 

von Siedlungsräumen, Schutzgebieten nach Naturschutz- und Wasserrecht und der raumordnerisch 

vorrangigen Nutzungen der RWK I und RWK I* bei Annahme einer offenen Bauweise. Dem Gebot der 

Geradlinigkeit gem. § 5 Abs. 2 NABEG wird ebenfalls Rechnung getragen.  

Die Auswahl begründet sich aus 

Á den für die Strukturierung des Untersuchungsraumes anzuwendenden maßgeblichen Raumwider-

standsklassen I und I* (PL 1ï9, APG 9), 

Á dem f¿r die Strukturierung des Untersuchungsraumes anzuwendenden Bauwiderstand Ătiefgr¿ndige 

Torfbºden mit einer Mªchtigkeit Ó 2 m unter Geländeoberkanteñ (VPG 4), 

Á dem Ausschluss der Niederlande (PL 10), 

Á einer technischen Ausführung vorrangig als Erdkabel (VPG 1), 

Á der Geradlinigkeit (VPG 2) und 

Á der Berücksichtigung von Bündelungspotenzialen (VPG 6). 

Neben dem APG 9 sind weitere APG hier nicht ausschlaggebend, da die RWK II und III für die Struktu-
rierung des Untersuchungsraumes keine Verwendung finden. 

Tabelle 5-10: Für die Strukturierung des Untersuchungsraumes relevante Planungsleit- und 

vorhabenspezifische Planungsgrundsätze 

Planungsleitsätze (PL) 

1. Meidung der Querung von Siedlungsräumen bzw. von sensiblen Nutzungen 

2. Meidung von Stillgewässern  

3. Meidung erheblicher Beeinträchtigungen von Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG) und FFH-Gebieten, 
insb. durch Querung, soweit auf Ebene der BFP erkennbar  

4. Meidung der Querung von Wasserschutzgebieten Zone I und Zone II 

5. Meidung der Querung von Deponien, Gebieten mit oberflächennahen Rohstoffen / Abgrabungen  
(Tagebau, Gruben, Steinbrüche)  

6. Meidung der Querung von Flughäfen und Flugplätzen, Sondergebieten von Bund / militärischen Anlagen.  

7. Meidung der Querung von Naturschutzgebieten (NSG), Nationalparken, Biosphärenreservaten (Kernzone) so-
wie UNESCO-Weltkulturerbestätten  

8. Meidung der Querung von Waldschutzgebieten  

9. Meidung der Verschlechterung des Zustandes von Fließgewässern  

10. Keine Inanspruchnahme ausländischen Staatsgebietes 
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Vorhabenspezifische Planungsgrundsätze (VPG) 

2. Die Erdkabel-Verbindung soll möglichst geradlinig zwischen den Netzverknüpfungspunkten, d. h. in Bezug auf 
die Gesamtstrecke möglichst direkt und ungewunden geführt werden. 

4. Es wird grundsätzlich angestrebt, die Querung von Gebieten, in denen bautechnische Schwierigkeiten zu er-
warten sind und ggf. technische Sonderlösungen für eine Erdkabelverlegung erforderlich werden, zu reduzie-
ren.  

6. Bündelungspotenziale mit anderen linearen Infrastruktureinrichtungen werden aufgegriffen, wenn dem keine 
anderen, höherrangigen Belange, bautechnischen Schwierigkeiten oder erhebliche Mehrlängen entgegenste-
hen 

Die Operationalisierung (Anwendung und schrittweise Konkretisierung) der Planungsleit- und -grund-

sätze erfolgt über die in Kapitel 5.4 aufgeführten Kriterien. 

Die Gewichtung eines Kriteriums wird aus der Art des ihm zugrundeliegenden Planungsleit- und -grund-

satzes und aus dessen Bedeutung in der Bundesfachplanung abgeleitet.  

5.3 Auswahl der Kriterien zur projektorientierten Strukturierung des Unter-
suchungsraumes 

5.3.1 Raumwiderstandsklassen der Raum- und Umweltkriterien 

5.3.1.1 Grundlagen 

RWK verdeutlichen das raumordnerische und umweltfachliche Konfliktpotenzial und die daraus resultie-

renden Zulassungsrisiken. Je größer sich die Schutzwürdigkeit und Bedeutung eines Schutzgutes oder 

raumrelevanten Kriteriums ï bezogen auf eine Fläche ï darstellt und je höher die Empfindlichkeit ge-

genüber den projektbedingten Wirkfaktoren einzuschätzen ist, desto höher ist die Restriktion gegenüber 

der geplanten Erdkabeltrasse. Auf dieser Grundlage können zu einem relativ frühen Zeitpunkt der Pla-

nung die zu erwartenden Konfliktpotenziale verdeutlicht und möglichst konfliktarme Bereiche und Korri-

dore identifiziert werden, die eine Trassenführung des Erdkabels aufnehmen können. 

Für die Strukturierung des Untersuchungsraumes erfolgt die Konkretisierung  der Planungsleit- und  

-grundsätze über die Kriterien mit sehr hohem Gewicht (vgl. Kapitel 4.5). Dementsprechend bilden die 

Kriterien, die den RWK I* und  RWK I zuzuordnen sind, einen Ăsehr hohenñ Raumwiderstand. 

Dabei werden Flªchen der RWK I* als Ănicht f¿r die Planung zur Verf¿gung stehendñ betrachtet und  bei 

der Strukturierung des Untersuchungsraumes unter der Prämisse einer in der Regel offenen Verlegung 

des Erdkabels zunächst als nicht passierbar eingestuft. Eine Passage dieser Flächen ist in der Regel 

nur in besonderen Ausnahmefällen bzw. nur durch eine Verlagerung der maßgeblichen Raumnutzungen 

unter einem unverhältnismäßig hohen wirtschaftlichen / technischen Aufwand möglich. Sollte sich bei 

der späteren Trassenkorridorfindung herausstellen, dass sich bestimmte Flächen der RWK I* in einem 

ansonsten geeigneten Korridor befinden, kann aber eine fallspezifische Prüfung der Passierbarkeit (z. B. 

durch Vermeidungsmaßnahmen, technische Sonderlösungen etc.) erfolgen. 

Auch die von der RWK I umfassten Flächen werden gemieden, weil es sich um Gebiete mit besonders 

hoher Empfindlichkeit bzw. mit besonders hohem Schutzbedürfnis handelt. 
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Im Rahmen der Strukturierung des Untersuchungsraumes wurden umfangreiche räumliche Daten zu 

den einzelnen Kriterien ermittelt, zusammengestellt und aufbereitet. Diese Datengrundlagen sind in den 

nachfolgenden Tabellen zusammenfassend benannt, um eine Übersicht zu geben. Eine detaillierte Zu-

sammenstellung aller Datengrundlagen, die auch die Spezifika der beiden betroffenen Bundesländer 

berücksichtigt, enthält die Anlage 1.  

Die Datengrundlagen zu bestimmten Kriterien weisen zwischen den Bundesländern Nordrhein-Westfa-

len und Niedersachsen Unterschiede auf. Dies betrifft z. B. Daten zu bedeutsamen Räumen für die 

Avifauna sowie die Vorranggebiete für bestimmte Nutzungen. Diese Daten liegen dabei z. T. nicht flä-

chendeckend und / oder in unterschiedlicher fachlicher Benennung bzw. inhaltlicher Gestaltung vor. Un-

abhängig davon, ob die Daten für jedes Bundesland vorliegen, muss jedoch davon ausgegangen wer-

den, dass die Flächen im Einzelnen wirksame Raumwiderstände darstellen. Daher werden alle (auch 

rauminkonsistenten) Kriterien sowohl für die Strukturierung des Untersuchungsraumes als auch nachfol-

gende für Trassenkorridorfindung, -analyse und -vergleich berücksichtigt. 

Eine einheitliche Zuordnung der planerischen Vorgaben in den einzelnen Regionalplänen und Raumord-

nungsprogrammen zu den genannten Kriterien ist z. T. nicht ohne Weiteres möglich. Dies ist darauf zu-

rückzuführen, dass Vorrang- und Vorbehaltsgebiete unterschiedlich definiert sind, bzw. teilweise keine 

Differenzierung in Vorrang- und Vorbehaltsgebiet erfolgt. Eine Dokumentation der Zuordnung der jewei-

ligen konkreten Begrifflichkeiten findet sich in Anlage 3. Die sinngemäße Zuordnung der Kategorien Vor-

rang- bzw. Vorbehaltsgebiet orientiert sich dabei an der konkreten Ausweisung als Planungsziel bzw. 

als -grundsatz. 

Ziele des Landesentwicklungsplans NRW (LEP NRW) und des Landesraumordnungsprogramms NDS 

(LROP NDS), die der RWK I und I* zuzuordnen sind, wurden hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Ab-

grenzung des Strukturierten Untersuchungsraumes geprüft (Plausibilitätscheck). 

Nachfolgend werden die für die Strukturierung des Untersuchungsraumes verwendeten Raumwider-

standsklassen definiert und vorhabenkonkret die Kriterien aufgelistet und erläutert, welche den höchsten 

Raumwiderstandsklassen zugeordnet werden.  

5.3.1.2 Raumwiderstandsklasse I* 

Die Raumwiderstandsklasse I* wird wie folgt definiert: 

Tabelle 5-11: Definition der RWK I* 

RWK Definition 

I* 

nicht verfügbar 
Sachverhalt, der die Realisierung einer Erdkabelverbindung in der Regelbauweise ver-
hindert, weil der Bau einer Erdverkabelung entweder 

Á aufgrund tatsächlicher Gegebenheiten nicht umsetzbar ist oder 

Á aufgrund gesetzlicher Regelungen nicht zulässig ist und in der Regel auch keine 
Möglichkeit der Erteilung einer Ausnahme- / Abweichungsentscheidung oder einer 
Befreiung erkennbar ist  

Eine Verlagerung / Veränderung der vorhandenen Nutzung ist nur mit einem unverhält-
nismäßig hohen Aufwand möglich. 
(weitere Erläuterungen vgl. Tabelle 4-8) 
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Folgende Kriterien werden auf Basis der obigen Definition der Raumwiderstandsklasse I* zugeordnet: 

Tabelle 5-12: Kriterien RWK I* für Strukturierung des Untersuchungsraumes 

Kriterien RWK I* Datengrundlage 

Siedlung und Erholung  

Erläuterungen 

Die aufgeführten Flächen sind entweder bereits bebaut oder mit Baurecht versehen oder weisen Substanz- oder 
Umgebungsschutz auf. In anderen Fällen (z. B. sensible Einrichtungen) ist deren Schutzwürdigkeit als besonders 
hoch zu bewerten oder der Nutzungszweck kann den Umständen nach besonders schwerwiegend beeinträchtigt 
werden. 

Á Sensible Einrichtungen  

(Kliniken, Pflegeheime, Schulen, Friedhöfe) 

ATKIS DLM 25 Á Wohn- und Mischbauflächen 

Á Industrie- und Gewerbeflächen 

Á Campingplätze / Ferienhäuser 

Wasser 

Erläuterungen 

Wasserschutzgebiete können in Zonen mit unterschiedlichen Schutzbestimmungen unterteilt werden. Als 
Schutzzone I (ĂFassungsbereichñ) wird die unmittelbare Umgebung des Brunnens oder der Quelle ausgewiesen. 
Innerhalb dieser Zone I soll jede direkte Verunreinigung unterbleiben, deshalb sind für diese Zone Veränderungs-
verbote vorgesehen. Damit sind anderweitige Nutzungen ï wie z. B. eine Erdkabelverbindung ï untersagt. 

Á Wasserschutzgebiete Zone I Daten der Landesumweltämter 

Sonstige Nutzungen 

Erläuterungen 

Bei den unter Ăsonstige Nutzungenñ aufgef¿hrten Flªchen handelt es sich um groÇflªchige Gebiete, die aufgrund 
des Nutzungszwecks und / oder aufgrund sehr beschränkter Zugänglichkeit für ein Erdkabel nicht oder nur sehr 
eingeschränkt zur Verfügung stehen. 

Á Truppenübungsplatz / Standortübungsplatz / Sondergebiet Bund 

Á Flughäfen / Flugplätze 

Á Deponien und Abfallbehandlungsanlagen 

Á Oberflächennahe Rohstoffe / Abgrabungen  

(Tagebau, Grube, Steinbruch) 

ATKIS DLM 25 
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5.3.1.3 Raumwiderstandsklasse I 

Die Raumwiderstandsklasse I wird wie folgt definiert: 

Tabelle 5-13: Definition RWK I 

RWK Definition 

I 
sehr hoch 

Sachverhalt, der im Fall von vorhabenbedingten Beeinträchtigungen erhebliche Raum- 
bzw. Umweltauswirkungen erwarten lässt und im Hinblick auf eine HGÜ-Leitung mit Erd-
kabelvorrang bereits allgemein im besonderen Maße entscheidungsrelevant sein kann. 
Der Sachverhalt gründet sich i. d. R. auf eine rechtlich verbindliche Norm und erfordert 
bei einem Raum- bzw. Umweltkonflikt erhebliche, für das Vorhaben sprechende Gründe 
(z. B. im Rahmen einer Befreiung bzw. eines Ausnahme- oder Abweichungsverfahrens) 

(weitere Erläuterungen vgl. Tabelle 4-8)  

Folgende Kriterien werden auf Basis der obigen Definition der Raumwiderstandsklasse I zugeordnet: 

Tabelle 5-14: Kriterien RWK I für Strukturierung des Untersuchungsraumes 

Kriterien RWK I Datengrundlage  

Biotop- und Gebietsschutz 

Erläuterungen 

Bei den aufgeführten Schutzgebieten handelt es sich um naturschutzfachlich besonders wertvolle Flächen, in de-
nen sehr strenge Schutzregelungen und Nutzungsbeschränkungen gelten. Vorrangiges Ziel in diesen Schutzge-
bieten ist es, die Erhaltung und Entwicklung seltener und gefährdeter Arten und Biotope in ihrem natürlichen Ver-
breitungsgebiet und den Schutz natürlicher bzw. naturnaher Ökosysteme zu gewährleisten. Bei Nationalparks 
spielt zudem die Großräumigkeit und ungestörte Entwicklung eine besondere Rolle. In den Kernzonen der Bio-
sphärenreservate gilt das Ziel des Prozessschutzes, d. h. die Natur soll sich vom Menschen möglichst unbeein-
flusst entwickeln bzw. menschliche Nutzungen sind auszuschließen. 
Das europäische Schutzgebietsnetz Natura 2000 (Vogelschutz- und FFH-Gebiete) ist ein wesentlicher Baustein 
des Gebietsschutzes mit dem Ziel, die biologische Vielfalt in Europa zu erhalten und den Fortbestand von Arten 
und Lebensraumtypen sicherzustellen. Zur Umsetzung wird ein vernetztes, staatenübergreifendes Schutzgebiets-
system aufgebaut, in dem bestandsgefährdete wild lebende Tier- und Pflanzenarten sowie natürliche und natur-
nahe Lebensräume langfristig gesichert, erhalten und ggf. entwickelt werden. In Anhang I der FFH-Richtlinie wer-
den die Lebensraumtypen und in Anhang II der Richtlinie die Tier- und Pflanzenarten aufgelistet, für die geeig-
nete FFH-Gebiete festgelegt werden. Dort sind erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensraumtypen und Arten, 
für die FFH-Gebiete ausgewiesen wurden, gemäß den Erhaltungszielen zu vermeiden. 
Biosphärenreservate (Kernzone), UNESCO-Weltnaturerbestätten und Welterbestätten mit Zusatz Kulturland-
schaft sínd im Untersuchungsraum nicht vorhanden. 

Á Europäische Vogelschutzgebiete (SPA) 

Daten der Landesumweltämter 

Á FFH-Gebiete 

Á Nationalparks 

Á Naturschutzgebiete (NSG) 

Á Biosphärenreservate ï Kernzone 

Á UNESCO-Weltnaturerbestätten 

Á UNESCO-Weltkulturerbestätten und Welterbestätten  

mit Zusatz Kulturlandschaft 

Á Naturwald (NDS) / Naturwaldparzelle (NRW) 
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Kriterien RWK I Datengrundlage  

Wasser 

Erläuterungen 

In der Schutzzone II der Wasserschutzgebiete (Ăengere Schutzzoneñ) sind im Allgemeinen solche Gefªhrdungen 
nicht tragbar, die von Maßnahmen ausgehen, die mit einer Beeinträchtigung der das Grundwasser schützenden 
Bodenschichten (z. B. Bodeneingriffe, Deckschichtumlagerung durch Kabelgraben im Zuge des Baus einer Erd-
kabelverbindung) verbunden sind. Anlagen in der Wasserschutzzone II eines Wasserschutzgebietes unterliegen 
daher generell einer Einzelfallprüfung mit i. d. R. engerem Spielraum für Befreiungen. 

Für größere Stillgewässer sind die Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie zugrunde zu legen, die normative Stan-
dards für den ökologischen und chemischen Zustand der Oberflächengewässer setzt. Dabei ist es das grundsätz-
liche Ziel, in den Gewässern einen guten Zustand zu erreichen. Eine Inanspruchnahme der Uferzonen durch ein 
Erdkabel kann diesem Ziel entgegenstehen. 

Á Wasserschutzgebiete Zone II Daten der Landesumweltämter 

ATKIS DLM 25 
Á Stillgewässer 

Ziele der Raumordnung 

Erläuterungen 

Bei den Vorranggebieten handelt es sich um abschließend abgewogene Ziele der Raumordnung. Konflikte mit 
Zielen der Raumordnung sollten nach Möglichkeit ï auch unter Berücksichtigung des sachlichen Zwecks einer 
Zielfestlegung ï vermieden werden. 

Die in diesem Kriterium aufgeführten Vorranggebiete umfassen i. d. R. großflächige Bereiche, in denen der Nut-
zungszweck durch ein Erdkabel beeinträchtigt wird. 

Á Vorranggebiete im Siedlungsbezug  

(einschl. zweckgebundener Nutzung) 

Raumordnungs- und Regionalpläne 

Á Vorranggebiete Gewerbe / Industrie  

(einschl. zweckgebundener Nutzung) 

Á Vorranggebiete oberflächennahe Rohstoffe 

Á Vorranggebiete Deponie 

Á Vorranggebiete Militär  

5.4 Abgrenzung des Untersuchungsraumes 

5.4.1 Schritt 1: Ausgangspunkt ĂLuftlinieñ 

Bei der Durchführung der Bundesfachplanung für ein Vorhaben im Sinne von § 2 Abs. 5 des BBPlG 

prüft die BNetzA insbesondere, inwieweit zwischen dem Anfangs- und dem Endpunkt des Vorhabens 

ein möglichst geradliniger Verlauf eines Trassenkorridors zur späteren Errichtung und zum Betrieb eines 

Erdkabels erreicht werden kann (§ 5 Abs. 2 NABEG). Damit wird ein Planungsgrundsatz normiert, der 

bereits bei der Strukturierung des Untersuchungsraumes aufzugreifen ist, indem der geradlinige Verlauf 

als eine wichtige Eingangsgröße für die Analysen zur Strukturierung aufgefasst wird (vgl. hierzu Kapi-

tel 4.4 und VPG 2). Damit kann auch einer Reihe von weiteren Belangen grundsätzlich Rechnung getra-

gen werden (z. B. kurze Verbindung, Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit, Reduzierung von privat-

rechtlichen Betroffenheiten, Reduzierung von Eingriffen in Natur und Landschaft). 

Ausgegangen wird zunächst von der Luftlinie (237 km zwischen den Netzverknüpfungspunkten). Diese 

wird durch die gerade Verbindung der Netzverknüpfungspunkte Emden Ost im Norden und Osterath im 

Süden erzeugt und bildet die Grundlage für die weiteren Schritte zur Strukturierung des Untersuchungs-

raumes. 
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Die weiteren Schritte werden mit Hilfe eines Geographischen Informationssystems (GIS) bearbeitet. Ein 

GIS dient der Erfassung, Bearbeitung, Organisation, Analyse und Präsentation räumlicher Daten. GIS 

gehen damit in ihren Anwendungsmöglichkeiten weit über die einfache Kartendarstellung (Visualisie-

rung) hinaus. Mit GIS lassen sich zahlreiche Funktionen zur Analyse und Änderung räumlicher Daten 

durchführen. Es können Sachverhalte und Zusammenhänge aufgezeigt werden, die sonst nicht ohne 

Weiteres erkennbar sind. Somit können GIS Planungen und Entscheidungen effektiv unterstützen. 

5.4.2 Schritt 2: Pufferung der ĂLuftlinieñ 

Mit diesem ersten Schritt der GIS-Bearbeitung erfolgt eine Pufferung der Luftlinie in einer Größenord-

nung, die im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einen hinreichend großen, potenziellen Planungs-

raum entstehen lässt. Als hinreichend großer, erster Ausgangsraum für die weiteren Schritte zur Ermitt-

lung des Untersuchungsraumes wird nach gutachterlicher Einschätzung ein Raum angesehen, der an 

der schmalsten Stelle mindestens 5 km breit ist. Bei einem Raum in dieser Breite ist aufgrund von Erfah-

rungswerten davon auszugehen, dass sich, soweit keine hohen Raumwiderstände entgegenstehen, 

ausreichende Korridorvarianten von 1.000 m Breite finden lassen. Zu betonen ist, dass es sich bei die-

sem initialen Schritt um einen Einstieg ins weitere Vorgehen handelt, in dessen Rahmen die Raumwi-

derstände auch und besonders an dieser schmalsten Stelle genau geprüft werden und wenn nötig, ent-

sprechende Erweiterungen des Untersuchungsraumes vorgenommen werden. 

Die schmalste Stelle auf deutschem Gebiet ist diejenige, an der die Luftlinie auf niederländischem Ge-

biet verläuft und die Entfernung der Staatsgrenze östlich von der Luftlinie am größten ist. Diese Stelle 

liegt nördlich der Stadt Gronau (Westfalen). Es besteht auf dieser Höhe ein Abstand von ca. 10,75 km 

von der Staatsgrenze bis zur Luftlinie. Um nun einen Raum von 5 km Mindestbreite auf deutschem 

Staatsgebiet zu definieren, wird in einem Abstand von 15,75 km (10,75 + 5 km) parallel zur Luftlinie eine 

Pufferung erzeugt. Der so entstehende vorläufige Untersuchungsraum hat dann je nach Lage zur 

Staatsgrenze in der Bundesrepublik Deutschland jeweils eine größere Breite. Er erreicht in den Gebie-

ten, in denen die Luftlinie weit entfernt von der Staatsgrenze durch Deutschland verläuft, eine Breite von 

max. 31,5 km (vgl. Abbildung 5-23, Schritt 2). 

5.4.3 Schritt 3: Ausschluss Niederlande 

Der im Schritt 2 generierte, gleichmäßig breite Pufferstreifen wird mit dem Ausschluss des Staatsgebie-

tes der Niederlande auf die in der Bundesrepublik Deutschland liegenden Räume reduziert (vgl. Abbil-

dung 5-23, Schritt 3), da eine Inanspruchnahme ausländischen Staatsgebietes für den Ausbau des 

deutschen Übertragungsnetzes nicht zulässig ist (vgl. Kapitel 4.4 und PL 10). Nur dieser Raum wird wei-

ter betrachtet. 
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Schritt 1 

 

Schritt 2 

 

Schritt 3 

Abbildung 5-23: Arbeitsschritte 1ï3 (Erläuterungen im Text) 

 

5.4.4 Schritt 4: Schrittweise Erweiterung des Untersuchungsraumes 

Der Schritt 4 beinhaltet mehrere Teilschritte (vgl. Abbildung 5-22). Als Grundlage für diese Teilschritte 

werden zunächst die Flächen der RWK I* zur Reduzierung der Komplexität des Untersuchungsraumes 

maßstabsgerecht aufbereitet, um sie dann zusammen mit den Flächen der RWK I für die Strukturierung 

des Untersuchungsraumes zugrunde zu legen. Mit Blick auf die Flächen der RWK I* und RWK I folgt 

danach eine mehrstufige Erweiterung des Untersuchungsraumes in Bereichen mit verdichteten sehr ho-

hen Raumwiderständen, um hinreichend Raum für die Findung in Frage kommender Alternativen bereit-

zustellen. 

Berücksichtigung finden dabei auch großräumige, bautechnische Hindernisse und besondere Que-

rungsstellen. Die Teilschritte werden nachfolgend im Detail erläutert. Die textliche Beschreibung wird 

durch Abbildungen ergänzt. Bei den nachfolgend beschriebenen drei Erweiterungen wird der Untersu-

chungsraum in den Teilbereichen mit verdichteten, sehr hohen Raumwiderständen um 5 km erweitert, 

um alternative Räume für die Trassenkorridorfindung einzubeziehen (vgl. Abbildung 5-29). Der Wert von 

5 km wurde in Anlehnung an die bereits eingangs begründete Minimalbreite des vorläufigen Untersu-

chungsraumes (vgl. Kapitel 5.4.2, Absatz 1) gewählt. Zudem kann so gewährleistet werden, dass auch 

tatsächlich ausreichend große Trassierungsräume erschlossen werden können.  
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5.4.4.1 Aufbereitung der Flächen der RWK I* 

Nach dem Positionspapier (BNetzA 2016a, S. 16) wird für die Strukturierung des Untersuchungsraumes 

die Ber¿cksichtigung der ĂAuswahl ausreichend groÇflªchiger sowie konzentriert auftretender kleinflªchi-

ger Kriterien (= Flächen) empfohlen, die einen erhöhten Konflikt für das Vorhaben erwarten lassen.ñ Ge-

nau dieser Ansatz wird mit der Aggregation der Flächen der RWK I* verfolgt (z. B. Einzelgehöfte, Einzel-

bebauungen, Streusiedlungen).  

Demgegenüber ist dieser Schritt für die Flächen der RWK I nicht angebracht, da sich die Räume bzw. 

Flächen der RWK I hauptsächlich aus meist großflächigen (europarechtlichen) Schutzgebieten zusam-

mensetzen. Damit hat diese Gruppe eine grundsätzlich andere gesamträumliche Struktur als die durch 

Siedlungen geprägte Gruppe der RWK I*. Es treten relativ wenige kleinflächige Elemente auf, sodass 

auf eine maßstabsgerechte Aufarbeitung dieser Elemente verzichtet werden kann, weil sie die gefor-

derte Reduzierung der Komplexität des Untersuchungsraumes insgesamt nicht behindern. 

Neben den großräumig und flächendeckend ausgeprägten Bereichen der RWK I* (v. a. große Ortschaf-

ten, Städte), in denen der Bau eines Erdkabels in der Regel nicht umsetzbar ist, gibt es Räume, in de-

nen Flächen der RWK I* kleinräumig und vereinzelt oder kleinräumig und nahe beieinanderliegend vor-

handen sind (z. B. Streusiedlungen). Gebiete, in denen die Flächen der RWK I* nur kleinflächig und ver-

einzelt ausgeprägt vorkommen, sind grundsätzlich nicht ungeeignet für die Trassierung eines Erdkabels, 

da die einzelnen Flächen jeweils kleinräumig umgangen werden können. Bereiche, in denen Flächen 

der RWK I* kleinräumig und nahe beieinanderliegend vorkommen, können im Zusammenwirken jedoch 

riegelartige Bereiche erzeugen. 

Ziel des Teilschrittes ist es, diese beiden letzten Falltypen flächendeckend herauszuarbeiten. Einerseits 

sollen im Zusammenhang stehende Komplexe von Flächen der RWK I* identifiziert und hervorgehoben 

werden, andererseits sollen zur Reduzierung der Komplexität des Untersuchungsraumes die nur klein-

flächig und vereinzelt vorkommenden Flächen der RWK I* ausgeblendet werden. 

Eine Grundlage für die darstellerische Reduzierung der Komplexität (vgl. Abbildungen im Positionspa-

pier, BNetzA 2016a, S. 14 und 16) ist die Bildung von Umriss-Polygonen der Flächen der RWK I* (vgl. 

Abbildung 5-24). Umriss-Polygone entstehen durch die Verbindung der Außenpunkte gebuchteter, aber 

zusammenhängender Flächen der RWK I*. Damit werden zugleich Teilflächen ï z. B. im Randbereich 

von Siedlungen ï aufzeigt (ĂBuchtenñ / ĂTaschenñ), die in der Regel nicht in Anspruch genommen wer-

den, weil dies dem Grundsatz eines kurzen und gestreckten Verlaufes entgegenstehen würde. Ausnah-

men wären nur vorstellbar, wenn lokalspezifische Gründe des Raumwiderstandes vorliegen würden, die 

eine Umgehung in diese Flächen hinein bedingen. Im Rahmen der Strukturierung des Untersuchungs-

raumes ist dies jedoch nicht von Relevanz. 
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Abbildung 5-24: Konstruktion von Umriss-Polygonen (orangefarbene Flächen) 

Im nªchsten Teilschritt werden Ăkonzentriert auftretendeñ Kleinflªchen aggregiert, damit sie auf der MaÇ-

stabsebene der Strukturierung des Untersuchungsraumes als Einheit wahrgenommen werden können. 

Es werden alle bis zu 50 m voneinander entfernt liegenden Flächen zusammengefasst. Das Abstands-

maß von 50 m wurde f¿r den Zweck ĂStrukturierung des Untersuchungsraumesñ gutachtlich festgelegt 

und berücksichtigt dabei die Breite des Arbeitsstreifens von 35 m für die Verlegung eines Erdkabels, die 

für die Strukturierung auf 50 m gerundet wird. Der Aggregationsschritt hat kaum großflächige Wirkun-

gen, sondern führt meist nur in bestimmten, eng begrenzten Bereichen zur Zusammenfassung von Flä-

chen (vgl. Abbildungen 5-25 und 5-26). 

 

Abbildung 5-25: Aggregation von Flächen mit Abstand von 50 m (Kleinflächen türkis) 

Anschließend wird es möglich, die relativ isoliert liegenden, kleinen Flächen der RWK I* auszublenden 

(vgl. Abbildungen 5-26 und 5-27), um die Komplexität des Untersuchungsraumes zu reduzieren. Hierfür 

wurde ein Schwellenwert von 3 ha gewählt. Der gewählte Schwellenwert ermöglicht es, die übergeord-

neten Raumzusammenhänge zwischen den Großflächen der RWK I* herauszuarbeiten (vgl. Abbildung 

5-28). 
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Abbildung 5-26: Darstellung der aggregierten Flächen (Flächen < 3 ha etwas heller) 

 

Abbildung 5-27: Ausblendung von Flächen < 3 ha 

 

Abbildung 5-28: Verbleibende Flächen > 3 ha (türkis markiert) in einem größeren Raum  
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5.4.4.2 Erweiterung I 

Die im Folgenden beschriebenen Erweiterungsschritte werden in Anlage 6 weiter detailliert. 

Im Schritt der Erweiterung I wird geprüft, ob die Flächen der RWK I* und RWK I im vorläufigen Untersu-

chungsraum in bestimmten Teilräumen 

Á Riegel bilden, d. h. im vorläufigen Untersuchungsraum durchgängige Flächensysteme quer zur erfor-

derlichen Trassierungsrichtung bewirken oder 

Á die Durchlässigkeit des Raumes zumindest auf ca. 50 % der Fläche einschränken, so dass nach gut-

achterlicher Einschätzung die Möglichkeiten zur Entwicklung von Trassenkorridorvarianten bereits 

sehr stark vermindert werden ï d. h., dass zwischen größeren Flächen der RWK I* und RWK I nicht 

immer mehrere alternative Räume für die Trassenkorridorfindung zur Verfügung stehen.  

Zu einer Riegelbildung kommt es in diesem vorläufigen Untersuchungsraum in folgenden Bereichen, die 

durch Flüsse (und ihre begleitenden Schutzgebiete) geprägt sind (von Nord nach Süd): 

1. im Norden im Zusammenwirken von Dollart (Nationalpark), Ems und Rheiderland (NATURA 2000) 

und dem Stadtgebiet von Leer 

2. im Nordosten ausgehend von der Ems durch das FFH-Gebiet ĂFehntjer Tief und Umgebungñ im Zu-

sammenwirken mit dem Vogelschutzgebiet ĂFehntjer Tiefñ 

3. auf der Höhe von Stadtlohn durch das FFH-Gebiet ĂBerkelñ im Zusammenwirken mit den Siedlungs-

körpern von Gescher, Stadtlohn und Vreden 

4. im Bereich der Lippe aufgrund mehrerer Schutzgebiete im Zusammenwirken mit dem Rhein (s. nach-

folgend) 

5. am Rhein durch das Vogelschutzgebiet ĂUnterer Niederrheinñ im Zusammenwirken mit den angren-

zenden, verdichteten Siedlungsflächen des Ruhrgebietes 

Die Riegel werden in ihrer Durchgängigkeit primär durch Flüsse (bzw. den Schutzstatus ihres Umlan-

des) gebildet. Eine Umgehung der ĂFluss-Riegelñ mittels einer Erweiterung des Untersuchungsraumes 

ist nicht möglich, weil die Flüsse ungefähr quer zur erforderlichen Richtung des Vorhabens verlaufen. 

Allerdings ist es angebracht, einen ausreichend breiten Raum für Alternativen gerade im Bereich der 

Flussquerungen vorzuhalten. Dieser Anspruch wird im nachfolgend beschriebenen Prüfschritt mit aufge-

griffen, zumal alle Bereiche mit ĂFluss-Riegelnñ auch Bereiche sind, die durch sonstige verdichtete sehr 

hohe Raumwiderstände geprägt sind. 

Die Prüfung hinsichtlich der Teilbereiche, in denen die Durchlässigkeit des Raumes durch verdichtete 

sehr hohe Raumwiderstände (RWK I* und RWK I) auf mindestens ca. 50 % der Fläche eingeschränkt 

ist, bezieht sich auf den vorläufigen Untersuchungsraum, der als Ergebnis des Schrittes 3 entsteht. Ge-

prüft wird jeweils quer zur Projektrichtung von Nord nach Süd. 

Die Teilbereiche mit in rªumlicher Konzentration vorkommenden, Ăverdichtetenñ sehr hohen Raumwider-

ständen sind in der Anlage 6 weiterführend beschrieben und abgebildet. Jeder Bereich wird mit einer 

verbal-argumentativen Begründung und einer Kartenskizze erläutert. Auch erforderliche alternative Um-

gehungen von Flächen sind hergeleitet. Die nachfolgende Abbildung 5-29 gibt eine Übersicht zur Erwei-

terung I. 

Außerdem ist die Erweiterung in der Relation zu den zunächst nach Schritt 3 verbleibenden Minimalbrei-

ten des vorläufigen Untersuchungsraumes nach dem Ausschneiden der Fläche des Staatsgebietes der 

Niederlande (vgl. Kapitel 5.4.3) und auch im Verhältnis zur Gesamtlänge des Vorhabens angemessen  

(vgl. Abbildung 5-29, A).  
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A 

 
B 

Abbildung 5-29: Erweiterung I mittels Pufferung (A) der Teilbereiche (türkis markiert) sowie Ver-

schmelzung der Erweiterungsbereiche mit Glättung der Untersuchungsraum-

grenze (B) 

GIS-technisch werden die Erweiterungen umgesetzt, indem Flächen der RWK I* im Grenzbereich des 

bisherigen, vorläufigen Untersuchungsraumes ausgewählt werden und um diese ein Puffer von 5 km 

erzeugt wird (Abbschildung 5-29, A). Dies ist räumlich nur für die dort festgestellten hohen Raumwider-

stände erforderlich, weil diese die Möglichkeiten für die Findung von Trassenkorridoren einschränken 

und daher maßgeblich für die Erweiterung des Untersuchungsraumes sind.  
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Dieser projekt- und raumangepasste Ansatz (vgl. BNetzA 2016a, S. 15) ermöglicht es, die Erweiterun-

gen den tatsächlichen, analysierten Raumgegebenheiten anzupassen, anstatt vereinfacht die gerade 

Außengrenze des vorläufigen Untersuchungsraumes in den relevanten Abschnitten pauschal zu erwei-

tern. Von einer Pufferung der Flächen der RWK I wurde im Rahmen der Strukturierung Abstand genom-

men, weil mehrere Flächen der RWK I sich als weit ins ĂHinterlandñ erstreckende Systeme (FFH-Ge-

biete der Flüsse und Niederungen) darstellen und sich damit keine sinnvollen Erweiterungen ergeben. 

Aufgrund der regelmäßigen Verteilung der Flächen der RWK I* (Siedlungen) lassen sich in den relevan-

ten Teilbereichen auch stets Flächen finden, die für den erforderlichen Erweiterungsschritt herangezo-

gen werden können. Im Anschluss an den Schritt der Pufferung werden die sich ergebenden zusätzli-

chen Räume mit dem vorläufigen Untersuchungsraum aus Schritt 3 verschmolzen. Schließlich wird die 

Form der Außengrenze durch eine GIS-technische Glättung besser den Raumzusammenhängen ange-

passt (vgl. Abbildung 5-29, B). 

Ausnahme Ruhrgebiet 

Im Ruhrgebiet wird östlich der Luftlinie keine Erweiterung des Untersuchungsraumes durchgeführt. Dies 

wird wie folgt begründet: Östlich des Rheins, ausgehend von den Städten Dinslaken und Oberhausen, 

schließen sich im Zusammenhang bebaute Räume (RWK I*) an, die sich bis östlich von Dortmund er-

strecken (über 70 km von der Luftlinie entfernt). Es müssten mindestens 15 Erweiterungen zu je 5 km 

vollzogen werden, um eine ĂOstumgehungñ von Dortmund zu ermºglichen. Ein solches weitrªumiges 

Ausweichen nach Osten würde aufgrund der enormen Mehrlängen einen absehbar stark erhöhten Ein-

griff in privatrechtliche und umweltfachliche Belange (v. a. Bodenschutz, Naturschutz) bedeuten. Dem-

gegenüber verbleibt westlich des Ruhrgebietes ein großer Untersuchungsraum mit vielen Möglichkeiten 

für sinnvolle Alternativen ohne die genannten enormen Mehrlängen, die bei einer Umgehung nach Os-

ten entstehen würden. Es ist daher bereits erkennbar, dass die westlich verlaufenden Alternativen ge-

genüber jenen im Rahmen einer Ostumgehung des Ruhrgebietes eindeutig vorzugswürdig sind. Eine 

Ostumgehung ist deshalb als unverhältnismäßig zu bezeichnen, sie widerspricht zudem dem Grundsatz 

der Geradlinigkeit und drängt sich somit von vornherein nicht als Alternative auf. 

Identifizierung großräumiger Hindernisse für die technische Ausführung 

Im Zuge der Prüfung hinsichtlich der Teilbereiche mit verdichteten sehr hohen Raumwiderständen 

wurde auch untersucht, ob sich Bereiche identifizieren lassen, in denen eine Querung nicht oder nur mit 

großem technischen Aufwand möglich ist. Dazu wurden u. a. die Bauwiderstandsklassen herangezo-

gen. Flächen mit Mächtigkeiten der Moorbodenauflage von über 2 m führen in der Regel in der Bau-

phase zu einem erhöhten technischen Aufwand (s. Bauwiderstandsklasse II). Ein großer Teil dieser Flä-

chen ist auch mit sehr hohen Raumwiderständen, resultierend aus Raum- und Umweltkriterien, belegt. 

Beispielsweise befinden sich im großflächigen Gebiet des Bourtanger Moores große, teilweise zusam-

menhängende (v. a. nördlich von Twist gelegene) Torfabbaugebiete. Diese sind mit der RWK I* belegt 

und demzufolge bereits bei der Strukturierung berücksichtigt. Auch in den anderen größeren Gebieten 

mit (ehemaligen) Moorböden ist dies der Fall.  

Als großräumiges Hindernis für die technische Ausführung ist abschließend der Dollart anzuführen. Die 

Querung der großen Meeresbucht im Mündungsästuar der Ems würde einen extrem hohen Aufwand 

bedeuten. Eine gesonderte Berücksichtigung im Rahmen der Strukturierung ist jedoch nicht erforderlich. 

Der Dollart gehört zum Nationalpark Niedersächsisches Wattenmeer, wird damit bereits mit der RWK I 

belegt und ist aufgrund der Lage an der nordwestlichen Grenze des Untersuchungsraumes bereits weit-

räumig in den Untersuchungsraum eingeschlossen. 

Somit ergeben sich aus der Analyse der großräumigen bautechnischen Hindernisse keine zusätzlichen 

räumlichen Aspekte, die bei den Erweiterungen im Rahmen der Strukturierung berücksichtigt werden 

müssen. 
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5.4.4.3 Erweiterung II 

Nach Abschluss der Erweiterung I wird für den nun gebildeten Untersuchungsraum erneut geprüft, ob 

weiterhin Bereiche verbleiben, in denen die Durchlässigkeit des Raumes durch verdichtete sehr hohe 

Raumwiderstände (RWK I* und RWK I) auf mindestens ca. 50 % der Fläche eingeschränkt ist und zwi-

schen größeren Flächen der RWK I* und RWK I nicht immer mehrere alternative Räume für die Tras-

senkorridorfindung zur Verfügung stehen. Die Betrachtung erfolgt bezogen auf den gesamten neu entwi-

ckelten strukturierten Untersuchungsraum.  

 

 
A 

 
B 

Abbildung 5-30: Erweiterung II mittels Pufferung (A) sowie Verschmelzung der Erweiterungsbe-

reiche mit Glättung der Untersuchungsraumgrenze (B)  
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Im Ergebnis ist festzustellen, dass dies in mehreren Bereichen des Nordteiles des Untersuchungsrau-

mes der Fall ist (vgl. Abbildung 5-30). Diese Teilbereiche mit verdichteten sehr hohen Raumwiderstän-

den sind ebenfalls in Anlage 6 im Detail beschrieben und abgebildet. 

Insbesondere trifft das auf den Schießplatz Meppen zu, der als große Fläche der RWK I* raumwirksam 

ist und der mit der Erweiterung II eingeschlossen wird. Hier wird durch die Erweiterung ein Raum östlich 

des Schießplatzes für die Korridorfindung integriert. Nördlich des Schießplatzes kommen auf der Höhe 

von Warsingsfehn, Leer, Westoverledingen und Papenburg weitere Bereiche hinzu. Südlich des Schieß-

platzes betrifft das die Bereiche bei Lingen, Emsbüren, Schüttorf und Ochtrup. 

Auf Höhe des Ruhrgebietes trifft in östliche Richtung die bereits in Kapitel 5.4.4.2 begründete Ausnahme 

zu, d. h. in östliche Richtung wird keine Erweiterung mehr durchgeführt. 

Rheinabwärts nach Nordwesten wird der Untersuchungsraum erneut erweitert. Dies ist erforderlich, weil 

im Bereich der Rheinquerung hohe Nutzungskonflikte bestehen und eine hohe Dichte von Flächen der 

RWK I* und RWK I vorhanden ist, die die Findung von Trassenkorridoren absehbar stark einschränken. 

Darüber hinaus müssen auch bautechnische Voraussetzungen für eine Querbarkeit vorliegen. Aus die-

sen Gründen stellt die Ermittlung geeigneter Querungsbereiche eine besondere planerische und techni-

sche Herausforderung dar, der durch eine Erweiterung des Untersuchungsraumes Rechnung getragen 

wird. Insofern ist eine Ausdehnung des Untersuchungsraumes geboten, um weitere Bereiche für in 

Frage kommende Alternativen aufzuzeigen. In der Machbarkeitsstudie Rheinquerung (vgl. Anlage 14) 

werden geeignete Rheinkreuzungsstellen ermittelt und im Hinblick auf die technische und umweltfachli-

che Machbarkeit untersucht. 

5.4.4.4 Erweiterung III 

Im Rahmen der Erweiterung III werden im Wesentlichen noch Aufweitungen durchgeführt, die die in der 

Erweiterung II integrierten Räume für östliche Umgehungen von größeren Flächen der RWK I* und 

RWK I (z. B. Schießplatz Meppen) ausdehnen, um die Korridorfindung dort optimal vorzubereiten. 

Am Rhein findet aus den bereits bei der Erweiterung II genannten Gründen eine nochmalige Erweite-

rung in westliche Richtung statt. Damit zeichnen sich am Rhein trotz verdichteter Flächen der RWK I* 

und RWK I zwischen Dinslaken im Südosten und Rees im Nordwesten auf der Planungsebene der 

Strukturierung mindestens drei alternative Räume für Rheinquerungen bzw. in Frage kommende Alter-

nativen ab. 

Auch in den übrigen, jetzt noch feststellbaren Bereichen mit verdichteten sehr hohen Raumwiderstän-

den (RWK I* und RWK I) stehen nach der Erweiterung I und II ausreichend ausgedehnte Räume für 

mºgliche Alternativen zur Verf¿gung und aufgrund der gezielten Bildung von ĂUmgehungenñ von grºÇe-

ren Flächen der RWK I* und RWK I sind auch immer mehrere alternative Räume für die Trassenkorri-

dorfindung ausgewiesen worden. Dies bezieht sich insbesondere auch auf die Riegel (s. bereits Ausfüh-

rungen zu ĂFluss-Riegelnñ in Kapitel 5.4.4.3), die durch die anderen Flüsse (und ihre begleitenden 

Schutzgebiete) gebildet werden (z. B. Ems / Fehntjer Tief). 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die schrittweisen Erweiterungen in allen Bereichen dazu geführt ha-

ben, dass sich immer mehrere Räume für in Frage kommende Alternativen finden lassen. 
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B 

Abbildung 5-31: Erweiterung III mittels Pufferung (A) sowie Verschmelzung der Erweiterungs-

bereiche mit Glättung der Untersuchungsraumgrenze (B) 
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5.4.5 Schritt 5: Ergänzende Strukturierung zwischen den NVP und den Standortbe-
reichen für Konverter 

5.4.5.1 Anlass 

Da die Anbindung der Gleichstromverbindung an das Wechselstromnetz am Anfangs- und Endpunkt 

über einen Konverter erfolgt, ist jeweils eine Stichleitung zwischen Konverter und NVP erforderlich, 

wenn die Konverter nicht unmittelbar am NVP errichtet werden. Auch hierfür werden Trassenkorridore 

erforderlich. Aus diesem Grund wird der mit dem Schritt 4 strukturierte Untersuchungsraum ergänzend 

angepasst. 

5.4.5.2 NVP und Konverter Nord 

Im Norden wird der mit dem Schritt 4 strukturierte Untersuchungsraum für die Suche nach einem Kon-

verterstandort mit einem Radius von 10 km um den NVP Emden Ost versehen. Dieser Radius wird auch 

dem Suchraum für einen geeigneten Konverterstandortbereich zu Grunde gelegt (vgl. Anlage 11), weil 

er im Rahmen einer gutachterlichen Einschätzung unter Berücksichtigung der regionalen Gegebenhei-

ten als angemessen erscheint. 

Die Verbindung von diesem Suchraum zur im Schritt 4 ermittelten Grenze des strukturierten Untersu-

chungsraumes erfolgt entlang des Ems-Jade-Kanals, der in diesem Landschaftsraum eine markante 

Struktur darstellt.  

 

 

Abbildung 5-32: Ergänzende Strukturierung im Norden um den Radius von 10 km um den Netz-

verknüpfungspunkt Emden Ost  
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5.4.5.3 NVP und Konverter Süd 

Im Süden fand zum Zeitpunkt der Strukturierung die Suche nach einem geeigneten Standort südöstlich 

des NVP Osterath bis auf die Höhe nördlich von Grevenbroich statt. Deshalb erfolgte eine Ausdehnung 

des strukturierten Untersuchungsraumes in diese Richtung. 

Hilfsweise wurde im GIS eine lineare Verbindung zwischen dem NVP und dem im Zuge der Standortfin-

dung des Projektes ĂUltranetñ gutachterlich ermittelten s¿dlichsten Standortbereich f¿r einen Konverter 

erzeugt. Diese Linie wurde nach beiden Seiten gepuffert, sodass ausreichend konfliktarme Räume für 

eine Trassenkorridor-Führung vom NVP zu einem südlichen Konverterstandort verbleiben. 

Der so ergänzend strukturierte Untersuchungsraum hat eine Breite von 31,5 km und reicht von Mön-

chengladbach im Westen bis nach Düsseldorf im Osten bzw. Dormagen im Südosten. Vor dem Hinter-

grund einer maximalen Distanz zwischen NVP und Konverter von ca. 21 km ist der strukturierte Unter-

suchungsraum damit ausreichend bemessen, um eine Verbindung zwischen Konverter und NVP zu ge-

währleisten. Auch bilden im Westen Mönchengladbach und im Osten der Ballungsraum Kaarst / Neuss / 

Düsseldorf flächenhafte Raumwiderstände (RWK I*) und es ist deutlich erkennbar, dass in Frage kom-

mende Alternativen zwischen diesen Ballungsräumen gefunden werden müssen, auch wenn dabei 

durchaus Engstellen zwischen kleineren Siedlungsbereichen (Korschenbroich, Kleinenbroich, Vorst) ge-

quert werden müssen. 

 

Abbildung 5-33: Ergänzende Strukturierung im Süden mit Ausdehnung des Untersuchungsrau-

mes in Richtung möglicher Standortbereiche für den Konverter Süd  
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Abbildung 5-34: Strukturierter Untersuchungsraum mit integrierten Ergänzungen zwischen den 

Netzverknüpfungspunkten und den Standortbereichen für Konverter (Über-

sicht Ergebnis) 
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5.5 Fachplanerische Verifizierung des Untersuchungsraumes 

5.5.1 Einbeziehung großflächiger RWK I* und RWK I 

Bei der Strukturierung des Untersuchungsraumes stellt sich die generelle Frage, ob die über die Ab-

grenzung des Raumes hinausgehenden großen Flächen der RWK I* und RWK I entsprechend der Ab-

grenzung ausgeschnitten werden. 

Große Flächen der RWK I* und RWK I werden beim Vorhaben A-Nord vollständig betrachtet, um den 

Zusammenhang bzw. die Charakteristik des Untersuchungsraumes, z. B. in Karten, besser erfassen zu 

können. 

5.5.2 Prüfung von Bündelungspotenzialen 

Im Zuge der Strukturierung des Untersuchungsraumes wurde eine Prüfung von Bündelungspotenzialen 

durchgeführt mit dem Ziel einer Optimierung der Ausdehnung des Untersuchungsraumes. Dazu wurden 

unter anderem die Daten folgender Infrastrukturen zugrunde gelegt und die Verläufe im Verhältnis zur 

Außengrenze des Untersuchungsraumes im Zuge einer Plausibilitätsprüfung analysiert: 

Á Bundesfernstraßen (z. B. A 31) 

Á Freileitungen Hochspannung im Bestand (z. B. 380-kV-Leitungen, Bahnstromnetz 100-kV) 

Á Freileitungen Hochspannung in Planung ï BBPlG (z. B. Ultranet, Abschnitt C),  

EnLAG (z. B. EnLAG-Vorhaben Nr. 5: Diele-Niederrhein) 

Á Erdkabel Hochspannung im Bestand (z. B. 380-kV-Leitungen) 

Á Erdverlegte Produktenleitungen im Bestand (Öl- und Gas-Fernleitungen) 

Á Erdverlegte Produktenleitungen in Planung (Gas-Fernleitungen, z. B. Zeelink ï Open Grid Europe) 

Weitere B¿ndelungspotenziale sind in den Themenkarten ĂB¿ndelungspotenzialeñ (vgl. Karten 12a / b) 

dargestellt.  

Es ergaben sich keine daraus begründbaren Erfordernisse zur Erweiterung des Untersuchungsraumes.  
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Abbildung 5-35: Strukturierter Untersuchungsraum mit eingeblendeten Raumwiderständen ï 

Übersicht / Kleindarstellung  

  






















































































































































































































































































































































































































